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VON HANS HECKEL

M it großem Elan versucht 
die neue Bundesregierung, 
namentlich Kanzler Merz 
(CDU) und sein CSU-In-

nenminister Dobrindt, den Vertrauens-
verlust wettzumachen, den die Union 
seit der Bundestagswahl erlitten hat. 
„Politikwechsel“ lautete das große Ver-
sprechen im Wahlkampf. Doch kaum wa-
ren die Wahllokale geschlossen, schien 
sich das Versprechen in Luft aufzulösen: 
Das faktische Ende von Schuldenbremse 
und NGO-Kritik (Stichwort: Fragenkata-
log) standen dabei besonders im Fokus 
der Enttäuschung.

In seinen ersten Tagen im Amt ver-
sucht Merz vor allem, außenpolitisch Pro-
fil zu zeigen. In diesem Bereich fällt es 
relativ leicht, einen Kontrast zur Vorgän-
gerregierung aufzuzeigen: Ex-Außenmi-
nisterin Baerbock hatte nicht mehr zu 
bieten als grüne Ideologie und Moralis-
mus, der dem einzigen Ziel zu folgen 
schien, die heimische Anhängerschaft zu 
beeindrucken. Das Resultat ist entspre-
chend: Der Grünen gelang in dreieinhalb 
Jahren nicht ein einziger diplomatischer 
Erfolg, der es wert wäre, in Erinnerung zu 
bleiben. Und Kanzler Scholz ließ in seiner 
nebligen, unnahbaren Art die Außenbe-
ziehungen Deutschlands, etwa zu Frank-
reich, den USA oder den anderen europäi-
schen Parteien, gleichsam verdorren. 

Merz dagegen hat nicht nur schnell 
persönliche Kontakte zu den Führern in 
Paris, London und Warschau herstellen 
können. Auch scheinen – mit seiner maß-
geblichen Beteiligung – die europäischen 
Mächte endlich wieder in die Vorhand zu 
kommen beim diplomatischen Ringen um 
eine Beendigung des Ukrainekriegs. Nach 
dem undurchsichtigen Scholz und einer 
Baerbock, die das Wesen von Außenpoli-
tik an sich nie wirklich verstanden hatte, 
scheint die neue Handlungsbereitschaft 
in Berlin bei den europäischen Partnern 
für einige Erleichterung zu sorgen.

Noch enger an der Brandmauer
Beim zweiten Großthema Migration ist 
Dobrindt offenkundig entschlossen, diese 
Handlungsbereitschaft auch auf dem Feld 
Asyl und Zuwanderung zu demonstrieren. 
Nach dem irritierenden Hin und Her beim 
Problem der Zurückweisungen an der 
Grenze muss sich hier aber erst noch er-
weisen, wie ernst es dem Minister ist  
– und dann, wie weit seine Macht und 
Entschlossenheit reicht, um das Verspro-
chene durchzusetzen.

Dabei ist der Geduldsfaden der Wäh-
ler dünn geworden. Und auch, wenn es 
der Union derzeit hilft, dass der Koaliti-
onspartner SPD gerade mit inneren Que-
relen um den überbordenden Machtan-
spruch von Parteichef Klingbeil beschäf-
tigt ist: Im Parteienstreit zeigt sich deut-
lich, dass die vormalige SPD-Innenminis-

terin Nancy Faeser mit ihrem überfallarti-
gen Verdikt gegen die AfD einen Coup 
gelandet hat, der die Union noch tiefer in 
die Brandmauerfalle drückt – und sie da-
mit noch stärker den strategischen Spie-
len des linken Spektrums ausliefert.

So ließ sich etwa Alexander Hoffmann, 
der neue Chef der CSU-Landesgruppe im 
Bundestag, auf die Frage, wie es die Union 
denn nun mit Linkspartei und AfD halte, 
zu dieser Einlassung drängen: In Verfah-
rensfragen sei eine Absprache mit den 
SED-Erben möglich, mit der AfD jedoch 
nicht. Konkret ging es um die Änderung 
der Tagesordnung des Bundestages, um 
einen zügigen zweiten Wahlgang zur Kür 
der Bundeskanzler zu ermöglichen. Hier 
hatte die Unionsspitze mit den Ultralin-
ken verhandelt, nachdem sie die AfD hat-
te abblitzen lassen.

Ines Schwerdtner, Co-Chefin der 
Linkspartei, hatte kurz nach diesem Deal 
klargemacht, dass man für „verfahrens-
technisches“ Entgegenkommen künftig 
auch inhaltliche Zugeständnisse von der 
Union erwarte. Geht die Union darauf ein, 
liefert sie sich einer sich weiter radikali-
sierenden („Abschaffung des Kapitalis-
mus“) dunkelroten Truppe aus. 

Hier zeigt sich, dass die Union am 
Brandmauer-Problem auf Dauer nicht vor-
beikommt, wenn sie ihr Versprechen des 
Politikwechsels einlösen will. Egal, was lin-
ke Medien und Parteien dazu sagen. Sonst 
ergreift der Wähler das Wort.

NEUE REGIERUNG

Die Union zwischen Aufbruch 
und einer gefährlichen Falle

Während Kanzler Merz außenpolitisch einen furiosen Start hinlegt, gerät seine 
Partei zuhause immer tiefer in die strategische Gefangenschaft des linken Lagers
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AUFGEFALLEN 

Linke Blinde 
und Erleuchtete
Die Regierungschefin aus Dänemark, 
Mette Frederiksen, hat es schon seit 
Längerem erkannt: Illegale Migration 
lässt sich wirksam eindämmen, indem 
man eine konsequente, klar reglemen-
tierte und für das Land sich positiv 
auswirkende Migrationspolitik be-
treibt. Dass ausgerechnet eine Linke 
auf diesem Weg erfolgreich ist, wurde 
in anderen Ländern Europas vor allem 
von konservativen Parteien wohlwol-
lend festgestellt. Trotzig hingegen die 
deutsche Sozialdemokratie, die sich 
lieber mit den grün-woken Multikulti-
Phantasten solidarisierte. 

Dass Frederiksen vollkommen 
richtig liegt, hat jetzt auch der nächste 
Linke begriffen: Der britische Premier 
Keir Starmer zog die Notbremse und 
legt eine 180-Grad-Wende zu seiner 
bisher locker-laxen Einwanderungs-
politik hin. Er will ab sofort aktiv und 
massiv gegen illegale Migranten vor-
gehen, um eine „Insel der Fremden“ 
zu verhindern. Kernpunkte sind dabei 
strengere Vorgaben für Arbeits- und 
Familien-Visa, längere Wartezeiten für 
den Erhalt der Staatsbürgerschaft so-
wie intensiverer Grenzschutz. „Das 
Aufenthaltsrecht ist ein Privileg, das 
verdient werden muss!“, sagte er.

Recht hat er. Nur die deutschen 
Linken begreifen es nicht und bleiben 
ideologisch bockig-stur bei ihrem fal-
schen Kurs. Sogar erste Minimal-
schritte wie die Zurückweisung illega-
ler Migranten an den Grenzen – das 
Normalste der Welt – wird von links 
zerredet, bejammert und beklagt. Es 
fällt wirklich auf: Deutsche Linke – 
von Grün über Rot bis Knallrot – sind 
die Blindesten unter den Blinden.� JE
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Republik Indien und die Is-
lamische Republik Pakistan 
führen seit ihrer Gründung im 
August 1947 wechselweise ei-

nen kalten oder heißen Krieg gegeneinan-
der. Hauptverantwortlich hierfür ist der 
religiöse Gegensatz zwischen Hindus und 
Muslimen, welcher auch zum Kaschmir-
Konflikt führte: Kaschmir und das be-
nachbarte Jammu waren 1947 weitgehend 
muslimisch geprägt, was den Hindu-Ma-
haradscha der Region aber nicht davon 
abhielt, Indien beizutreten. 

Daraufhin wollten paschtunische Frei-
schärler einen Anschluss an Pakistan er-
zwingen. Hieraus resultierte der Erste 
Indisch-Pakistanische Krieg, der im Janu-
ar 1949 mit der De-facto-Spaltung Kasch-
mirs in einen indisch und einen pakista-
nisch verwalteten Teil endete. Dem folg-
ten der Zweite und der Dritte Kaschmir-
krieg zwischen den beiden verfeindeten 
Mächten im Sommer 1965 beziehungswei-
se Frühjahr 1999. Diese Kriege erbrachten 
keine wesentlichen Veränderungen des 
Status quo in dem umstrittenen Gebiet 
am Fuße des Himalayas. 

Operation unter falscher Flagge?
Allerdings begannen islamische Terror-
milizen nun mit Unterstützung des pakis-
tanischen Geheimdienstes Inter-Services 
Intelligence (ISI) im indischen Teil 
Kaschmirs einen Guerillakrieg gegen die 
Hindus zu führen, weswegen die Regie-
rung in Neu-Delhi 2019 die Aufhebung des 
Autonomiestatus für Kaschmir und Jam-
mu verfügte, was die Situation dann wei-
ter verschärfte.

Zu den in Kaschmir aktiven Terror-
gruppen gehört The Resistance Front 
(TRF). Auf deren Konto gingen zwischen 
April 2020 und Juni 2024 zwei Dutzend 
Anschläge mit 67 Todesopfern. Dann atta-
ckierte ein TRF-Kommando, dem der aus 
Kaschmir stammende Adil Hussain Tho-
ker sowie die beiden Pakistanis Ali Bhai 
und Hashim Musa angehörten, am 22. Ap-
ril im Balsaram-Tal unweit der Stadt Pa-
halgam im Herzen von Kaschmir Hindu-
Touristen aus ganz Indien und Nepal. Die 
drei und ihre Mittäter erschossen dabei 
kaltblütig 26 wehrlose Menschen, wobei 
sie akribisch darauf achteten, keine Mus-
lime zu töten.

Die indische Regierung machte für das 
Attentat umgehend den ISI verantwort-
lich, woraufhin der pakistanische Vertei-
digungsminister Khawaja Muhammad 
Asif entgegnete, der Vorfall sei Teil der 
„hausgemachten Revolution“ der unter-
drückten Muslime in ganz Indien. Gleich-
zeitig mutmaßte er, es könne sich aber 
auch um eine indische Operation unter 
falscher Flagge handeln, um einen Kriegs-
grund gegen Pakistan zu schaffen.

Wasser als Waffe
Indien reagierte mit Militärschlägen ge-
gen mutmaßliche Terrorcamps in Pakis-
tan sowie diversen Sanktionen. Hierzu 
zählte nicht zuletzt die Außerkraftsetzung 
des Indus-Wasservertrages von 1960, der 
garantieren soll, dass genügend Wasser 
aus den Bergen des Himalayas nach Pakis-
tan gelangt, weil ansonsten die Landwirt-
schaft der islamischen Republik zusam-
menbricht. Das wiederum birgt die Ge-
fahr eines pakistanischen Angriffs mit 
taktischen Nuklearwaffen, weil die Regie-
rung in Islamabad „jeden Versuch, den 

Wasserlauf zu stoppen oder umzuleiten, 
als Kriegshandlung“ betrachtet, welche 
die gesamte staatliche Existenz Pakistans 
bedrohe. Um der Warnung an Indien Ge-
wicht zu verleihen, erfolgte Anfang Mai 
ein Test der Boden-Boden-Rakete Abdali, 
die auch Atomsprengköpfe tragen kann.

Diese Drohgebärden, auf die Indien 
mit großangelegten Zivilschutzübungen 
antwortete, erfolgten vor dem Hinter-
grund innenpolitischer Konflikte. Der 
Sturz des früheren Premierministers Im-
ran Khan und dessen Inhaftierung spalten 
Pakistan – dazu kommen massive wirt-
schaftliche Probleme und die wachsende 
Inflation. Deshalb strebt das ohnehin 
schon sehr dominante Militär nach noch 
mehr Einfluss, um das Land aus der Krise 
zu führen. 

China lauert im Hintergrund
Die neuerliche Konfrontation mit Indien 
könnte den Generälen den nötigen Rück-
halt in der Bevölkerung verschaffen – so-
fern die pakistanischen Streitkräfte hier 
nicht den Kürzeren ziehen, was bei rein 

konventionell ausgetragenen Kämpfen 
durchaus passieren könnte.

Unabhängig von der Gefahr eines ato-
maren Infernos auf dem indischen Sub-
kontinent birgt die neuerliche Eskalation 
zwischen Indien und Pakistan aber noch 
weitere Unwägbarkeiten. Die Volksrepub-
lik China, welche selbst seit 1959 in Grenz-
streitigkeiten mit Indien verwickelt ist 
und das Land auch als geopolitischen 
Konkurrenten betrachtet, steht auf der 
Seite Pakistans. Dies wiederum belastet 
das gegen die Dominanz des Westens ge-
richtete BRICS-Bündnis, dem sowohl 
China als auch Indien angehören. 

Andererseits bieten der gute Draht 
zwischen Peking und Islamabad sowie die 
teilweise wirtschaftliche und außenpoliti-
sche Interessenkongruenz zwischen der 
Volksrepublik und Indien aber die Chan-
ce, dass das Reich der Mitte erfolgreich als 
Schlichter agiert. Den jetzigen Waffen-
stillstand vermittelten allerdings die USA, 
nachdem Pakistan massiv zurückschoss 
und einen Kampf „bis zum letzten Bluts-
tropfen“ ankündigte.

Bis das Fass überläuft
Kurz vor der atomaren Katastrophe – Ein Waffenstillstand legt jetzigen Kaschmir-Konflikt nur vorerst bei

Zankapfel Kaschmir Seit 1947 schwelt der Konflikt um die Himalaya-Region zwischen den heutigen 
Atommächten Pakistan und Indien. Die jüngsten Kämpfe im Mai haben das Potential zum Flächenbrand gehabt
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Ausgebombt in Kaschmir: Bei den jüngsten Kämpfen kamen auf beiden Seiten auch 36 Zivilisten ums Leben

Indien und Pakistan, die jetzt an der 
Schwelle eines neuen großen Krieges ge-
geneinanderstehen, sind Militärmächte 
erster Ordnung. In den Streitkräften In-
diens dienen derzeit knapp 1,5 Millionen 
aktive Soldaten, womit das Land an zwei-
ter Stelle nach der Volksrepublik China 
und vor den USA sowie Russland steht, 
was die militärische „Manpower“ betrifft. 
Pakistan belegt hier mit 654.000 Mann 
einen auch noch beachtlichen siebten 
Platz. Ebenso rangiert Indien auf Platz 
Vier im sogenannten Global Firepower 
Index, der die Kapazitäten für die konven-
tionelle Boden-, See- und Luftkriegsfüh-
rung berücksichtigt, während Pakistan 
hier den neunten Platz einnimmt.

Konkret machen sich die Unterschie-
de folgendermaßen bemerkbar: Aktuell 
besitzen die Inder 4201 Kampfpanzer,  
4339 Artillerie- und Raketenwerfersyste-
me, 643 Kampfflugzeuge, 13 Zerstörer,  
14 Fregatten, 18 Korvetten, zwei Flugzeug-
träger und 18 U-Boote, davon zwei mit 
Atomantrieb. Pakistan kommt hingegen 
nur auf 2627 Kampfpanzer, 3891 Geschüt-
ze und Raketenwerfer, 418 Kampfflugzeu-
ge, jeweils neun Fregatten und Korvetten 
sowie acht dieselgetriebene U-Boote. 

Daraus ergibt sich eine spürbare Un-
terlegenheit gegenüber Indien im konven-
tionellen Bereich. Deshalb setzt die isla-
mische Republik auch auf Kernwaffen 
taktischer und strategischer Art, um den 

Gegner gegebenenfalls mit einem nuklea-
ren Schlag niederzuwerfen.

Seit der Zündung der ersten „islami-
schen Atombombe“ am 28. Mai 1998 im 
Ras-Koh-Gebirge in der Provinz Belut-
schistan hat sich Pakistan 170 Kern-
sprengköpfe und ein beachtliches Arsenal 
an Trägersystemen zugelegt. Zu diesen 
gehören die acht Raketentypen Abdali, 
Ghaznavi, Ghauri, Shaheen, Ababeel und 
Hatf mit Reichweiten von bis zu 2750 Ki-
lometern. Dazu kommen F-16- und Mi-
rage-Jagdbomber aus den Vereinigten 
Staaten beziehungsweise Frankreich, wel-
che jeweils eine Atombombe 1600 Kilo-
meter weit nach Indien hinein transpor-
tieren können.

Indien besitzt 172 Atomsprengköpfe 
und Trägerraketen, die jeden Punkt in Pa-
kistan zu erreichen vermögen. Besonders 
zu erwähnen sind hier die Agni-III-Mittel-
strecken- und die Agni-V-Interkontinen-
talraketen, deren Reichweiten zwischen 
3500 und 8000 Kilometern liegen. Darü-
ber hinaus können die beiden indischen 
Atom-U-Boote „Arihant“ und „Arighat“ 
seit September 2024 ballistische Raketen 
des Typs K-4 Kalam verschießen. Da de-
ren Reichweite bis zu 4000 Kilometer be-
trägt, verfügt Indien nunmehr auch über 
eine nukleare Zweitschlagskapazität, die 
dann zum Einsatz kommen würde, wenn 
Pakistan bei einem Erstschlag die anderen 
Trägersysteme zerstört.� W.K.

WAFFENARSENAL

Großer David gegen kleinen Goliath
Bis an die Zähne bewaffnet – Pakistan und Indien rüsten sowohl bei konventionellen als auch atomaren Waffen ständig nach

Indien besitzt  
172 Atomspreng

köpfe und 
Trägerraketen,  
die jeden Punkt  
in Pakistan zu 

erreichen vermögen

TERRORGRUPPEN

Säuberung des 
„islamischen“ 

Kaschmir
Der pakistanische Geheimdienst ISI 
unterstützt schon seit Jahrzehnten is-
lamische Terrororganisationen, die in 
Kaschmir und anderen Teilen Indiens 
operieren. Eine davon ist die 1986 
nicht zuletzt auf Betreiben Osama bin 
Ladens entstandene Laschkar-e-Tai-
ba, welche mittlerweile mehrere tau-
send Mitglieder besitzt und unter an-
derem die beiden großen Anschläge 
von Mumbai am 11. Juli 2006 und  
26. November 2008 mit insgesamt  
353 Toten beging. 

Da die Laschkar-e-Taiba in der Zeit 
danach immer stärker ins Visier der 
indischen Sicherheitskräfte geriet, 
kam es zu etlichen Abspaltungen, um 
die Terrorfahnder zu verwirren. Zu 
diesen Neugründungen gehörte The 
Resistance Front (TRF), die 2019 in-
folge einer Initiative von Muhammad 
Abbas Sheikh alias Umar Mukhtar und 
Sheikh Sajjad Gul entstand, wobei 
Mukhtar dann am 23. August 2021 in 
Aloochi Bagh von indischen Polizisten 
erschossen wurde, während der Sajjad 
Gul nach wie vor als Anführer von TRF 
fungiert. Deswegen setzten die Behör-
den eine Belohnung von umgerechnet 
über 10.000 Euro für seine Ergreifung 
oder Tötung aus. 

TRF hat es besonders auf Hindus 
abgesehen, welche sich angeblich ille-
gal im „islamischen“ Kaschmir nieder-
lassen und dadurch die demographi-
schen Verhältnisse verändern. Des-
halb galten ihre Anschläge ab April 
2020 nicht nur Angehörigen der indi-
schen „Besatzungstruppen“, sondern 
auch nichtmuslimischen Zivilisten. 

Für den aktuellen Terrorakt un-
weit der Stadt Pahalgam übernahm 
TRF zunächst die Verantwortung, wo-
bei sie auch den ermordeten Touristen 
vorwarf, sie hätten in Kaschmir blei-
ben und die dortigen Muslime ver-
drängen wollen. Dann jedoch sprach 
die Miliz plötzlich von einer Täu-
schungsaktion des indischen Geheim-
dienstes. Dies war möglicherweise die 
Reaktion auf die Enthüllungen der Na-
tionalen Untersuchungsbehörde in 
Neu-Delhi, denen zufolge das Attentat 
auf ausdrückliche Anweisung des ISI 
erfolgte.� W.K.
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VON THOMAS SCHWARTZ

D ie Wahl von Kardinal Ro-
bert Francis Prevost zum 
neuen Oberhaupt der ka-
tholischen Kirche und sei-
ne Namenswahl Leo XIV. 
haben weltweit Aufmerk-

samkeit erregt. Dieser Name knüpft an eine 
bedeutende Tradition an, insbesondere an 
Papst Leo XIII., der die Kirche durch die so-
zialen Verwerfungen der ersten industriellen 
Revolution führte und mit der Enzyklika „Re-
rum novarum“ die Katholische Soziallehre 
begründete. Die Wahl des Namens Leo ist 
dabei mehr als eine Geste der Traditionspfle-
ge; sie darf als programmatisches Signal ver-
standen werden, dass auch der neue Papst die 
Kirche mit intellektueller Schärfe und lehr-
amtlicher Treue durch die Umbrüche unserer 
Zeit führen will. 

In seiner ersten Predigt vor den Kardinä-
len formulierte Leo XIV. programmatisch 
sein Selbstverständnis: „Ich muss klein wer-
den, damit Christus groß hervorstrahlt.“ Die-
ses Leitmotiv eines demütigen Dieners, eines 
Menschen, der sich in seinem hohen Amt als 
Diener sieht, korrespondiert mit seiner ers-
ten öffentlichen Ansprache, in der er den 
Frieden, den Dialog und eine missionarische 
Kirche „mit offenen Armen“ beschwor, die 
bereit sei, „alle empfangen zu können, die 
unsere Nächstenliebe, unsere Gegenwart, 
unseren Dialog und unsere Liebe brauchen“.   

Von Chicago über Peru nach Rom
Robert Francis Prevost wurde am 14. Septem-
ber 1955 in Chicago, Illinois, in eine tiefkatho-
lische Familie mit französischen, italienischen 
und spanischen Wurzeln geboren. Seine Mut-
ter war Bibliothekarin, sein Vater Schulleiter 
– ein Milieu, das Bildung und Glauben glei-
chermaßen wertschätzte. Bereits in jungen 
Jahren verspürte er die Berufung zum Pries-
tertum. Nach dem Studium der Mathematik 
und Philosophie trat er 1977 dem Augustiner-
orden bei. Es folgten Studien der Theologie in 
Chicago und des Kirchenrechts in Rom, wo er 
mit einer Arbeit über die Rolle des lokalen 
Priors im Augustinerorden promovierte. 

Die prägendsten Jahre verbrachte Prevost 
jedoch ab 1985 als Missionar in Peru. Dort 
wirkte er als Seelsorger, Kanzler der Prälatur 
Chulucanas, Seminarlehrer und schließlich 
von 2015 bis 2023 als Bischof von Chiclayo. 
2015 nahm er die peruanische Staatsbürger-
schaft an. Diese jahrzehntelange Erfahrung in 
Lateinamerika, dem Kontinent mit den meis-
ten Katholiken, relativieren die Bezeichnung 
„erster US-Papst“ und verleihen ihm eine 
Perspektive des Globalen Südens. Er ist kein 
typischer US-amerikanischer Kirchenmann, 
sondern hat die Kirche von den Rändern her 
erlebt, was seine Akzeptanz in der Weltkirche 
fördern dürfte, insbesondere in Kreisen, die 
einer kulturellen Dominanz der USA skep-
tisch gegenüberstehen. Seine erste Anspra-
che als Papst hielt er auf Italienisch und Spa-
nisch, kein Wort auf Englisch. 

Zahlreiche Anekdoten aus seiner Zeit in 
Peru zeichnen das Bild eines pragmatischen 
und menschennahen Hirten. So wird berich-
tet, er habe eigenhändig liegengebliebene 
Lastwagen repariert und sei nach Über-
schwemmungen durch den Schlamm gewatet, 
um den Notleidenden beizustehen. Dabei ist 
er aber auch ein Mann mit einem scharfen Ver-
stand. Ich habe ihn in den Begegnungen wäh-
rend der Sitzungen der Weltsynode als einen 
genau zuhörenden Menschen wahrnehmen 
können, den ein feiner Humor kennzeichnet.

Seine augustinische Identität ist mehr als 
ein biographisches Detail; sie dürfte sein 
Denken und Handeln als Papst prägen. Der 
Orden des heiligen Augustinus steht für Ge-
meinschaftssinn, die Suche nach Wahrheit im 
Dialog sowie die Bedeutung von Freund-
schaft und innerem Leben. Prevosts bischöf-

Ein pragmatischer und menschennaher Hirte
Leo XIV. ist das neue Oberhaupt der weltweit mehr als 1,4 Milliarden katholischen Christen. Wer ist der neue Papst?  

Für welche Form von Kirche steht er? Und was dürfen die Kirche und die Welt von ihm erwarten?

liches Motto „In Illo uno unum“ (Im Einen 
sind wir eins), ein Zitat aus einem Traktat 
Augustins über die Einheit der Kirche, unter-
streicht diesen gemeinschaftlichen Aspekt. 
Er hat dieses Motto nun auch in sein päpst-
liches Wappen übertragen.

Vor seiner Wahl zum Papst bekleidete Ro-
bert Prevost bereits hohe Ämter. Von 2001 bis 
2013 leitete er als Generalprior den weltwei-
ten Augustinerorden von Rom aus, was ihm 
umfassende administrative Erfahrung und 
tiefe Einblicke in die Weltkirche verschaffte. 
2023 ernannte ihn Papst Franziskus zum Prä-
fekten des Dikasteriums für die Bischöfe, ei-
ner Schlüsselposition im Vatikan, die für die 
Auswahl von Bischöfen weltweit zuständig 
ist, und erhob ihn im selben Jahr in den Kar-
dinalsstand.

Brückenbauer und stiller Erneuerer
Papst Leo XIV. tritt sein Amt mit der Vision 
an, ein „Brückenbauer“ und ein „stiller Er-
neuerer“ zu sein. Er betont die Synodalität als 
einen Weg der Kirche, versteht diese jedoch 
nicht als „politische Agenda“, sondern als ein 
„Hören auf den Heiligen Geist“. Darin sieht 
er einen Schlüssel zur Überwindung der Pola-
risierung, die die Kirche vielerorts erfasst hat. 
Sein Verständnis von bischöflicher Leitung 
ist geprägt von Dienstbarkeit: „Der Bischof 
soll kein kleiner Prinz sein, der in seinem Kö-
nigreich sitzt.“ Vielmehr gehe es darum, das 
Evangelium durch persönliches Zeugnis zu 
vermitteln und die Schönheit des Glaubens 
zu teilen. Er sprach sich auch dafür aus, das 
Volk Gottes stärker in die Auswahl der Bi-
schöfe einzubeziehen. 

Zur Rolle der Frau in der Kirche vertritt er 
die traditionelle Lehre und lehnt eine „Kleri-
kalisierung“ von Frauen durch die Weihe ab. 
Gleichwohl hat er als Präfekt des Bischofsdi-
kasteriums die von Papst Franziskus initiierte 
Reform mitgetragen, drei Frauen als stimm-
berechtigte Mitglieder in das Gremium aufzu-
nehmen, das Bischofsnominierungen vorbe-
reitet. Dies deutet auf eine differenzierte Hal-
tung hin: Festhalten an der Lehre bei gleich-
zeitiger Bereitschaft, Frauen stärker in kirch-
liche Entscheidungsprozesse einzubinden.   

In seiner ersten Rede vor dem Kardinals-
kollegium nahm Leo XIV. ausdrücklich Bezug 
auf Papst Leo XIII. und dessen Enzyklika „Re-
rum novarum“. Er sieht Parallelen zwischen 
der industriellen Revolution des 19. Jahrhun-
derts und der heutigen „neuen wirtschaftli-

chen Revolution“, die insbesondere durch die 
Künstliche Intelligenz (KI) vorangetrieben 
wird. Die Kirche, so der neue Papst, müsse 
angesichts der Herausforderungen für die 
Menschenwürde, für faire Arbeitsplätze und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt Ant-
worten geben. Damit positioniert er sich als 
ein Pontifex, der die Katholische Soziallehre 
aktiv in die aktuellen Debatten einbringen 
will – ein klassisch-konservativer Ansatz mit 
hoher moderner Relevanz. Dies erlaubt ihm, 
notwendige Anpassungen an die moderne 
Welt auf einem Fundament zu fordern, das in 
der Tradition tief verwurzelt und auch für 
eher konservative Gläubige unumstritten ist.   

Beobachter beschreiben ihn als jemanden, 
der die Substanz der Agenda von Papst Fran-
ziskus fortführen könnte, jedoch mit einem 
anderen, „pragmatischeren, vorsichtigeren 
und diskreteren Stil“. In manchen lehramtli-
chen Streitfragen, etwa zur Segnung homose-
xueller Paare oder zum Umgang mit der au-
ßerordentlichen Form des Römischen Ritus, 
hat er sich bisher nicht klar positioniert. Diese 
Zurückhaltung könnte Teil einer bewussten 
Strategie sein, als Brückenbauer nicht von 
vornherein Fronten zu verhärten, sondern zu-
nächst Vertrauen aufzubauen und zuzuhören. 
Zwar betonte er die Notwendigkeit für die 
Kirche, „offen und einladend“ zu sein, äußerte 
sich aber als Bischof in Peru auch kritisch zur 
sogenannten Gender-Ideologie.

Soziale Gerechtigkeit und der Schutz der 
Schöpfung sind ihm wichtige Anliegen. Sein 
langjähriges Engagement für die Armen in 
Peru und seine Aussagen zum Umweltschutz, 
etwa dass die „Herrschaft über die Natur … 
nicht ‚tyrannisch‘ werden“ dürfe, belegen dies. 

Herausforderungen und Erwartungen 
an Papst Leo XIV.
Der neue Papst übernimmt die Leitung der 
Kirche in einer Zeit tiefgreifender Herausfor-
derungen. Dazu zählen die fortschreitende 
Säkularisierung und ein signifikanter Rück-
gang der Kirchenmitgliederzahlen in vielen 
westlichen Ländern. Gleichzeitig wächst die 
Kirche im Globalen Süden, doch auch dort 
nimmt die Kirchenbindung ab. 

Intern steht die Kirche weiterhin vor der 
Aufgabe der konsequenten Aufarbeitung und 
Prävention von sexuellem Missbrauch. Sein 
Handeln in dieser Frage wird ein Prüfstein für 
die Glaubwürdigkeit seines Pontifikats sein. 
Hinzu kommt eine starke Polarisierung in-

nerhalb der Kirche in Fragen der Liturgie, der 
Morallehre und der Ausrichtung des synoda-
len Weges. Papst Leo XIV. selbst beklagte ei-
nen verbreiteten Mangel an Glauben und eine 
religiöse Indifferenz, die auch unter Getauf-
ten zu einem „praktischen Atheismus“ und 
einem „Verlust des Sinns im Leben“ führe. 
Dies deutet darauf hin, dass er die tiefere spi-
rituelle Krise hinter den statistischen Rück-
gängen sieht und seine Antwort wahrschein-
lich in einer erneuerten Verkündigung und im 
persönlichen Zeugnis liegen wird.   

In einer von Konflikten und Ungleichheit 
geprägten Welt bleibt die Kirche gefordert, 
ihre Stimme für Frieden, Gerechtigkeit und 
Menschenwürde zu erheben. Die Erfahrun-
gen des neuen Papstes mit politischer Kor-
ruption und Gewalt in Peru könnten hier sei-
ne Perspektive schärfen. Auch der Umgang 
mit politischen Mächten und Ideologien wird 
eine Herausforderung sein. In der Vergangen-
heit hat er sich kritisch gegenüber Versuchen 
geäußert, den Glauben politisch zu instru-
mentalisieren. Obwohl Amerikaner, könnten 
ihm seine weltweiten Erfahrungen eine ge-
wisse Distanz zu den verhärteten Fronten 
innerhalb der US-Kirche verleihen, was ihm 
paradoxerweise helfen könnte, dort als Brü-
ckenbauer zu wirken. 

Eine Verbindung nach Deutschland?
Eine tiefe, spezifische theologische oder poli-
tische Verbindung Papst Leos XIV. zu 
Deutschland ist bisher nicht öffentlich be-
kannt. Dennoch gibt es Anknüpfungspunkte. 
Er beherrscht mehrere Sprachen, darunter 
Englisch, Spanisch, Italienisch, Französisch, 
Portugiesisch und liest zudem Latein und 
Deutsch. Diese Fähigkeit, unsere Sprache zu-
mindest zu lesen und zu verstehen, ist mehr 
als eine Randnotiz. Sie ermöglicht ihm einen 
direkteren, ungefilterten Zugang zu den oft 
komplexen und theologisch anspruchsvollen 
Debatten in der deutschsprachigen Kirche. 
Dies könnte zu einem differenzierteren Ver-
ständnis und Dialog mit den Vertretern des 
„Synodalen Wegs“ führen, auch wenn er 
nicht allen Forderungen aus Deutschland zu-
stimmen wird, und seine Rolle als Brücken-
bauer auch im Austausch mit der Kirche in 
Deutschland stärken. 

Papst Leo XIV. tritt sein Amt an mit dem 
erklärten Willen, als Brückenbauer zu wirken. 
Seine Fähigkeit, die verschiedenen Strömun-
gen in der Kirche zusammenzuführen und 
gleichzeitig klare Orientierung zu geben, 
wird für den Erfolg seines Pontifikats ent-
scheidend sein. Er steht dabei vor der Her-
ausforderung, die von Papst Franziskus an-
gestoßene Dynamik in ruhigere, aber nicht 
weniger entschlossene Bahnen zu lenken, mit 
einem starken Fokus auf die geistliche Er-
neuerung und die soziale Verantwortung der 
Kirche. Die von ihm in seiner ersten Rede vor 
den Kardinälen genannten Leitlinien schei-
nen mir, in diese Richtung zu weisen.

Seine augustinische Prägung wird ihm 
helfen, eine Synthese zwischen der Bewah-
rung der Tradition und notwendiger Erneue-
rung zu finden, die sowohl konservative als 
auch reformorientierte Katholiken anzuspre-
chen vermag. In einer medialisierten und oft 
von lautstarker Aufgeregtheit geprägten Welt 
kann sich sein eher „stiller“, „vorsichtiger“ 
und „diskreter“ Stil als Stärke erweisen. Ein 
Pontifikat, das weniger auf spektakuläre Ges-
ten und mehr auf substanzielle, langfristige 
Arbeit setzt, ist geeignet, nachhaltige Früchte 
zu tragen und so zu einer Quelle der Hoff-
nung und des stillen, aber tiefgreifenden 
Wandels zu werden. 

b Prof. Dr. Thomas Schwartz ist römisch-
katholischer Priester, Theologe, Honorar- 
professor, Autor und Fernsehmoderator. Er ist 
Hauptgeschäftsführer des in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa tätigen Hilfswerks Renovabis. 
www.renovabis.de

„Fähigkeit, die verschiedenen Strömungen in der Kirche zusammenzuführen und gleichzeitig klare Orientierung zu geben“: 
Leo XIV., hier während seiner ersten Messe als Papst in der Sixtinischen Kapelle  �
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Soziale Medien gehören heute zum Alltag 
junger Menschen. Doch besonders Ju-
gendliche mit psychischen Problemen 
nutzen Plattformen wie Instagram oder 
TikTok intensiver als Gleichaltrige ohne 
Diagnose. Eine aktuelle britische Studie 
zeigt nun, wie stark sich digitale Gewohn-
heiten bei psychisch kranken Jugendli-
chen unterscheiden.

Veröffentlicht wurde die Untersu-
chung im Fachjournal „Nature Human 
Behaviour“. Die Forscher analysierten 
Daten von rund 3300 Jugendlichen zwi-
schen elf und 19 Jahren. Etwa 16 Prozent 
der Teilnehmer litten an mindestens ei-
ner psychischen Störung, insbesondere 
an Depressionen oder Angststörungen. 
Im Schnitt verbrachten diese Jugendli-
chen täglich 50 Minuten mehr auf sozia-
len Medien als gesunde Gleichaltrige.

Auffällig ist auch der Umgang mit den 
Plattformen. Jugendliche mit internalisie-
renden Störungen gaben an, sich häufiger 
mit anderen zu vergleichen, unzufriede-
ner mit der Zahl ihrer Online-Freunde zu 
sein und ihre Stimmung stärker von Likes 
und Kommentaren beeinflussen zu las-
sen. „Gerade Jugendliche mit Ängsten 
oder Depressionen reagieren empfindli-
cher auf digitale Rückmeldungen“, erklärt 
Studienleiterin Luisa Fassi. „Sie verglei-
chen sich stärker mit anderen und emp-
finden häufiger Unzufriedenheit.“

Marcel Romanos, Direktor der Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie am 
Universitätsklinikum Würzburg, lobt die 
Studie, warnt aber vor voreiligen Schlüs-
sen: Ob soziale Medien psychisch krank 
machen oder ob Betroffene nur stärker zu 
ihnen greifen, sei nicht final geklärt.

Hinzu kommt: Die Daten stammen 
aus dem Jahr 2017. Pandemie, Kriege und 
gesellschaftliche Verunsicherung haben 
seither die Lebensrealität vieler Jugend-
licher verändert. Die Rolle digitaler Me-
dien hat vielleicht auch dadurch eher zu-
genommen. Viele Jugendliche verbringen 
mittlerweile mehr als drei Stunden täglich 
in sozialen Netzwerken.

Weitere Studien liefern ähnliche Hin-
weise. Eine Untersuchung aus Kanada 
zeigte, dass bereits eine Woche Social-
Media-Pause bei jungen Frauen das Kör-
perbild verbessern kann. Die US-Gesund-
heitsbehörde CDC warnt inzwischen of-
fen vor der digitalen Dauerpräsenz: Ju-
gendliche, die täglich drei Stunden oder 
mehr auf Plattformen verbringen, zeigen 
doppelt so häufig depressive Symptome. 
Auch andere wissenschaftliche Untersu-

chungen kommen zu dem Schluss, dass 
soziale Medien für bestimmte Gruppen 
ein Risikofaktor sind. Therapeuten be-
richten, dass soziale Medien immer häufi-
ger Thema in Gesprächen sind: als Quelle 
von Stress, Schlafmangel oder sozialem 
Druck. Auch das Thema „Cyber-Mob-
bing“ nimmt an Bedeutung zu. 

In der Politik findet die Problematik 
bislang kaum statt. Dabei geht es um eine 
Generation, die mit digitalen Medien auf-
wächst. Ein Verbot oder eine stärkere Re-
gulierung fordern die britischen Experten 
indes nicht. Stattdessen wollen sie die 
Nutzung sozialer Medien und medienbe-
zogene Inhalte eher stärker in der schuli-
schen Bildung verankern. Ziel sei es, Risi-
ken frühzeitig zu erkennen und Jugendli-
chen Orientierung im digitalen Raum zu 
bieten. � Peter Entinger

DIGITALE WELT

Psychisch kranke Jugendliche nutzen Soziale Medien
Britische Studie beweist: Stundenlanger Dauerkonsum von Instagram & Co fördert Depressionen

b MELDUNGEN

Justiz nicht 
„wetterfest“
Berlin – Der Deutsche Richterbund 
(DRB) mahnt Reformen an, um die 
Justiz vor autoritären Kräften zu 
schützen. Sven Rebehn, Bundesge-
schäftsführer des DRB, sagte, „der ver-
besserte Schutz des Bundesverfas-
sungsgerichts vor gezielten politi-
schen Eingriffen kann nur ein erster 
Schritt gewesen sein“. Rebehn warnte 
konkret vor einem politischen Miss-
brauch der Strafverfolgung. Laut dem 
Richterbundchef müssten die „gesetz-
lichen Einfallstote“ für einen politi-
schen Missbrauch der Strafverfolgung 
dringend geschlossen werden. Dazu 
schlug Rebehn vor, den Justizminister 
aus der Weisungskette bei der Straf-
verfolgung herauszunehmen. Zudem 
sollte nach Ansicht des Richterbundes 
auch die Besetzung von Richterstellen 
neu geregelt werden, sodass die Beset-
zung nicht parteipolitisch instrumen-
talisiert werden kann. Es brauche vor 
allem starke Mitbestimmungsrechte 
der Justiz bei Einstellungen und Be-
förderungen, so Rebehn.� H.M.

Linker NGO 
Geld gestrichen
Wurzen – In der sächsischen Kreis-
stadt Wurzen stimmten die Stadträte 
von CDU und AfD gemeinsam dafür, 
dem linken „Netzwerk für Demokrati-
sche Kultur“ die kommunalen Förder-
gelder zu entziehen, wodurch automa-
tisch auch die Bezuschussung über das 
Landesprogramm „Leipziger Raum“ 
entfällt. In den vergangenen beiden 
Jahren hatte die angebliche Nichtre-
gierungsorganisation 463.218 Euro an 
öffentlichen Geldern erhalten. Die 
Entscheidung des Stadtrates resultier-
te nicht zuletzt aus den exorbitanten 
Personalkosten, ohne dass auch nur 
eine einzige Vollzeitstelle existiert, so-
wie aus dem Desinteresse an den Ver-
anstaltungen des Netzwerkes zu The-
men wie „Seenotrettung“ und „Integ-
ration“, welche lediglich 4000 Euro 
pro Jahr einspielten. Vor der Abstim-
mung wurden zwei CDU-Stadträtin-
nen von einem Kommunalpolitiker 
der Linkspartei so massiv einge-
schüchtert, dass das Votum im Gehei-
men erfolgen musste.� W.K.

Asyl-Notstand 
im Erzgebirge
Aue-Bad Schlema – Die Große Kreis-
stadt im Erzgebirge hat eine Asyl-Not-
lage ausgerufen. Der Antrag der Freien 
Sachsen „Maßnahmen zur Erhöhung 
der Sicherheit und Bewältigung der 
Migrationssituation in Aue-Bad Schle-
ma“ wurde von den Stadträten der 
Freien Sachsen, CDU, AfD, Freien 
Wähler, SPD und Linken sowie einer 
örtlichen Bürgerinitiative einstimmig 
angenommen. Nach Ansicht der Kom-
munalpolitiker ist die Notlage der un-
zureichenden Bewältigung der Migra-
tionskrise auf EU-, Bundes- und Lan-
desebene geschuldet und unter ande-
rem durch eine Erschütterung der in-
neren Sicherheit in der Stadt gekenn-
zeichnet. Die Stadträte fordern Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Migran-
tenkriminalität. So soll sich der Ober-
bürgermeister Heinrich Kohl (CDU) 
dafür einsetzen, dass rechtliche 
Grundlagen für die Zurückweisung ab-
gelehnter oder straffälliger Asylbewer-
ber geschaffen werden.� W.K.

VON HAGEN RITTER

D er saarländische Verfassungs-
schutz hatte seit seiner Grün-
dung im Jahr 1957 sechs Amts-
leiter. In Brandenburg wird 

demnächst Innenministerin Katrin Lange 
(SPD) bekannt geben, wer der neunte 
Chef des dortigen, erst 1991 gegründeten 
Verfassungsschutzes wird. Mitten in der 
aufgeheizten Debatte um ein AfD-Verbot 
hat Brandenburgs Innenministerin am  
6. Mai Jörg Müller, den seit 2020 amtie-
renden Verfassungsschutzchef, fristlos 
entlassen. Lange begründete den Schritt 
mit fehlendem Vertrauen.

Verspätete Benachrichtigung
Einen Tag später bestätigte die Innenmi-
nisterin im Potsdamer Landtag, dass 
Brandenburgs Verfassungsschutz den 
AfD-Landesverband bereits am 14. April 
als gesichert rechtsextremistisch einge-
stuft hat. Nach Darstellung Langes ist sie 
davon aber erst am 5. Mai vom Verfas-
sungsschutzchef informiert worden.

Obwohl ausdrücklich von „fehlendem 
Vertrauen“ und einer „fehlerhaften Kom-
munikation“ die Rede ist, deuten viele 
Kommentatoren den Rauswurf des Ver-
fassungsschutzchefs als Folge von grund-
sätzlichen Differenzen zwischen der In-
nenministerin und dem bisherigen Ver-
fassungsschutzleiter: Hier der „profilier-
te“ Chef des Verfassungsschutzes, der den 
AfD-Landesverband vom Verdachtsfall zu 
„gesichert rechtsextremistisch“ hochge-
stuft hat, dort die erst seit letztem Herbst 
als Innenministerin amtierende Katrin 
Lange, die die AfD „politisch stellen will“.
Mittlerweile liegen von Politikern der 
Grünen und der Linkspartei Rücktritts-
forderungen vor: „Katrin Lange ist als In-
nenministerin keinen Tag länger trag-
bar!“, so Brandenburgs Linke-Parteichef 
Sebastian Walter. 

Der Sender rbb wirft Lange sogar vor, 
sie sei früher und umfänglicher über eine 
Hochstufung der AfD informiert worden, 
als von ihr behauptet. Die CDU-Fraktion 
hat Akteneinsicht verlangt, um diesen 
Vorwurf aufzuklären. 

Bereits der Vorgänger des nun in den 
Ruhestand geschickten Verfassungs-
schutzchefs war 2019 vom damaligen In-
nenminister Michael Stübgen (CDU) in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt 

worden. Stübgen war gerade fünf Wochen 
im Amt, da wurde der damalige Verfas-
sungsschutzchef „mit sofortiger Wir-
kung“ von der Dienstausübung entbun-
den. Stübgen begründete dies mit ähnli-
chem Wortlaut wie seine aktuelle Nach-
folgerin mit „nicht ausreichend vorhan-
denem Vertrauen“. 

Diese Begründung ist tatsächlich aus-
reichend. Deutschlandweit werden die 
Verfassungsschutzämter von sogenann-
ten politischen Beamten geführt. Diese 
können jederzeit in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn der jeweilige Innen-
minister den Eindruck hat, dass die 
grundsätzlichen politischen Ziele und An-
sichten des Beamten nicht mit denen der 
Regierung übereinstimmen. 

Hans-Georg Maaßen, Ex-Chef des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
sprach in einem Interview mit Apollo-
News vor diesem Hintergrund sogar da-
von, dass „jedes Bauamt“ mehr Unabhän-
gigkeit habe als der Verfassungsschutz. 
Maaßen sprach sich auch dafür aus, dass 
sich der Inlandsgeheimdienst um Kern-
aufgaben wie die Terrorabwehr kümmern, 
die Beobachtung von Parteien aber been-
den solle.

Zweifelhafte Beweislage
Die Geschichte des Verfassungsschutzes 
Brandenburg belegt auch, wie unter-
schiedlich die Bewertung von Parteien 
ausfallen kann. Dieter Pfaff, in den 90er 
Jahren der erste Leiter des Dienstes, 
räumte seinerzeit in einem „taz“-Inter-
view ganz offen ein, dass sich der märki-
sche Verfassungsschutz bewusst gegen 
eine Beobachtung der PDS entschieden 
habe. In anderen Bundesländern, etwa 
Bayern, stand die vormalige SED-Nach-
folgeorganisation dagegen sehr wohl im 
Visier des Verfassungsschutzes.

Auch was derzeit als Begründung für 
eine Beobachtung der AfD angeführt wird, 
kann durchaus verschieden ausgelegt 
werden. Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz stützt sich sehr stark auf Äußerun-
gen einzelner Parteimitglieder. Aus dem 
Parteiprogramm lässt sich nämlich nicht 
ableiten, dass die AfD etwa die Demokra-
tie abschaffen wolle. Stark polarisierende 
Äußerungen von Mitgliedern lassen sich 
vermutlich in jeder Partei finden. Man 
denke nur an radikale Wortmeldungen ei-
niger Nachwuchspolitiker der Grünen Ju-
gend oder der Jungsozialisten der SPD. 
Bei der Linkspartei hat sogar die Bundes-
tagsfraktionschefin, Heidi Reichinnek, 
gerade erst den Systemwechsel zum So-
zialismus in Deutschland gefordert und 
sich für die Abschaffung des Kapitalismus 
ausgesprochen. Die Linke-Politikerin sag-
te: „In den heutigen Zeiten muss man ra-
dikal sein.“ Fragen zur Verfassungstreue 
Reichinneks sind bislang ausgeblieben. 

INTERNE KRISE

Innenministerin ohne Vertrauen 
Brandenburgs Verfassungsschutzchef fristlos entlassen

Leitung und Ausrichtung des Brandenburger Verfassungsschutzes sind derzeit ungewiss� Bild: imago/Bihlmayerfotografie

Jörg Müller, frisch geschasster Verfas-
sungsschutzchef in Brandenburg 
� Foto: imago/Martin Müller
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VON HERMANN MÜLLER

I n Thüringen hat Sarah Wagen-
knecht auf dem Parteitag im April 
den Machtkampf mit der BSW-Lan-
desvorsitzenden Katja Wolf verlo-

ren. Die Parteibasis ist dem Wagenknecht-
Kurs mehrheitlich nicht gefolgt. Wolf 
bleibt Chefin des BSW im Freistaat. Auch 
die rot-lila Koalition zwischen SPD und 
BSW in Brandenburg dürfte Parteigrün-
derin Wagenknecht derzeit nicht viel 
Freude bereiten.

Dort läuft die Zusammenarbeit mit 
den Sozialdemokraten schon nach weni-
gen Monaten gemeinsamen Regierens 
nicht mehr rund. Für ganz offen gezeigte 
Verärgerung beim Koalitionspartner SPD 
sorgte unlängst Finanzminister Robert 
Crumbach (BSW, ehemals SPD). Ausge-
rechnet er tauchte mit Stunden Verspä-
tung auf, als der Haushaltsausschuss des 
Landtages am 30. April in einer Sonder-
sitzung über den geplanten Doppelhaus-
halt beraten wollte. Als Sitzungsbeginn 
war 8 Uhr festgelegt worden. 

Bis Crumbach zur Stelle war, mussten 
die Abgeordneten bis 11.30 Uhr warten. 
Der Minister bat um Verständnis. In ei-
nem Schreiben seines Ministeriums hieß 
es, bei Crumbachs Rückflug von einem 
familiären Besuch in Costa Rica seien die 
Sicherheitssysteme am Flughafen New 
York ausgefallen. Die offenbar zu knappe 
Terminplanung des Finanzressortchefs 
traf allerdings nicht mal beim Koalitions-
partner auf Nachsicht. Sichtlich verärgert 
erklärte der SPD-Abgeordnete Jörg Vogel-
sänger: „Wir haben einstimmig 8 Uhr be-
schlossen.“ Resolut betonte der stellver-
tretende Vorsitzende des Haushaltsaus-
schusses: „Der hat hier zu sein.“

„Wünschen einen schönen Urlaub“
Der CDU-Haushaltspolitiker Steeven 
Bretz warf Crumbach sogar Arroganz vor: 
„Ich finde es einen befremdlichen Vor-
gang, dass der zuständige Finanzminister 
und stellvertretende Ministerpräsident 
an einer solch entscheidenden Sitzung 
(...) nicht anwesend ist, sondern vielmehr 
sich in einem Flugzeug befindet, um aus 
dem Urlaub in den Landtag zu reisen.“

Zuvor hatte Brandenburgs Bau- und 
Verkehrsminister Detlef Tabbert (BSW, 
ehemals Linkspartei) Zweifel aufkommen 
lassen, ob die Parlamentsneulinge die Re-

gierungsarbeit ernst genug nehmen. Noch 
während die Haushaltsberatungen liefen, 
war Tabbert mit seiner Frau zu einer 
Kreuzfahrt nach Brasilien aufgebrochen.

Die CDU-Bau- und verkehrsexpertin 
Nicole Walter-Mundt reagierte empört: 
„Herr Tabbert hätte entweder die Reise 
oder den Ministerposten nicht antreten 
dürfen.“ Über ihren Facebook-Kanal spot-
tete die märkische CDU zudem: „Wir 
wünschen einen schönen Urlaub! Die ei-
nen arbeiten. Die anderen sind beim 
BSW.“ Tabbert selbst verteidigte sich, 
dass seine Haushaltsverhandlungen am 
6. März beendet gewesen seien: „Am 
8. März bin ich auf Kreuzfahrt nach Brasi-
lien gefahren. Das hatte ich meiner Frau 
versprochen.“

Die Frage ist, ob Tabbert für sein Res-
sort möglicherweise mehr herausgeschla-
gen hätte, wenn er zunächst auf die Reise 
verzichtet hätte und erst einmal in Pots-
dam geblieben wäre. Nach scharfer Kritik 
signalisierte die rot-lila Landesregierung 
nämlich Anfang Mai Bereitschaft, die 
Haushaltsplanungen noch einmal zu än-

dern. Da die Einnahmen laut Steuerschät-
zung voraussichtlich weniger stark als er-
wartet steigen, ist die Finanzlage Bran-
denburgs schwierig. Die Landesregierung 
plant an vielen Stellen des Budgets Kür-
zungen. 

Kommunen schlagen Alarm
Insgesamt wollen SPD und BSW im 
Doppelhaushalt für dieses und kom-
mendes Jahr zwei Milliarden Euro ein-
sparen und dennoch zwei Milliarden 
Euro neue Schulden aufnehmen. Von 
den Kürzungen betroffen sind auch 
Schulen und die märkischen Kommu-
nen. Noch im Wahlkampf zur Landtags-
wahl hatte das Bündnis Sahra Wagen-
knecht mit Versprechen wie einem kos-
tenlosen Schulessen punkten wollen 
und das Fehlen von bezahlbarem Wohn-
raum zum Thema gemacht. 

In Regierungsverantwortung soll das 
BSW nun Kürzungen bei Schulen, Sozial-
wohnungen und den Lebensmitteltafeln 
für die sozial Schwächsten mittragen. 
Alarmiert sind Brandenburgs Kommu-

nen. Angesichts der Haushaltsplanungen 
von SPD und BSW erklärte Jens Graf, Ge-
schäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bundes Brandenburg, die Kommunen 
müssten nun prüfen, „was wir in den Kul-
turhäusern sparen können, wo wir unsere 
Sozialleistungen zurückfahren, wo wir die 
Vereinsförderung dichtmachen und ob 
wir unsere Schulen nicht mehr bauen“. 
Wie Graf im Landtag deutlich machte, 
stecken die Städte und Gemeinden wegen 
steigender Personal-, Sozial-, Energie- 
und Baukosten bereits jetzt in einer Fi-
nanzkrise. 

Der Landkreistag Brandenburgs sieht 
angesichts der geplanten Kürzungen so-
gar die Erfüllung der Pflichtaufgaben, 
etwa den Erhalt von Straßen, in Gefahr. 
Ausgerechnet dem BSW-Finanzminister 
Crumbach fällt aber nun die Aufgabe zu, 
die Rotstiftpolitik im Landeshaushalt 
verteidigen zu müssen: „Wir müssen 
schauen, was wir uns leisten können, und 
mehr können wir uns nicht leisten“, so 
Crumbach im Haushaltsausschuss des 
Landtags.

LANDESREGIERUNG

BSW erntet Spott und Kritik
Koalitionspartner und Opposition kritisieren die Arbeitsmoral von Wagenknecht-Ministern

In der Kritik: BSW-Minister Detlef Tabbert (l.) und Robert Crumbach� Bild: picture alliance/dpa/Michael Bahlo

b KOLUMNE

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
hat die Studie „Gute Arbeit in Berlin 
2024“ zu unbesetzten Stellen, Arbeitsbe-
dingungen und Personalmangel veröf-
fentlicht. Von 1000 befragten Berliner Be-
schäftigten spüren danach 47 Prozent ei-
nen Personalmangel am eigenen Arbeits-
platz in hohem oder sehr hohem Maße. 
„Diese Beschäftigten haben eine höhere 
Bereitschaft, den Arbeitgeber oder sogar 
den Beruf zu wechseln.“ In der Befragung 
gaben 28 Prozent derjenigen, die von ei-
nem hohen Personalmangel betroffen 
sind, an, dass sie über einen Berufswech-
sel nachdenken. Bei den anderen Beschäf-
tigten sagten dies nur 16 Prozent. 

Besonders offen für einen Wechsel 
sind Beschäftigte im Gesundheitsbereich 
(69 Prozent) und im Baugewerbe (62 Pro-
zent). Wenig überraschend kommt der 
DGB zu dem Ergebnis, dass die Löhne zu 

niedrig seien. „Derweil geben 29 Prozent 
der Befragten an, dass ihr Gehalt nicht 
oder gerade so ausreiche.“ Berlins Ar-
beits- und Sozialsenatorin Cansel Kizilte-
pe (SPD) kam zu ähnlichen Ergebnissen 
und fordert: „Deshalb müssten Arbeitge-
ber, um Personal zu gewinnen und vor 
allem zu halten, auch die Arbeitsbedin-
gungen verbessern. Gute Arbeitsbedin-
gungen lohnen sich für die Betriebe und 
die Beschäftigten. Wir müssen die Tarif-
bindung stärken, und der gesetzliche 
Mindestlohn muss auf 15 Euro erhöht 
werden.“ Kiziltepe moniert zudem „Un-
terschiede bei den Arbeitsbedingungen 
zwischen Männern und Frauen“. 

Tatsächlich dürfte im Bereich der Ar-
beitsüberlastung und dem Personalman-
gel eine der Hauptursachen bei der gerade 
in den vergangenen Jahren wuchernden 
Bürokratie zu suchen sein. Überall be-

steht Berichtspflicht: Tariftreue- und Ver-
gabegesetz, Pflege-, Unterstützungs- und 
Entlastungsgesetz, Wachstumschancen-
gesetz, das Gesetz der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung, Hinweisgeberschutzge-
setz sowie Datenschutzgrundverordnung 
und, und, und. 

Bürokratie ausgeblendet
Jeder Betrieb benötigt einen Brand-
schutz- und Sicherheitsbeauftragten, 
muss einen Ersthelfer vorweisen, der re-
gelmäßig den Erste-Hilfe-Koffer checkt, 
Verbandsmaterial nach Ablauf aus-
tauscht und auch das wiederum doku-
mentiert. Zusätzlich werden diese Beauf-
tragten zu regelmäßigen Schulungen ge-
rufen. Dann sind da noch die vielen Be-
suche: Mindestens einmal im Monat 
kommt unangekündigt irgendein Kont-
rolleur, der eine Nachfrage hat oder ir-

gendwas nachgucken muss. Diese Besu-
che muss der Betrieb übrigens selbst be-
zahlen. Solange diese Hemmnisse nicht 
behoben sind, werden auch höhere Löh-
ne keinen Nutzen bringen. 

Frank Christian Hansel, AfD-Wirt-
schaftsexperte aus dem Berliner Abgeord-
netenhaus, sieht noch eine andere „Bau-
stelle“: „Während andere Welt-Regionen 
Standortbedingungen verbessern, inves-
titionsfreundlich agieren und Infrastruk-
turen ausbauen, sendet Berlin abschre-
ckende, oft widersprüchliche Signale – an 
jene, die bereit wären, in diese Stadt zu 
investieren, zu arbeiten und Werte zu 
schaffen. Es trifft die Industrie. Es trifft 
den Mittelstand. Es trifft die Tourismus-
wirtschaft, die Gastronomie, auch die 
Kultur- und Kreativszene – also genau je-
ne, die Berlin wirtschaftlich und gesell-
schaftlich tragen.“  � Frank Bücker

WIRTSCHAFT

DGB: Arbeitskräftenot wegen schlechter Gehälter
Berlin: Gewerkschaftsbund sieht unattraktive Arbeitsbedingungen als Hauptgrund für Fachkräftemangel

Befreiung? 
VON THEO MAASS

Am 8. Mai war in Berlin arbeitsfreier 
Feiertag. Anlass war die bedingungs-
lose Kapitulation der deutschen Wehr-
macht am 8. Mai 1945, die für die Ver-
folgten des NS-Regimes eine Befrei-
ung war, für den Rest der Bevölkerung 
eher nicht. Zu dieser Frage hatte sich 
der Bundespräsident Theodor Heuss 
(FDP) ausgiebig geäußert. 

Meine Eltern erlebten diesen Tag 
nicht in Berlin. Mein Vater hatte in 
Finnland Ende 1942 ein sowjetrussi-
sches „Dum-Dum“-Geschoss ins Ge-
sicht bekommen, was ihm ein Auge, 
die Nase und ein Teil des Oberkiefers 
wegriss. Meine Mutter unterstützte 
die Krankenschwestern im Lazarett in 
Würzburg bei der Pflege meines Va-
ters. Darum musste meine Mutter auf 
die „Befreiung durch die Rote Armee“ 
und die damit einhergehenden Terror-
maßnahmen wie Vergewaltigungen 
verzichten. 

Später kehrten meine Eltern nach 
Berlin zurück und kamen im amerika-
nischen Sektor unter. Die Familie mei-
ner Mutter – preußische Hugenotten 
– verlor ihre angestammte pommer-
sche Heimat, in der jetzt Polen ansäs-
sig sind. Der Bruder meiner Mutter 
war als Pastor in der „Bekennenden 
Kirche“ und fiel als Artillerist in Russ-
land. Der 8. Mai war in unserer Familie 
niemals ein „Tag der Befreiung“. Na-
türlich waren Vater, Mutter, Großel-
tern, Onkel und Tanten froh über ein 
Ende der NS-Herrschaft, und ich bin 
froh, dass ich das alles nicht habe mit-
erleben müssen. 

In der „Ostzone“, wie in meiner 
Familie die DDR stets genannt wurde, 
beging die SED den 8. Mai immer als 
Feiertag. Es ist eine Schande – insbe-
sondere für die West-Berliner – dass 
der CDU-geführte Berliner Senat die-
se SED-Tradition wieder aufgegriffen 
hat. Ich dachte, dass am 9. November 
1989 der Ostteil Berlins von der SED-
Herrschaft und den dazu gehörigen 
kulturellen Errungenschaften befreit 
worden sei. 

b MELDUNG

Nur zwei 
Rückführungen
Potsdam – In Kooperation mit dem 
Bundesinnenministerium hat das 
Land Brandenburg Mitte März in Ei-
senhüttenstadt ein Rückführungszen-
trum für Asylsuchende eröffnet, für 
die laut Dublin-Vereinbarung andere 
EU-Länder zuständig sind (die PAZ 
berichtete). Nun wurde bekannt, dass 
seit dem Start des Zentrums in sieben 
Wochen lediglich zwei Asylsucher 
nach Polen überstellt wurden. Laut 
brandenburgischem Innenministeri-
um handelte es sich um Personen, die 
erstmalig in Polen registriert worden 
waren und für die Polen eine Rücknah-
mebereitschaft erklärt hatte. Leistun-
gen für Asylbewerber im sogenannten 
Dublin-Zentrum sind nach Angaben 
von Brandenburgs Innenministerin 
Katrin Lange (SPD) auf das Nötigste 
reduziert. Ein weiteres „Dublin-Zent-
rum“ existiert bereits in Hamburg. 
Dort entschied ein Sozialgericht vor 
Kurzem, dass die Einschränkungen 
von Asylbewerberleistungen während 
des Aufenthalts im Zentrum nicht oh-
ne Weiteres zulässig seien. � H.M.



AUSLAND6  Nr. 20 · 16. Mai 2025 Preußische Allgemeine Zeitung

GROSSBRITANNIEN

Dicht vor dem Tor zur Macht
Die rechte Partei Reform UK lässt Labour und Tories zittern – Könnte Nigel Farage Premier werden?

RUSSISCHE FÖDERATION

Ein deutscher Koch für Putin
Russland will im Ausland lebende Landsleute repatriieren – Russlanddeutsche sind aber kaum darunter

b MELDUNGEN

VON CLAUDIA HANSEN

D as Zwei-Parteien-System aus 
Labour und Konservativen, 
das in Großbritannien seit ei-
nem Jahrhundert dominiert, 

scheint derzeit zu kollabieren. Das zeigen 
die dramatischen Zugewinne für die noch 
junge Reform-Partei bei den Kommunal-
wahlen in England und der Nachwahl für 
einen Unterhaussitz Anfang Mai. Wie ein 
Bulldozer hat Reform UK die unpopuläre 
Regierungspartei Labour und die opposi-
tionellen Konservativen (Tories) beiseite-
geschoben.

Die von Nigel Farage, dem Brexit-Vor-
kämpfer, gegründete Reform-Partei ge-
wann bei den Kommunalwahlen aus dem 
Stand 677 Sitze in den 23 Stadträten und 
Bezirksvertretungen – mit Abstand die 
meisten Mandate. Reform wird nun we-
gen des Mehrheitswahlsystems in zehn 
Councils, also Stadträten beziehungswei-
se Bezirksparlamenten, teils mit sehr gro-
ßer Mehrheit regieren. Auf den zweiten 
Platz kamen bei der Kommunalwahl die 
Liberaldemokraten (370 Sitze) und auf 

dem dritten Platz landeten die stark ge-
beutelten Tories (319), die massenhaft 
Mandate verloren. Farage sprach schon 
vom „Tod der Tories“. Die Konservativen 
verloren sogar in so traditionellen Tory-
Gebieten wie Kent eine dramatische Zahl 
von Mandaten.

Labours Katzenjammer
Auch Labour büßte ein und kam nur noch 
auf 98 Sitze, nicht viel mehr als die Grü-
nen. Besonders bitter für die Partei von 
Premier Keir Starmer: die Niederlage im 
Wahlkreis Runcorn and Helsby im Nord-
westen Englands. Dort hatte Labour 2024 
noch mit mehr als 14.000 Stimmen den 
Wahlkreis gewonnen. Der Abgeordnete 
musste aber zurücktreten, weil er nach 
einer nächtlichen Kneipentour einen Pas-
santen zusammengeschlagen hatte. 

Bei der Nachwahl des Unterhaussitzes 
kam nun die Reform-Kandidatin Sarah 
Pochin, eine ehemalige Tory-Gemeinde-
rätin, mit einem ganz knappen Vorsprung 
von sechs Stimmen vor Labour durchs 
Ziel. Seitdem herrscht Katzenjammer bei 
der Labourpartei. Verzweifelte Hinter-

bänkler wollen jetzt die Kürzungen von 
Sozialleistungen rückgängig machen, die 
für viel Unmut gesorgt haben.

Farage, der stets grinsende Medien-
zampano von Reform UK, hat dieser Tage 
noch mehr zu lachen als sonst. Die Partei 
wächst rasant, angeblich hat sie schon 
mehr als 230.000 Mitglieder gewonnen. 
Der eloquente Menschenfänger Farage, 
der nach dem Brexit vor fünf Jahren, sei-
nem Lebensthema, eigentlich als politi-
sches Auslaufmodell galt, nimmt nun 
noch höhere Ziele ins Auge: Könnte er tat-
sächlich nächster Premierminister wer-
den, als Nachfolger des bei den Briten in-
zwischen unpopulären Starmer? 

Bei der Parlamentswahl im Juli 2024 
gewann Reform gut vier Millionen Stim-
men, aber bloß fünf Sitze – das Mehrheits-
wahlsystem ist eine extreme Hürde für 
kleinere Parteien. Doch inzwischen ist 
Reform UK keine kleine Partei mehr, wie 
die Kommunalwahlen in England zeigten. 
Dort kam Reform auf durchschnittlich et-
wa 30 Prozent der Stimmen. Laut neu-
esten Wählerumfragen führt sie landes-
weit vor Labour. Würde sie das Niveau bis 

zur nächsten britischen Unterhauswahl 
im August 2029 halten, könnte die Partei 
von Farage tatsächlich einen Erdrutsch-
sieg einfahren.

Noch vor ein paar Monaten gab es nur 
höfliches Gelächter, als der 61-Jährige bei 
einer Gala-Veranstaltung des konservati-
ven Magazins „The Spectator“ mit einem 
Preis geehrt wurde und verkündete, bei 
der nächsten Wahl würde seine fünfköpfi-
ge Reformtruppe so stark zulegen, dass 
sie zu Hunderten in Westminster einfal-
len könne. 

Gegner von Regenbogenfahnen
Inzwischen lacht niemand mehr über ihn. 
Der ehemalige Banker und Rohstoffhänd-
ler, der in den 1990ern in die Politik ging 
und mit der UKIP (United Kingdom Inde-
pendence Party) und später der Brexit-
Partei die anderen so lange vor sich her-
trieb, bis er den EU-Austritt durchsetzte, 
ist einer der einflussreichsten Politiker 
des Landes. Nur in Westminster bleiben 
ihm die Türen lange verschlossen. Nun 
sitzt er kurz vor dem Tor zur Macht.

Farage beherrscht das Spiel mit Me-
dien und Öffentlichkeit wie kein Zweiter. 
Er wettert gegen die „Diversitäts-Beauf-
tragten“ und die Klimapolitik von Labour. 
In den von Reform beherrschten Städten 
sollen künftig keine Regenbogenfahnen 
mehr wehen, nur noch britische Flaggen. 
Die Partei gibt sich zuwanderungskri-
tisch. Farage fordert einen wirksamen 
Stopp der illegalen Schlauchboot-Migran-
ten. Premierminister Starmer hat das 
auch versprochen, doch die Zahlen der 
gefährlichen illegalen Überfahrten stei-
gen wieder.

Das Etikett „Rechtsaußen“-Partei wä-
re für Reform indes nicht ganz passend. 
Der Geschäftsführer der Partei, der Ex-
Unternehmer und Millionär Zia Yusuf, ist 
ein (moderater) Muslim. Farage hat sich 
mit dem US-Milliardär Elon Musk über-
worfen, weil Musk sich für den inhaftier-
ten rechten Aktivisten Tommy Robinson 
einsetzte, während Farage diesen draußen 
halten will. Farage versucht, sich vom ex-
tremen Rand fernzuhalten und in die Mit-
te des Parteiensystems vorzudringen. Al-
lerdings gibt es Risiken. Eines davon sind 
die wiederkehrenden innerparteilichen 
Spannungen und Spaltungen. Mit einem 
der fünf Reform-Abgeordneten in West-
minster hat sich Farage schon verkracht 
und ihn aus der Partei geschmissen.Viel Grund zur Freude: Nigel Farage zählt seinen Sieg bei den Kommunalwahlen und der Nachwahl zum Unterhaus an den Fingern ab

BI
LD

: P
IC

TU
RE

 A
LL

IA
N

CE
/R

EU
TE

RS

Klimaneutrale 
Dänen-Stadt
Sonderburg – Die dänische Grenzge-
meinde Sonderburg (Sønderborg) mit 
rund 25.000 Einwohnern und 75.000 
im dazugehörenden Umland will bis 
2029 erste „klimaneutrale“ Stadt in 
Europa werden. Eine öffentlich-priva-
te Partnerschaft namens „Projekt Ze-
ro“ soll es möglich machen. Den Plan 
legte die Kommune schon 2020 vor, 
den Anstoß gab die lokale Wirtschaft, 
allen voran das Großunternehmen 
Danfoss. Der Weg ist eingebettet in 
ein dänisches Langziel bis 2050. Die 
beteiligten Politiker betonen, nur aus 
der Sicht des „Klimaschutzes“ hätte 
man das Projekt kaum zum Erfolg ge-
führt – mehr Arbeitsplätze, wirtschaft-
liche Entwicklung und Kostensenkun-
gen für die Gemeinde seien von An-
fang an wichtige Argumente gewesen 
– nicht so sehr Vorschriften für die 
Bürger. Wärmerückgewinnung, Fern-
wärme, Solarpanele auf Sozialwoh-
nungen, Ausbau von Biomasseanla-
gen, mehr Regeltechnik – die Liste ist 
lang, und die Gemeinde ist zuversicht-
lich, das Ziel erreichen zu können. Nur 
beim Autoverkehr gebe es noch Nach-
besserungsbedarf.� SV

Aufbegehren 
gegen Xi
Peking – Derzeit mehren sich die Hin-
weise darauf, dass die aktuellen „Säu-
berungen“ im Staatsapparat und Mili-
tär der Volksrepublik China in erster 
Linie gegen Unterstützer des Staats- 
und Parteichefs Xi Jinping gerichtet 
sind. So ist ein anonymer Artikel im 
Internet erschienen, der von der Exis-
tenz einer „umfassenden technokrati-
schen Bürokratie“ berichtet, welche 
auf die baldige Absetzung Xis hinar-
beite, weil dessen „ruinöse“ Wirt-
schaftspolitik das Land an den Rand 
des Zusammenbruchs geführt habe. 
Ein weiteres Indiz für das deutliche 
Schwinden seiner Autorität ist der 
Vorwurf, Xi Jinping persönlich und 
seine Familienangehörigen würden 
sich unrechtmäßig bereichern.� W.K.

Autonomie  
in Gefahr
Comrat – Nachdem die prorussische 
Gouverneurin der autonomen mol-
dauischen Region Gagausien, Evghe-
nia Gutul, vor einem Monat am Flug-
hafen Chisinau festgenommen wor-
den war, beklagen nun gagausische 
Politiker, dass Moldau die Autonomie 
der Region immer weiter aushebeln 
wolle. Vor Kurzem erklärte das mol-
dauische Verfassungsgericht, Artikel 
21 des Gesetzes über den besonderen 
Rechtsstatus Gagausiens, der die Er-
nennung des Staatsanwalts des auto-
nomen Gebiets betrifft, für verfas-
sungswidrig. Der Abgeordnete der ga-
gausischen Volksversammlung, Sergej 
Tschimpoesch, beklagt, dass nach dem 
Wegfall des eigenen Zolls, der eigenen 
Zentralen Wahlkommission, des eige-
nen Staatsanwalts und der Verhaftung 
der Gouverneurin die Autonomie der 
Region quasi abgeschafft sei. Ein Spre-
cher berichtet davon, dass moldaui-
sche Ordnungskräfte die Gagausier 
umerziehen wollten. Sie würden in 
ihre Häuser einbrechen, ihnen die Te-
lefone wegnehmen und außerdem für 
Anrufe nach Russland Geldstrafen 
verhängen.� MRK

Mehr als 2600 Bürger der Russischen Fö-
deration, die in westlichen Staaten lebten, 
sind seit 2024 in ihr Heimatland zurück-
gekehrt. Die Repatriierten sind im Rah-
men des Präsidialerlasses „Über die hu-
manitäre Unterstützung von Personen, 
welche die traditionellen geistigen und 
moralischen Werte Russlands teilen“ um-
gezogen. Dabei handelt es sich hauptsäch-
lich um Bürger der Europäischen Union, 
der Vereinigten Staaten und Kanadas.

Doch nicht nur russischstämmige Per-
sonen haben das Angebot angenommen. 
Tatsächlich haben sich im Rahmen dieses 
freiwilligen Rückkehr-Programms sogar 
schon einige „Putin-Versteher“ ohne rus-
sische Wurzeln für eine Umsiedlung nach 
Russland gemeldet.

Die Abgeordnete der Staatsduma Ma-
ria Butina ist der Ansicht, dass es notwen-

dig sei, das Image Russlands als Anzie-
hungspunkt für Menschen zu entwickeln, 
die „kreative Werte“ teilen. Wie das russi-
sche Staatsmedium „Parlamentskaja Ga-
seta“ schrieb, sagte Staatspräsident Wla-
dimir Putin vor einiger Zeit, dass Russ-
land gerne Menschen aus dem Ausland 
aufnehmen würde, die seine Werte teilen, 
insbesondere junge und vielversprechen-
de Menschen.

Der Fall Kevin Lik
Seit dem tragischen Schicksal der Familie 
Lik aus Montabaur, von wo aus eine russ-
landdeutsche Mutter mit ihrem 16-jähri-
gen Sohn 2021 nach Russland zurückge-
kehrt war, sind unter den Repatrianten 
jedoch kaum noch Russlanddeutsche. 
2022 wurde der in Deutschland geborene 
Sohn Kevin im Alter von 16 Jahren von 

den Behörden in Russland festgenom-
men, weil er nach Deutschland zurück-
kehren wollte. Unter dem Vorwand, Spio-
nage betrieben zu haben, verurteilte man 
ihn zu einer mehrjährigen Lagerhaft.

Lik war Putins jüngster Lagerhäftling 
und zugleich eine Geisel, die 2024 im Rah-
men des Austauschs von russischen Kri-
minellen gegen westliche Geiseln frei-
kam. Der Fall hatte in der Lokalpresse und 
in den russlanddeutschen Medien große 
Wellen geschlagen, doch in den deut-
schen Medien fand er kaum Erwähnung.

Dennoch setzt Russland jetzt seine 
Kampagne zur Gewinnung neuer Bürger 
im Westen mit Nachdruck fort. Im Zent-
rum stand dabei vor Kurzem der in Essen 
beheimatete russischstämmige Koch Ma-
xim Schitnikow, der von Deutschland in 
das Dorf Dobrograd in der Region Wladi-

mir im Zentrum Russlands umgezogen 
ist. Der der deutschen Sprache mächtige 
Putin soll dem Koch sogar behilflich ge-
wesen sein, die nötigen Papiere zu be-
kommen. Dazu nutzte Putin eine erwei-
terte Sitzung des Präsidiums des Staats-
rates. Nach Angaben des Deutschen hatte 
dieser Probleme mit den Dokumenten. 

Schitnikow betonte, er wolle seine 
deutsche Staatsbürgerschaft aufgeben 
und einen russischen Pass erhalten. Putin 
fragte den Deutschen nach seiner Her-
kunft. Als dieser sagte, er stamme aus 
dem Bundesland Nordrhein-Westfalen, 
bemerkte der russische Präsident, dass 
dies ein schönes, großes Industriegebiet 
sei, worauf Schitnikow antwortete: nicht 
mehr. „Die deutsche Presse lügt, wenn sie 
Berichte in anderen Sprachen sendet“, be-
hauptete Schitnikow.� Bodo Bost
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Überangebot an Reisemobilen: Diesjährige Caravan Motor Touristik Messe CMT in Stuttgart� Bild: picture alliance/dpa

VON MANUELA ROSENTHAL-KAPPI

J ubel auf der einen Seite, Jammer 
auf der anderen – so lässt sich die 
Situation der Campingbranche 
kurz zusammenfassen. Daniel Ong-

gowinarso, der Geschäftsführer des Cara-
vaning Industrie Verbands (CIVD) zeigt 
sich mit der Entwicklung des Marktes äu-
ßerst zufrieden, denn im April überschritt 
der Bestand der Reisemobile in Deutsch-
land erstmals die Marke von einer Million 
zugelassener Fahrzeuge. Davon profitie-
ren sowohl der Tourismus als auch die 
Wirtschaft. Die Urlaubsform Camping 
bringt gerade auch für ländliche und 
strukturschwache Regionen positive Ef-
fekte, indem sie erheblich zur regionalen 
Wertschöpfung beiträgt.

Laut dem Deutschen Wirtschaftswis-
senschaftlichen Institut für Fremdenver-
kehr (dwif) betrug der touristische Ge-
samtumsatz im Jahr 2023 rund 19,5 Milli-
arden Euro, ein Plus von knapp acht Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr. 6,4 Milliar-
den Euro verblieben in den Regionen und 
kamen lokalen Betrieben, Dienstleistern 
und Geschäften zugute. Viele Gemeinden 
haben sich auf das geänderte Reiseverhal-
ten der Deutschen eingestellt und gezielt 
neue Stell- und Campingplätze eröffnet. 
Stellplätze lassen sich mit relativ geringen 
Investitionen schnell einrichten. 

Im Jahr 2024 zogen deutsche Cam-
pingplätze mit 43 Millionen Übernach-
tungen eine historisch gute Bilanz. Da 
Campingurlauber meist aktiv sind, profi-
tieren die Gemeinden von deren Besu-
chen in Museen, Veranstaltungen, Restau-
rants und Geschäften. Im Schnitt sind es 
rund 50 Euro, die Camper täglich pro Per-
son ausgeben. 

Caravaning erfreut sich wegen der 
größeren Flexibilität bei der Reiseplanung 
großer Beliebtheit, Die Langlebigkeit der 
Fahrzeuge – Reisemobile bleiben oft über 
Jahrzehnte im Bestand und werden über 
mehrere Haltergenerationen genutzt – 
überzeugt ebenso wie ihr Beitrag zur 
Nachhaltigkeit. Camper setzen verstärkt 
auf ein nachhaltiges Nutzungsangebot 
der Campingplatzbetreiber.

Veränderung seit 2024
Doch der seit dem Jahr 2015 anhaltende 
Campingboom – die Zahl der registrierten 
Fahrzeuge hat sich seitdem verdoppelt – 
zeigt seine Schattenseiten. In ganz 
Deutschland gibt es eine Pleitewelle im 
Wohnmobilhandel, von der auch Vermie-
ter betroffen sind. 

Klinke Caravaning im niedersächsi-
schen Loxstedt stellt zum 30. Juni seinen 
Betrieb ein, Camper Base, Caravaning 
Schneider in Heidelberg, Caravaning 
Henschel in Aalen, Bayern-Camper 
GmbH in Wurmannsquick, Auto & Frei-

zeit Nord GmbH aus Wesenberg sowie 
der Vermieter Freeway Camper aus Mün-
chen sind ebenfalls betroffen. Vor allem 
Start-ups wie Roadfans, Plug Van und Off 
konnten sich nicht am Markt halten, tra-
ditionelle Familienunternehmen können 
der schwierigen Marktlage besser trotzen.

Doch was sind die Gründe für die In-
solvenzserie? Handelt es sich um die na-
türliche Fluktuation im Markt oder gibt es 
weitere Ursachen?

Experten sprechen davon, dass der 
Markt während des Booms zu schnell ge-
wachsenen sei. Vor allem während der 
Corona-Pandemie wollten alle auf den 
Zug aufspringen und gingen von zu posi-
tiven Nachfrageprognosen aus. In dieser 
Zeit hätten sie mehr Fahrzeuge verkaufen 
können, als die Hersteller liefern konnten. 
Befeuert durch billiges Geld versuchten 
die Anbieter seitdem, ihre Flotte zu ver-
vielfachen. Doch im vergangenen Jahr 

wendete sich das Blatt. Wegen der ange-
spannten Wirtschaftslage reagieren Käu-
fer zurückhaltend. Aufgrund gestörter 
Lieferketten auch nach der Pandemie und 
stark gestiegener Zinsen gerieten viele 
Unternehmen in Schieflage. Händler und 
Vermieter blieben auf ihren riesigen Fuhr-
parks sitzen, die nicht mehr refinanzier-
bar waren. Händler mussten das Dreifa-
che für Raten zahlen bei gleichzeitigem 
Nachfragerückgang. 

In der Folge geriet auch der renom-
mierte Hersteller Knaus Tabbert unter 
Druck und musste in zwei Werken die 
Produktion aussetzen. Weil die Händler 
ihre Lagerbestände zunächst abverkaufen 
müssen, blieben für die Saison 2024/2025 
Neubestellungen aus. Zum Rückgang der 
Nachfrage tragen außerdem gestiegene 
Preise für Neufahrzeuge bei, daher wei-
chen viele – vor allem jüngere Interessen-
ten – auf kompaktere Campingbusse aus. 

Diese kosten heute mit bis zu 70.000 Eu-
ro so viel wie vor ein paar Jahren noch ein 
größeres Wohnmobil mit mehr Komfort. 
Für solche muss man derzeit meist mehr 
als 90.000 Euro berappen. Wer bis Herbst 
durchhält, kann jedoch mit guten Rabat-
ten rechnen.

Von einer grundsätzlichen Krise will 
der CIVD jedoch nicht sprechen. Wie die 
Neuzulassungen zeigen, sei die Nachfrage 
weiterhin da. „Reisemobile und Caravans 
ermöglichen eine flexible, selbstbestimm-
te Art des Reisens, die Naturerlebnis, In-
dividualität und Erholung auf einzigartige 
Weise miteinander verbindet“, so CIVD-
Chef Onggowinarso.

Ob die Begeisterung allerdings lang-
fristig anhalten wird, wenn der Betrieb auf 
Stell- und Campingplätzen ganzjährig im-
mer weiter zunimmt, bleibt offen. Mit 
Freiheit und Romantik hat Campingur-
laub nicht mehr viel zu tun.

CAMPING/CARAVANING

Gewinner und Verlierer  
einer boomenden Branche

Rekordzahlen bei Neuzulassungen von Reisemobilen stehen einer  
Zunahme von Insolvenzen bei Herstellern und Vermietern gegenüber

FINANZMARKT

EU plant Todesstoß für das Bankgeheimnis
Neu kreierte Behörde soll als Vermögensschnüffler tätig werden und Geldherkünfte überprüfen

b MELDUNGEN

EU bereitet 
Gegenzölle vor
Brüssel – Die EU bereitet Gegenzölle 
im Volumen von rund 95 Milliarden 
Euro für den Fall vor, dass Verhand-
lungen mit den USA über deren ge-
plante Zölle scheitern. US-Präsident 
Trump hatte von ihm auf den Weg ge-
brachte Zölle gegen die EU für 90 Tage 
ausgesetzt, die EU ihrerseits Gegen-
zölle so lange auf Eis gelegt. Doch die 
EU will vorbereitet sein. Die Gemein-
schaft nimmt daher vor allem Indust-
rie- und Agrarprodukte ins Visier. Be-
troffen wären primär Autos, Süßkar-
toffeln und Whiskey. Der entscheiden-
de Monat wird der Juli werden. Kommt 
es dann zu keiner Einigung, fallen alle 
in Annex I der Executive Order 14257 
aufgeführten Länder in das neue US-
Zollraster. Auch die bereits von der EU 
beschlossenen Gegenzölle treten 
dann in Kraft sowie die nun erarbeite-
ten neuen Maßnahmen der EU. „Die 
EU ist fest entschlossen, mit den USA 
zu Verhandlungsergebnissen zu kom-
men. Wir sind überzeugt, dass es gute 
Vereinbarungen zum Nutzen der Ver-
braucher und Unternehmen auf bei-
den Seiten des Atlantiks geben kann“, 
erklärte EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen.� S.V.

USA kaufen 
Gold aus Afrika
Washington – Im Zuge der forcierten 
Aufstockung der US-amerikanischen 
Goldvorräte importieren die USA neu-
erdings zunehmend Gold aus Afrika, 
was dadurch erleichtert wird, dass auf 
das Edelmetall keine Einfuhrzölle an-
fallen. Seit Dezember 2024 wurden so 
mehr als 600 Tonnen Gold ins Land 
geholt. Ein erheblicher Teil davon 
stammt aus Südafrika, Ghana, dem Su-
dan, Mali, Burkina Faso, Tansania, 
Simbabwe und Guinea. So stiegen die 
Goldexporte Ghanas um mehr als  
50 Prozent, was vor allem auf steigen-
de Importe der USA zurückgeht. Aller-
dings warnt der Chef der Organisation 
für Polizeikooperation in der Afrikani-
schen Union (AFRIPOL), Jalel Chelba 
aus Algerien, vor einer Zunahme von 
illegalen Aktivitäten im Schatten des 
neuen Goldbooms auf dem Schwarzen 
Kontinent. Darüber hinaus könnten 
auch Militärdiktaturen und Terroror-
ganisationen vom Abbau und Weiter-
verkauf des Goldes profitieren.� W.K.

Geldabhebung 
wird überwacht
Madrid – In Spanien müssen Bargeld-
abhebungen von mehr als 3000 Euro 
jetzt mindestens 24 Stunden vorher 
auf elektronischem Wege bei der Steu-
erbehörde Agencia Tributaria ange-
kündigt werden. Dabei ist der Zweck 
der Abhebung, die Identität des An-
tragstellers und der Empfänger des 
Geldes anzugeben. Bei Zuwiderhand-
lungen fallen Geldstrafen zwischen 
600 und 150.000 Euro an – oder von 
bis zu zehn Prozent der abgehobenen 
Summe. Die Maßnahme soll der „Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung, 
Geldwäsche und Terrorfinanzierung“ 
dienen. Zudem drohen Probleme beim 
Abheben kleinerer Geldbeträge über 
einen kürzeren Zeitraum hinweg, 
wenn diese sich auf mehr als  
3000 Euro summieren. Die Banken 
sind angehalten, solche „verdächtigen 
Muster“ zu melden.� W.K.

Während der Koalitionsverhandlungen 
zwischen CDU/CSU und SPD einigte sich 
die gemeinsame Arbeitsgruppe Finanzen 
auf die Einführung eines „verfassungs-
konformen Vermögensermittlungsver-
fahrens“. Das in diesem Zusammenhang 
nötige Vermögensregister soll die staatli-
chen Organe in die Lage versetzen, ein-
fach und schnell auf „verdächtige Vermö-
gensgegenstände“ zuzugreifen. Außer-
dem will die schwarz-rote Koalition bei 
„Vermögen unklarer Herkunft“ eine „voll-
ständige Beweislastumkehr“ zulassen, 
womit der legale Erwerb der Vermögens-
werte nachgewiesen werden muss.

Unter welchem Dach das Vermögens-
register angesiedelt sein wird, ist noch un-
klar. Es deutet aber vieles auf eine Anbin-
dung an die geplante neue EU-Behörde 
namens Anti-Money Laundering and 

Countering the Financing of Terrorism 
Authority (AMLA) hin, deren Dienstsitz 
in Frankfurt am Main liegt. Die AMLA be-
steht offiziell seit dem 26. Juni 2024 und 
wird nun stufenweise ihre Arbeit aufneh-
men, wobei der Beginn des Normalbetrie-
bes für den 1. Januar 2028 geplant ist.

Dass die Behörde nicht nur den Kampf 
gegen Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierung führen soll, wie der Name AMLA 
suggeriert, ergibt sich aus ihren umfas-
senden Überwachungs- und Eingriffs-
möglichkeiten gegenüber den Banken und 
damit praktisch jedem Bürger, der ein 
Konto unterhält. Außerdem wird die  
AMLA künftig mit den im Aufbau befind-
lichen nationalen Financial Intelligence 
Units (FIUs) kooperieren. Das sind quasi 
Finanzgeheimdienste, die Grundbücher 
und Bankguthaben durchforsten oder In-

formationen über Aktienbesitz einholen. 
Zudem können die FIUs genau wie die 
AMLA die erforderlichen Auskünfte bei 
Androhung von Strafen im Bereich von 
bis zu mehreren Millionen Euro erzwin-
gen. Damit ist das Bankgeheimnis in der 
EU endgültig tot.

Einblick für beinahe jedermann
Doch damit nicht genug: Nach den Vor-
stellungen Brüssels soll es künftig mög-
lich sein, dass neben den staatlichen Be-
hörden und Finanzfahndern auch „Perso-
nen mit berechtigtem Interesse, wie Jour-
nalisten, Organisationen der Zivilgesell-
schaft und Hochschuleinrichtungen“ Zu-
griff auf das Vermögensregister erhalten.

Um den Widerstand gegen diese Vor-
haben möglichst gering zu halten, teilte 
die EU-Kommission mit, es gehe nur um 

Vermögen „oberhalb einer bestimmten 
Schwelle“, wobei diese jedoch noch nicht 
näher definiert wurde. Außerdem lässt 
sich die Schwelle natürlich jederzeit sen-
ken, wenn die EU oder Einzelstaaten dies 
für nötig halten – zum Beispiel zum Zwe-
cke der Vermögensumverteilung oder der 
Erhebung neuer Abgaben. Darüber hinaus 
droht aber noch weitere Gefahr.

Grundsätzlich wäre es gleichermaßen 
denkbar, dass Regierungen die Daten der 
AMLA oder der FIUs zum eigenen Macht-
erhalt nutzen. So verkündete das Bundes-
innenministerium in der Vergangenheit 
wiederholt, man müsse die Finanzquellen 
von „Rechtsextremisten“ austrocknen. 
Insofern könnten die neue EU-Behörde 
und deren Partner auch für die Bekämp-
fung des politischen Gegners eingesetzt 
werden. � Wolfgang Kaufmann
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ROBERT MÜHLBAUER

S eit der „Hochstufung“ der AfD 
durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz hat der Druck wie-
der zugenommen: Vor allem 

SPD- und Grünen-Politiker, aber auch ei-
nige CDU-Vertreter fordern vehement ein 
Verbot der Alternative für Deutschland 
(AfD), die in Umfragen gegenwärtig bei 
fast 25 Prozent liegt. Stellt der Bundestag 
den Antrag, müsste Karlsruhe entschei-
den, ob die Partei verboten und aufgelöst 
werden würde. Doch was würde das be-
deuten? Würde das die Demokratie ret-
ten? Der Verbotsbefürworter Marco Wan-
derwitz (CDU) nennt es eine „Atempause 
für die Demokratie“. Oder wäre es eher 
ein gravierender Eingriff in die Demokra-
tie, der sie verstümmelt, wenn die gegen-
wärtig größte Oppositionspartei einfach 
verboten werden würde?

Das Kölner Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) ist keine unabhängige 
juristische Stelle, die neutrale Urteile 
fällt. Der Verfassungsschutz ist eine dem 
Innenministerium unterstellte und wei-
sungsgebundene Behörde. Buchstäblich 
an ihrem vorletzten Arbeitstag hat SPD-
Innenministerin Nancy Faeser die Veröf-
fentlichung der Hochstufung der AfD 
vom „Verdachtsfall“ auf „gesichert rechts-
extrem“ angeordnet. Das 1108 Seiten di-

cke „Gutachten“, auf dem dieses Verdikt 
beruht, bleibt aber geheim; der Verfas-
sungsschutz hält es unter Verschluss.

Damit werden der Öffentlichkeit und 
der beschuldigten Partei die vermeintli-
chen Beweise vorenthalten. Das ist für 
einen Rechtsstaat extrem fragwürdig. Der 
Freiburger Staatsrechtler Dietrich Murs-
wiek schreibt ironisch, das Amt handele 
„gesichert demokratieschädigend“.

Wähler ihrer Stimme beraubt
Einige der „Beweise“ aus dem 1108-Sei-
ten-Gutachten, weshalb die AfD verfas-
sungsfeindlich sein soll, sind an Medien 
durchgesickert. Sie lesen sich wie an den 
Haaren herbeigezogen. Ein AfD-Bundes-
tagsabgeordneter schrieb beispielsweise: 
„Verfehlte Migrationspolitik und Asyl-
missbrauch haben zum 100.000-fachen 
Import von Menschen aus zutiefst rück-
ständigen und frauenfeindlichen Kultu-
ren geführt.“ Was soll an dieser Kritik der 
Migrationspolitik verfassungsfeindlich 
sein? Andere dokumentierte Äußerungen 
von AfDlern sind extrem polemisch, teils 
geschmacklos, manche klar radikal. Eini-
ges liegt jenseits dessen, was der freiheit-
lich-demokratische Rahmen erlaubt.

Doch ob die AfD als Ganzes eine „ag-
gressiv-kämpferische“ Haltung gegen das 
Grundgesetz einnimmt, ist unter Juristen 
umstritten. Der Chemnitzer Extremis-

musforscher Eckhard Jesse etwa vernein-
te das in der „Welt“ vehement. Das Risiko 
– aus Sicht der Befürworter eines Verbots-
verfahrens – ist groß, dass Karlsruhe den 
Antrag wegen juristisch zu dünner Belege 
zurückweist. Das wäre aus Sicht der „Mit-
te-Parteien“ der GAU.

In der Union zögern daher die maß-
geblichen Politiker, dem Drängen der SPD 
nachzugeben. Generalsekretär Carsten 
Linnemann hat klargemacht, dass er ge-
gen ein Verbotsverfahren ist. Auch der 
bayerische Ministerpräsident Markus Sö-
der (CSU) sagte, ein Verbotsverfahren 
wäre „das falsche Signal“. Bundesinnen-
minister Dobrindt (CSU) ist über das Vor-
gehen seiner Vorgängerin nicht glücklich 
und will das „Gutachten“ erst einmal aus-
führlich prüfen.

Viele Verbotsgegner in der Union ar-
gumentieren taktisch. Sie wollen der AfD 
keine „Märtyrerrolle“ geben. Es könnte 
tatsächlich sein, dass die AfD bei den an-
stehenden Landtagswahlen 2026 noch 
mehr Stimmen erhält, weil viele Bürger 
den Versuch, die größte Oppositionspar-
tei zu verbieten, als undemokratisch an-
sehen. Damit würden mehr als zehn Mil-
lionen Wähler ihrer Stimme beraubt. Lin-
nemann & Co haben recht, dass es in der 
Hand der Regierung liegt, durch bessere 
Politik den Unmut der Wähler zu verrin-
gern, sodass die AfD nicht weiter wächst.

Den Abschied von Saskia Esken als SPD-
Co-Vorsitzende dürften einige Genossen 
mit Erleichterung aufgenommen haben, 
denn auch in der Partei war sie nicht gera-
de beliebt. Jetzt haben die Nachrücker die 
Chance, die 16-Prozent-Partei wieder zur 
Volkspartei zu machen. Dazu braucht es 
neben dem neuen Führungsduo Lars 
Klingbeil und Bärbel Bas einen umtriebi-
gen Wahlkampfmanager. 

Nachdem sich Kevin Kühnert im Ok-
tober wegen „gesundheitlicher Proble-
me“ als SPD-Generalsekretär zurückge-
zogen hat, organisierte Matthias Miersch 
kommissarisch den für die SPD katastro-
phal verlaufenen Wahlkampf im Februar. 
Miersch ist seit Anfang Mai 2025 Vorsit-
zender der SPD-Bundestagsfraktion. Aber 
wer wird Generalsekretär?

Antwort: Der 33-jährige Lübecker Tim 
Klüssendorf soll es werden. Im Juni soll 
er auf dem Bundesparteitag gewählt wer-
den, bis dahin leitet er das Amt kommis-

sarisch. Es ist auch eine Art Belohnung für 
ihn, denn in Schleswig-Holstein, in dem 
bis auf zwei Wahlkreise alle an die CDU 
gingen, errang er mit 28 Prozent der Stim-
men das einzige Direktmandat für die 
SPD. Das andere ging in Kiel an die Grüne 
Luise Amtsberg.

Zwei Faktoren dürften ausschlagge-
bend sein, dass Klüssendorf das Vertrau-
en der SPD-Spitze genießt: Als Sprecher 
der Parlamentarischen Linken in der SPD, 
der sich zur Sanierung der Staatsfinanzen 

für eine Vermögensabgabe ausgesprochen 
hat, soll er die Partei wieder für die Arbei-
terschaft interessant machen. Und er hat 
Erfahrung als Wahlkampfmanager. Nach 
seinem Volks- und Betriebswirtschafts-
studium in Hamburg war er drei Jahre 
lang persönlicher Referent des Lübecker 
Bürgermeisters Jan Lindenau, dessen 
Wahlkampf er 2017 mit organisierte. Be-
reits vier Jahre zuvor wurde Klüssendorf 
in die Lübecker Bürgerschaft gewählt. Da-
neben saß der Fußballfan im Aufsichtsrat 
des VfB Lübeck.

Seit 2021 sitzt er im Bundestag und 
war Mitglied im Finanzausschuss und im 
Ausschuss für Digitales. Obwohl er wegen 
seiner Jugend noch ein politisches Leicht-
gewicht ist, wird er schon als Gegenge-
wicht zu Lars Klingbeil gehandelt, dessen 
Machtfülle als Vizekanzler, Finanzminis-
ter und SPD-Co-Chef vielen in der Partei 
unheimlich wird. Da könnte noch viel auf 
Klüssendorf zukommen.� H. Tews 

VON HERMANN MÜLLER

Der Rechtsstaat in Deutschland sei 
nicht „wetterfest“, die Justiz müsse 
besser vor Missbrauch durch autoritäre 
Kräfte geschützt werden, warnt der 
Deutsche Richterbund (siehe Meldung 
auf Seite 4). Die deutliche Warnung des 
größten Interessenverbands der deut-
schen Richter und Staatsanwälte vor 
einer Instrumentalisierung der Justiz 
durch die Politik kommt erstaunlich 
spät. 

Bereits 2019 hatte der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) festgestellt, dass 
hiesige Staatsanwaltschaften zur Aus-
stellung eines Europäischen Haftbe-
fehls nicht befugt seien. Die Staatsan-
waltschaften in Deutschland böten kei-
ne hinreichende Gewähr für ihre Unab-
hängigkeit gegenüber der Exekutive, so 
die Begründung der EuGH-Richter. An-
ders als in anderen europäischen Län-
dern unterliegen deutsche Staatsan-
waltschaften bis dato noch immer einer 
Weisungsbefugnis durch die Justizmi-
nister in Bund und Ländern. 

Seit der EuGH vor nunmehr sechs 
Jahren zu seiner Einschätzung einer 
mangelhaften Unabhängigkeit der 
Staatsanwaltschaften gekommen ist, 
hatte die Abschaffung der Weisungsbe-
fugnis der Politik gegenüber den 
Staatsanwaltschaften bislang offenbar 
keine Dringlichkeit. Union und SPD ha-
ben auch im kürzlich vereinbarten Ko-
alitionsvertrag keine Aussagen zu einer 
Reform der ministeriellen Weisungsbe-
fugnis getroffen. Deutsche Staatsan-
wälte werden damit vermutlich auch 
weiterhin aus Sicht des EuGH nicht die 
Voraussetzungen für Haftbefehle erfül-
len, die in der gesamten EU anerkannt 
werden.

Auch die Forderung, das Bundes-
verfassungsgericht „wetterfest“ zu ma-
chen, ist nicht ganz neu – sie wurde 
bereits vergangenes Jahr vom ehemali-
gen saarländischen Ministerpräsiden-
ten und Ex-Verfassungsrichter Peter 
Müller erhoben. Dass sich ausgerech-
net Müller zu dieser Warnung berufen 
gefühlt hat, entbehrt nicht einer gewis-
sen Ironie. Der Wechsel des langjähri-
gen CDU-Mitglieds an das Bundesver-
fassungsgericht im Jahr 2011 war näm-
lich von Kritik begleitet.

Durchaus fraglich ist nämlich, ob 
Müller auch ohne die Rückendeckung 
seiner Partei zum Verfassungsrichter 
berufen worden wäre. Für einen Richter 
des Bundesverfassungsgerichts war 
Müllers beruflicher Werdegang nämlich 
eher untypisch. Seine Berufserfahrun-
gen als Richter beschränkten sich auf 
zwei Jahre als Amtsrichter und zwei Jah-
re an einem Landgericht. Vor seiner Zeit 
beim Verfassungsgericht war Müller in 
Fachkreisen auch nicht durch besonde-
re wissenschaftliche Veröffentlichungen 
aufgefallen. Etwas Besonderes war da-
gegen Müllers Parteikarriere: vom Ein-
tritt in die Junge Union 1971 über den 
Aufstieg ins Bundespräsidium der CDU 
bis hin zur Wahl zum Ministerpräsiden-
ten des Saarlandes im Jahr 2005. An die-
sem Engagement in der Politik ist nichts 
auszusetzen. Aber sehen so die idealen 
Voraussetzungen aus, um als Verfas-
sungsrichter der Politik notfalls auch 
mal Grenzen aufzuzeigen?

Kontrovers wurde auch der Rollen-
wechsel vom Politiker zum Verfas-
sungsrichter im Fall von Stephan Har-
barth diskutiert. Harbarth, ehemals 
stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
früheres Mitglied des CDU-Bundesvor-
stands, ist 2018 Richter am Bundesver-
fassungsgericht geworden, seit Juni 
2020 ist er sogar Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts. Kritiker haben da-
rauf hingewiesen, dass Harbarth im 
Bundestag über Gesetze abgestimmt 
hat, über die nach seiner Berufung als 
Verfassungsrichter dann in Karlsruhe 
verhandelt wurde: „Somit urteilt er 
nun in seiner Funktion als Richter auch 
über Gesetze, die er selbst mit auf den 
Weg gebracht hat“, so das Fachportal 
„beck-aktuell – Heute im Recht“.

Gewählt werden die 16 Richter des 
Bundesverfassungsgerichts jeweils zur 
Hälfte vom Bundestag und vom Bun-
desrat. Zur Richterwahl nötig ist eine 
Zweidrittelmehrheit. Der Bundestag 
steht in diesem Jahr vor der Aufgabe, 
drei neue Richter für das Bundesverfas-
sungsgericht zu wählen. Dabei müssen 
die Unionsparteien mit einem Problem 
rechnen: Ohne die Linkspartei haben 
CDU/CSU, SPD und Grüne im neuen 
Bundestag nämlich keine Zweidrittel-
mehrheit mehr.

Verfasst vom Verfassungsschutz: Zweifelhaftes AfD-Gutachten mit dünnen Belegen � Bild: imago/imagebroker
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Signale aus dem 
Kaiserreich
Potsdam – Um „Signale der Macht. 
Nauen, Kamina, Windhoek“ geht es 
vom 16. Mai bis 2. November im Bran-
denburg Museum, Schloßstraße 12 in 
Potsdam. Vorgestellt wird der Ausbau 
eines globalen Kommunikationsnet-
zes im Kaiserreich. 1914 erhielt Wind-
hoek in Südwestafrika Signale von der 
weltweit ältesten noch aktiven Groß-
funkstation in Nauen. www.gesell-
schaft-kultur-geschichte.de� tws

Lorbeeren für 
„Tamerlano“
Göttingen – Unter dem Motto „Lor-
beeren“ finden vom 16. bis 25. Mai die 
Internationalen Händel-Festspiele 
Göttingen statt. Im Zentrum steht die 
Festspieloper „Tamerlano“. Internet: 
www.haendel-festspiele.de� tws

Johann Joachim Kaendler trat 1731 seinen 
Dienst als Modelleur an der Königlichen 
Porzellanmanufaktur Meissen an. Der be-
deutendste Formmeister der Manufaktur 
schuf Porzellan für alle Lebenslagen: Fi-
guren für große Hoftafeln, Serviceformen, 
Altargarnituren, Uhrgehäuse und vieles 
mehr. Kaendler blieb bis zum Lebensende 
in der Porzellanmanufaktur tätig. Er starb 
am 17. Mai 1775. Viele seiner Geschirre 
und Figuren werden bis heute in der 
Staatlichen Porzellanmanufaktur Meissen 
hergestellt.

Kaendler kam 1706 in Sachsen zur 
Welt. Er absolvierte eine Bildhauerlehre 
und war anschließend Geselle beim 
Dresdner Hofbildhauer Johann Benjamin 
Thomae. Mit seinem Meister arbeitete er 
am plastischen Schmuck des Zwingers 
und schnitzte Holzornamente für das 
Grüne Gewölbe. Damit erregte er die Auf-
merksamkeit des Kurfürsten von Sachsen, 
Augusts des Starken, der ihn wegen der 
hohen Qualität seiner Arbeiten 1730 zum 

Hofbildhauer ernannte und ihn ein Jahr 
später nach Meißen schickte.

In der Porzellansammlung des Dresd-
ner Zwingers und in der Dauerausstellung 
des Meissen Porzellan-Museums ist  
Kaendlers vielseitiges Schaffen prächtig 
vertreten. August der Starke beauftragte 
ihn, einen Zoo lebensgroßer Porzellan
tiere zu liefern. Er formte sie zunächst auf 
der Grundlage von Naturstudien in Ton 
ab. Für seine „Affenkapelle“, deren Mit-
glieder nach der höfischen Damen- und 
Herrenmode des Rokoko gekleidet sind, 
nutzte Kaendler hingegen druckgraphi-
sche Vorlagen. Eine der ersten Affenka-
pellen erwarb Madame de Pompadour, die 
Mätresse König Ludwigs XV.

Viele bis heute berühmte Porzellane 
Kaendlers stehen mit bekannten Persön-
lichkeiten in Verbindung. Im Auftrag von 
Heinrich Graf von Brühl, Sachsens Pre-
mierminister und Direktor der Porzellan-
manufaktur Meissen, entwarf er das mehr 
als 2200 Teile umfassende „Schwanenser-

vice“, benannt nach dem auf vielen Teilen 
sichtbaren Reliefdekor eines Schwanen-
paares. Im Siebenjährigen Krieg besetzten 
preußische Truppen Sachsen. Friedrich 
der Große hielt sich einige Monate in Mei-

ßen auf und bestellte das „Japanische Ser-
vice“, für dessen Gestaltung er Kaendler 
detaillierte Anweisungen erteilte. Das An-
gebot, in preußische Dienste überzuwech-
seln, lehnte Kaendler aber ab.

Die aus 40 Figurenensembles beste-
hende „Große russische Bestellung“ ging 
auf Zarin Katharina II. zurück. Ihre einzi-
ge Vorgabe war, dass sich die Gestaltun-
gen auf die antike Mythologie beziehen. 
Mit der verband Kaendler das Herrscher-
lob der Kaiserin. Die „Große Hofbestel-
lung“ für Papst Clemens XIV. wiederum 
umfasst zwölf Apostelfiguren, die Kaend-
ler in Anlehnung an die barocken Mar-
morskulpturen der Lateranbasilika schuf.

Den spektakulärsten Auftrag erteilt 
ihm August II. Kaendler sollte ihn auf ei-
nem mit Sockel neun Meter hohen Reiter-
denkmal aus Porzellan verewigen. Aber 
mit dem Tod des Kurfürsten 1763 war 
auch das Projekt gestorben. An die großen 
Pläne erinnert das kleine Kabinettstück 
des Reiterdenkmals.� Veit-Mario Thiede

PORZELLANKUNST

Ein Service für Friedrich den Großen
Porzellan für Könige, Papst und Zarin – Vor 250 Jahren starb Johann Joachim Kaendler

Komponist aus Kaendlers „Affenkapelle“ 

VON ANNE MARTIN

D ie Gefangenen rauchen Kette 
und dozieren in einem Polit-
Kauderwelsch, das mit unflä-
tigen Schimpfwörtern durch-

setzt ist. Polizisten sind grundsätzlich 
„Bullenschweine“, der Justizbeamte, der 
ihnen als ständige Aufsicht zugeteilt wur-
de, ein „Arschloch“. Ihr Lebensraum: Zel-
len und Flur im siebten Stock der Justiz-
vollzugsanstalt Stammheim bei Stuttgart. 

Direkt nebenan, in einer eigens gebau-
ten Mehrzweckhalle, wird ihnen vom Mai 
1975 bis zum April 1977 der Prozess ge-
macht. Fast 1000 Zeugen und 80 Sachver-
ständige wurden seinerzeit geladen, 
15.000 Seiten mit Wortprotokollen ange-
fertigt, 40.000 Beweismittel gesichert.  
20 Millionen Mark Prozesskosten liefen 
auf. Alle drei Angeklagten – Ulrike Mein-
hof hatte sich am 9. Mai 1976 in ihrer Zel-
le erhängt – werden zu lebenslänglichem 
Zuchthaus verurteilt.

Von den ersten Kaufhausbränden 1968 
bis zur Entführung der Lufthansa-Boeing 
„Landshut“ im Oktober 1977 hatte die Ro-
te Armee Fraktion mitsamt ihrer Kompli-
zen eine Blutspur durch das Land gezo-
gen. Was der Journalist und RAF-Experte 
Stefan Aust sowie Regisseur Niki Stein in 
ihrem Dokudrama „Stammheim – Zeit der 
Rache“ (19. Mai um 20.15 Uhr, Das Erste) 
zeigen, ist der intime Blick in ein ge-
schlossenes System, das aus heutiger 
Sicht wahnhaft erscheint. Die eindrucks-
volle Collage aus geheimen Kassibern, 
Interviews, Originalaufnahmen und 
Spielszenen entlarvt den Mythos um die 
vermeintlichen Freiheitskämpfer und 
Märtyrer gründlich.

Nein, Andreas Baader, Gudrun Enss-
lin, Jan-Carl Raspe und Ulrike Meinhof 
waren keine Idealisten, die das Volk von 
Faschismus und Imperialismus, dem 
„Schweinesystem“, befreien wollten. In 
Stammheim saßen kaltblütige Kriminelle 
ein, die den Kontakt zur Realität schon 
lange verloren hatten. Und nein, sie wa-
ren keine Opfer eines repressiven Staates, 
auch wenn sie sich gerne so gerierten. Die 

Gefangenen, so zeigt es der akribisch re-
cherchierte Film, verfügten in ihren Zel-
len über Radios, Fernseher, Bücher, 
Schreibmaschinen und durften sich beim 
sogenannten „Umschluss“ ausgiebig auf 
den Fluren treffen. Als Baader von seinem 
Anwalt auf den Foltervorwurf angespro-
chen wird, lehnt er sich lässig zurück und 
grinst mit Blick auf den Vollzugsbeamten: 
„Wir sehen das eher sportlich.“

Dieser Justizbeamte Horst Bubeck 
(Moritz Führmann), der später auch im 
Untersuchungsausschuss vernommen 
wird, übernimmt in dem Dokudrama eine 
Schlüsselrolle. Er erträgt die Beschimp-
fungen der Inhaftierten mit erstaunli-
chem Gleichmut, zeigt sogar Empathie. 
Als die widerstrebende Gudrun Ensslin 
während ihres Hungerstreiks zwangser-

nährt wird, meint Bubeck die „brennen-
den Wund- und Schabestellen in ihrem 
Schlund, ihrem Rachen, in meinem eige-
nen Hals zu spüren“. 45 Kilo wiegt die 
Pfarrerstochter zum Schluss, eine selbst 
ernannte Jeanne d’Arc, die sich von ihrem 
Geliebten Andreas Baader manipulieren 
lässt wie ein Revolutions-Groupie.

Ein Korb Erdbeeren für Raspe
Die Desperados, die sich für eine gerechte-
re Welt einsetzen wollen, erheben sich 
über ihre Bewacher und mobben ihre Mit-
gefangene Ulrike Meinhof nach allen Re-
geln der Kunst. Meinhof, einst mit dem 
„Konkret“-Chefredakteur und späteren 
PAZ-Kolumnisten Klaus-Rainer Röhl ver-
heiratet und gern gesehener Gast in Ham-
burgs feinen Kreisen, ist der intellektuelle 

Kopf der RAF, wird von ihr aber wegen 
ihres bourgeoisen Hintergrunds verachtet. 

Vor allem Ensslin lässt keine Gelegen-
heit aus, die Kampfgefährtin zu verhöh-
nen: „Du scheinheilige Sau. Das Messer 
im Rücken der RAF bist du.“ Lilith Stan-
genberg spielt Ensslin mit verfilztem 
Haar, glimmender Zigarette, spröder 
Stimme und Lust an der Vernichtung. Als 
Meinhof eines Tages mit modischer roter 
Bluse erscheint, wird sie von ihren Kame-
raden niedergemacht. „Schöne Bluse, da-
rin ein Aschenputtel“, ätzt Ensslin. 

Meinhof verfällt später zusehends, 
tritt vor Gericht als gebrochene Frau auf. 
Am 9. Mai 1976 entzieht sie sich dem Pro-
zess durch Selbstmord. Für ihre Zellenge-
nossen und deren Sympathisanten war 
dies der Vorwand für einen bis heute an-

dauernden Opferkult, den Aust („Der 
Baader Meinhof Komplex“) eindrucksvoll 
widerlegt. Im Film lässt er aus Meinhofs 
Texten zitieren: „Auch uns töten wir, 
wenn es nottut.“

Mitgefühl ist den Stars der „Baader-
Meinhof-Bande“ fremd. Das betrifft ihre 
Opfer wie den Anfang September 1977 
entführten Arbeitgeberpräsidenten 
Hanns-Martin Schleyer als auch ihre An-
gehörigen. Als Jan-Carl Raspe im Gefäng-
nis von seiner Mutter besucht wird, ver-
suchen Baader und Ensslin ihn von einem 
Treffen abzuhalten. Raspe geht trotzdem, 
kehrt mit einem Korb Erdbeeren zurück, 
aus dem sich Baader als erster bedient. 

Als Baaders Mutter eines Tages mit 
dessen zehnjähriger Tochter in der An-
stalt erscheint, ist der geradezu entsetzt 
und flüchtet aus dem Besucherraum. 
Ensslin gibt ihren 1967 geborenen Sohn 
Felix an Pflegeeltern ab, die Meinhof-
Zwillinge Regine und Bettina werden von 
RAF-Sympathisanten nach Sizilien ver-
schleppt, dort vom Journalisten Aust auf-
gespürt und zu ihrem Vater nach Ham-
burg zurückgeführt.

Das Ende wird wie in einem Show-
down nacherzählt: Die am 13. Oktober 
1977 von arabischen Terroristen entführte 
Lufthansa-Boeing „Landshut“ wird nach 
einem fünftägigen Irrflug auf dem Flug-
hafen Mogadischu von der GSG 9 befreit. 
Das geplante Freipressen der Stamm-
heim-Häftlinge ist damit gescheitert. 
Noch in derselben Nacht nehmen sich die 
Terroristen in ihren Zellen das Leben  
– Ensslin wird erhängt aufgefunden, Ras
pe und Baader haben sich erschossen, nur 
Irmgard Möller überlebt schwer verletzt. 
Die Leiche von Schleyer wird am Tag dar-
auf im Kofferraum eines Autos bei Mül-
hausen im Elsass gefunden.

34 Opfer forderte das Morden, darun-
ter auch Fahrer, Personenschützer, Poli-
zeibeamte, völlig Unbeteiligte. Von ihnen 
und ihren heute erwachsenen Kindern 
erzählt die dem Film nachfolgendende 
Dokumentation „Im Schatten der Mörder 
– Die unbekannten Opfer der RAF“ um 
21.45 Uhr.
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Gudrun Ensslin (Lilith Stangenberg) kurz vor der Ankunft in der JVA Stuttgart-Stammheim� Bild:  SWR/Hendrik Heiden

Kein Platz für Revolutions-Folklore
Zum 50. Jahrestag der Stammheim-Prozesse widerlegt ein Dokudrama der ARD den Opfer-Mythos der RAF und ihrer Sympathisanten



VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie bundesdeutsche Justiz 
macht neuerdings verstärkt 
durch bedenkliche Vorge-
hensweisen und Urteile auf 

sich aufmerksam. Allerdings gab es auch 
schon in der Vergangenheit Fälle bezie-
hungsweise Prozesse, die auf Kritik stie-
ßen. Hierzu zählt nicht zuletzt das Mam-
mut-Verfahren gegen die Anführer der 
ersten Generation der linksterroristi-
schen Rote Armee Fraktion (RAF) And-
reas Baader, Ulrike Meinhof, Gudrun 
Ensslin und Jan-Carl Raspe auf dem Ge-
lände der Justizvollzugsanstalt Stuttgart-
Stammheim, das vor einem halben Jahr-
hundert, am 21.  Mai 1975, begann. Die 
Angeklagten mussten sich wegen vierfa-
chen Mordes und 54 Mordversuchen im 
Rahmen von sechs Sprengstoffanschlä-
gen und weiterer Delikte verantworten. 

Dabei wurde ihre Situation durch et-
liche, mit Blick auf das Verfahren erlasse-
ne neue Sondergesetze erschwert. So gab 
es nun die Möglichkeit, einen Prozess 
auch in Abwesenheit der Angeklagten 
durchzuführen, wenn diese ihre Ver-
handlungsunfähigkeit selbst herbeige-
führt hatten. Das galt für die vier RAF-
Mitglieder, die 145 Tage im Hungerstreik 
standen, um gegen ihre verschärften 
Haftbedingungen zu protestieren. An 
den Folgen dieses Streiks starb der fünfte 
Angeklagte, Holger Meins, noch vor Pro-
zessbeginn im Gefängnis. 

Ein eigenes Terrorismusstrafrecht
Allerdings stellten vom Gericht selbst 
beauftragte Gutachter fest, dass die kör-
perlichen und psychischen Beeinträchti-
gungen der restlichen Angeklagten auch 
aus der langen, durch Isolation geprägten 
Untersuchungshaft seit Juni 1972 resul-
tierten. Deshalb empfahlen sie, die Haft-
bedingungen zu lockern und die tägliche 
Verhandlungszeit auf drei Stunden zu be-
grenzen. Das lehnte das Gericht aber ab.

Des Weiteren wurde die Zahl der 
Wahlverteidiger auf drei beschränkt, 
und jeder Anwalt durfte nur noch einen 
Angeklagten vertreten. Außerdem 
konnten die Richter nun Verteidiger 
von der Verhandlung ausschließen. Da-
von betroffen waren die drei Anwälte 
Baaders, weil diese die Taten ihres 
Mandanten angeblich gebilligt hatten. 
Gegen ihren erklärten Willen erhielten 
die RAF-Mitglieder jeweils zwei Pflicht-
verteidiger zugeteilt. Das Anti-Terror-
Gesetz vom 18. August 1976 legalisierte 
zudem die Überwachung des Schrift-
verkehrs zwischen den Angeklagten 
und deren Rechtsbeiständen. 

Doch damit nicht genug. Am 17. März 
1977 mussten die baden-württembergi-
schen Minister für Justiz und für Inne-
res, Traugott Bender und Karl Schiess 
(beide CDU), öffentlich eingestehen, 
dass die Behörden vertrauliche Gesprä-
che zwischen den vier RAF-Mitgliedern 
und ihren Anwälten in rechtswidriger 
Weise abgehört hatten. Die Genehmi-
gung hierzu war vom Chef des Bundes-
kanzleramtes, Manfred Schüler (SPD), 
gekommen. Das wurde mit einem „über-
gesetzlichen Notstand“ begründet. 

In Reaktion hierauf beantragten so-
wohl die Wahl- als auch die Pflichtvertei-
diger eine Einstellung des Verfahrens 
wegen gravierender Verstöße gegen ele-
mentare Rechtsgrundsätze. Der Prozess 
ging aber ungeachtet dessen weiter. 

Deswegen boykottierten alle Wahl-
verteidiger und Ensslins Pflichtverteidi-
ger Manfred Künzel die Verhandlungen. 
Ensslins Vertrauensanwalt Otto Schily 
erklärte dazu: „Was hier stattfindet …, das 
kann man nicht anders benennen als die 
systematische Zerstörung aller rechts-
staatlichen Garantien … Die Verteidigung 
kann es unter keinen Umständen verant-
worten, … auch nur eine Minute länger in 
dem Verfahren mitzuwirken, um hier 
noch vielleicht als eine Art Alibi aufzu-
treten, dass es noch so etwas gebe wie 
eine Verteidigung.“

Ebenso kritisierten die Anwälte die 
öffentliche Vorverurteilung der Ange-
klagten, die gezielt auf den Stammheim-
Prozess zugeschnittenen restriktiven 
Gesetzesänderungen sowie allerlei 
rechtswidrige „Beweisvereitelungsme-
thoden“, für die insbesondere der Vorsit-
zende Richter Theodor Prinzing verant-
wortlich zeichne. Und tatsächlich musste 

dieser am 147.  Verhandlungstag durch 
Eberhard Foth ersetzt werden, weil er 
seine Befangenheit nicht länger verber-
gen konnte.

Gigantische Ausmaße
Am Ende des Prozesses hielten die 
Pflichtverteidiger, die nie persönlich mit 
den Angeklagten gesprochen hatten, die 
Plädoyers, die teilweise nur drei Minuten 
dauerten. Währenddessen blieben die 
Vertrauensanwälte der RAF-Mitglieder 
dem Verfahren weiterhin aus Protest 
fern. Naheliegenderweise legten Letztere 
sofort Revision ein, als das Gericht Baa-
der, Ensslin und Raspe am 28. April 1977 
zu jeweils lebenslanger Haft verurteilte. 

Meinhof war zu diesem Zeitpunkt 
schon fast ein Jahr tot. Die Wärter hat-
ten sie am 8.  Mai 1976 erhängt aufge-
funden. Die anschließende Spurensi-
cherung erfolgte ohne ihre Anwälte. Da 
auch die übrigen drei RAF-Mitglieder in 
der sogenannten Todesnacht von 
Stammheim vom 17. zum 18. Oktober 
1977 unter bis heute nicht vollständig 
geklärten Umständen starben – offiziell 
handelte es sich wiederum um Suizid –, 
wurde das Urteil gegen Baader, Ensslin 
und Raspe am Ende weder überprüft 
noch rechtskräftig.

Der Stammheim-Prozess gehört zu 
den aufwendigsten und längsten Verfah-
ren in der deutschen Nachkriegsge-
schichte. Er dauerte 192 Tage. Die Ankla-
geschrift umfasste 354  Seiten, das Kon-
volut der übrigen Prozessakten 
50.000 Seiten. 997 Zeugen und 80 Sach-
verständigen wurden angehört. 

Die im Umfeld des Verfahrens erlas-
senen Gesetze führten zur Begründung 
des deutschen Terrorismusstrafrechtes, 
dessen Anwendung sogleich durch Über-
griffe der Behörden gekennzeichnet war, 
die eines Rechtsstaates unwürdig sind. 
Das gilt nun analog für die problemati-
schen Untersuchungshaftbedingungen, 
denen heute mutmaßliche Rechtsterro-
risten wie die Mitglieder der Reichsbür-
ger-Gruppe um Heinrich XIII. Prinz Reuß 
ausgesetzt sind.

Der problematische Verlauf des 
Stammheim-Prozesses war ganz zweifel-
los dafür mitverantwortlich, dass sich 
die RAF und deren Unterstützer in der 
linken Szene weiter radikalisierten, wor-
auf der Staat seinerseits mit zusätzlichen 
Repressionen wie dem Kontaktsperrege-
setz vom 2. Oktober 1977 reagierte, das 
es seither ermöglicht, Gespräche zwi-
schen Inhaftierten und ihren Anwälten 
zu unterbinden.

GESCHICHTE & PREUSSEN

BENESCH-DEKRETE

„Endlösung  
der deutschen 

Frage“

Beim Stammheim-Prozess wurde aus dem Vollen geschöpft: Als Gerichtssaal wurde ein extra für den Prozess auf dem Gelände der Justizvollzugsanstalt Stuttgart errichtetes 
fensterloses Mehrzweckgebäude genutzt� Bild: dpa Picture-Alliance

Politiker im Umfeld des Prozesses

Traugott Bender über-
nahm nach der Todes-
nacht von Stammheim 
die politische Verant-
wortung und trat als ba-
den-württembergischer 
Justizminister zurück.

Karl Schiess war ab 
1972 Baden-Württem-
bergs Innenminister. In 
diesem Amt wurde er 
1978 durch den CDU-
Fraktionsvorsitzenden 
Lothar Späth abgelöst.

Manfred Schüler war 
Helmut Schmidts erster 
Chef des Bundeskanzler-
amts. 1981 wechselte er 
in den Vorstand der Kre-
ditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW).
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ROTE ARMEE FRAKTION

Der Prozess gegen die Spitze 
der „ersten Generation“

Vor einem halben Jahrhundert begann in Stammheim der Strafprozess gegen 
Andreas Baader, Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin und Jan-Carl Raspe

Als Benesch-Dekrete werden 143 „De-
krete des Präsidenten der Republik“ 
bezeichnet, die 1940 bis 1945 erst von 
der tschechoslowakischen Exilregie-
rung in London und dann von der 
Nachkriegsregierung erlassen wurden. 
Sie wurden am 28. März 1946 von der 
provisorischen tschechoslowakischen 
Nationalversammlung gebilligt. Be-
nannt sind sie nach dem damaligen 
(Exil-)Präsidenten der Tschechoslo-
wakei Eduard Benesch. Für die Ver-
treibung und Enteignung der deut-
schen und ungarischen Minderheit 
war das Dekret Nr. 5 vom 19. Mai 1945 
entscheidend. 

Bereits im Oktober 1943 hatte Be-
nesch in einer Rundfunkrede verkün-
det: „Den Deutschen wird mitleidlos 
und vervielfacht all das heimgezahlt 
werden, was sie in unseren Ländern 
seit 1938 begangen haben.“ Die Be-
nesch-Dekrete behandelten deutsche 
und ungarische Bürger als kollektiv 
schuldig an den Verbrechen des NS-
Systems und setzten deren Entrech-
tung und Vertreibung durch. Infolge-
dessen verloren fast alle Deutschen 
und Ungarn ihre tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft und ihren Besitz.

Benesch, der aus der Gegend von 
Pilsen stammte, war 1935 zum Präsi-
denten der Tschechoslowakei gewählt 
worden. Nach dem Münchner Abkom-
men 1938 war er zurückgetreten und 
später nach Frankreich geflüchtet. 
Dort gründete er 1939 das „Tschecho-
slowakische Nationalkomitee“. Nach 
dem Fall Frankreichs zog das Komitee 
nach London um, wo es zur tschecho-
slowakischen Exilregierung wurde, die 
von allen alliierten Staaten anerkannt 
wurde. Benesch erklärte, dass er von 
seinem Amt 1938 unter Zwang zurück-
getreten sei, folglich sei er immer 
noch Präsident. 

Im April 1945 traf Benesch im da-
mals schon von den Sowjets eroberten 
ostslowakischen Kaschau ein. Die erste 
Regierung der Nationalen Front ver-
kündete zwei Tage später in Moskau 
das Kaschauer Regierungsprogramm 
mit den Benesch-Dekreten. Die einst 
zur Tschechoslowakei gehörenden 
Karpatengebiete der Ostslowakei hatte 
er zuvor per Dekret bereits dem sowje-
tischen Diktator Josef Stalin geschenkt. 
Die dortigen zwölf deutschen Dörfer 
blieben jedoch wegen des ukrainischen 
Partisanenkampfes von einer Vertrei-
bung verschont. In den Monaten nach 
Kriegsende kam es von Mai bis August 
1945 zu „wilden“ Vertreibungen. Am 
28.  Oktober 1945 rief Benesch zur 
„Endlösung der deutschen Frage“ auf. 
Bewusst wählte er das Vokabular Adolf 
Hitlers in der Judenfrage. 

Nach den Beschlüssen der Potsda-
mer Konferenz von 1946 folgte die „ge-
regelte“ Vertreibung. Der letzte De-
portationszug verließ am 29. Oktober 
1946 bei Karlsbad Böhmen. Insgesamt 
wurden fast 2,2  Millionen Deutsche 
vertrieben. Die Bundesregierung 
schätzte 1958 die Zahl der deutschen 
Vertreibungsopfer in Böhmen und 
Mähren auf etwa 270.000. 

Die Benesch-Dekrete gelten bis 
heute. Im tschechischen Präsident-
schaftswahlkampf 2013 sagte der kon-
servative Kandidat Karl Schwarzen-
berg: „Die Vertreibung war eine 
schwere Verletzung der Menschen-
rechte. An heutigen Maßstäben ge-
messen, würde sich die Regierung, 
einschließlich Präsident Benesch, 
wahrscheinlich in Den Haag befin-
den.“ Mit solchen Worten wurde der 
Fürst kein Präsident mehr.� Bodo Bost



VON BERNHARD KNAPSTEIN

M argere 16,4 Prozent – das 
ist der Vertretungsan-
spruch der Partei August 
Bebels, Wilhelm Lieb-

knechts, Willy Brandts und Helmut 
Schmidts im Jahr 2025 – im Jubiläumsjahr 
der vor 150 Jahren gegründeten Sozialisti-
schen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP), 
die sich seit 1890 Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (SPD) nennt. 
Schlechter stand die Partei zuletzt 1883 
da, nur wenige Jahre nach ihrer Grün-
dung. Der langsame Niedergang der ältes-
ten noch bestehenden politischen Partei 
Deutschlands, die auch eine der ältesten 
in ganz Europa ist, darf angesichts der 
langen Tradition durchaus bedauert wer-
den, auch wenn es für einen Nachruf ver-
früht ist, denn der Machtanspruch, den 
die Partei für sich in der neuen Regierung 
reklamiert hat, ist höher als ihr Wahler-
gebnisse hergeben.

Vor eineinhalb Jahrhunderten, auf 
dem vom 22. bis zum 27. Mai 1875 in Go-
tha stattfindenden Vereinigungscongress 
des 1863 in Leipzig maßgeblich von Ferdi-
nand Lassalle gegründeten Allgemeinen 
Deutschen Arbeitervereins (ADAV) mit 
der 1869 auf wesentliche Initiative Bebels 
und Liebknechts in Eisenach gegründeten 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
(SDAP) zur SAP beschworen die Partei-
tagsredner die politische Zusammenar-
beit der verschiedenen Arbeitervertretun-
gen. „Wir sind zusammengekommen, um 
die Einheit der Sozialistischen Arbeiter-
partei Deutschlands zu vollenden, das 
Hauptziel all unseres bisherigen Stre-
bens“, so Bebel bei dem Treffen der 74 De-
legierten des ADAV und der 56 der SDAP. 

Ideal der Einheit der Arbeiterklasse
Es galt, bei dem Thüringer Treffen eine 
Kompromisslinie zwischen den gemäßig-
ten Lassalleanern und den eher revolutio-
nären Eisenachern zu finden. Kein leich-
tes Unterfangen, denn während Lassallea-
ner beispielsweise die Einbindung der 
Arbeiter in das Wirtschaftssystem im We-
ge produktiver Genossenschaften mit 
Staatskrediten forderten, lehnten die 
Marxisten den Kapitalismus in Gänze ab. 
Doch die Delegierten der beiden Parteien 
mit zusammen rund 25.000  Parteimit-
gliedern waren sich durchaus der histori-

schen Stunde bewusst. „Die bloße Kunde 
von der Aufnahme von Vereinigungsver-
handlungen hatte das sozialistische Berlin 
elektrisiert. Es herrschte in der Versamm-
lung ein Enthusiasmus, der alles fortriß“, 
berichtet etwa Eduard Bernstein, der den 
Parteitag gemeinsam mit seinen Partei-
freunden Bebel und Liebknecht vorberei-
tet hatte. In der Tat verfolgte man bei den 
Konservativen im Reich das Sozialisten-
treffen sehr genau, und das mit einigem 
Unmut. „Was die Sozialisten fordern, 
läuft auf die Zerstörung unserer sozialen 
Ordnung hinaus“, kommentierte etwa die 
„Kölnische Zeitung“.

Bei den Debatten zum künftigen Pro-
gramm hielten sich Extremisten wie Be-
bel zurück, um die Vereinigung der Kräfte 
nicht zu gefährden. „Ich will der Todfeind 
dieser bürgerlichen Gesellschaft und 

Staatsordnung bleiben, um sie in ihren 
Existenzbedingungen zu untergraben, 
und sie, wenn ich kann, beseitigen“, be-
kannte sich Bebel 1903 hingegen offen 
zum Marxismus. Doch er war nicht der 
einzige, der sich zur Zurückhaltung ge-
zwungen sah. Die Sozialdemokraten mit 
Führungsanspruch neigen zu autoritärem 
Auftreten. Das hatte in der ADAV bereits 
Johann von Schweitzer und Carl Thölcke 
die Führungspositionen gekostet zuguns-
ten von Wilhelm Hasenclever, der weitaus 
geschmeidiger widerstrebende Positio-
nen zusammenführen konnte. Letzteren 
wählte der Gothaer Parteitag mit Wilhelm 
Hartmann von der SDAP zu gleichberech-
tigten SAP-Vorsitzenden.

Das in Gotha beschlossene Programm 
ist auch heute noch interessant. An einige 
Forderungen von 1875 hat die SPD auch 

wieder die Axt angelegt. So hat die junge 
Partei unter Punkt I ihres Programms die 
Befreiung der Arbeit durch Beseitigung 
von Privateigentum an Produktionsmit-
teln sowie deren Überführung in gesell-
schaftliches Eigentum gefordert. Das wä-
re der heutigen gesättigten SPD zu viel 
der Kapitalismuskritik.

Der zweite und letzte Punkt des Pro-
gramms enthält 14  Forderungen, sechs 
betreffen die „Grundlage des Staates“ 
und acht die „heutige Gesellschaft“. Dort 
wird nicht nur das allgemeine, gleiche 
und direkte Wahlrecht gefordert, son-
dern sogar eine Wahlpflicht ab dem 
20. Geburtstag. Doch nicht nur über die 
Zusammensetzung der politischen Füh-
rung soll die Bevölkerung abstimmen, 
sondern beispielsweise auch über Krieg 
und Frieden. Grundsätzlich ist eine „di-

rekte Gesetzgebung durch das Volk“ vor-
gesehen. So viel direkte Demokratie wird 
heute nicht mehr von der SPD gefordert. 
Die Partei ist inzwischen in der repräsen-
tativen bundesrepublikanischen soge-
nannten indirekten Demokratie ange-
kommen und weiß, dass viele ihrer Vor-
haben in der Bevölkerung keine mehr-
heitliche Zustimmung finden, eine direk-
te Volksherrschaft insofern also gar nicht 
in ihrem Interesse wäre. 

Gothaer Programm
„Allgemeine Wehrhaftigkeit“ wurde 
ebenso gefordert wie „Volkswehr an Stel-
le der stehenden Heere“, eine Abwand-
lung der klassischen liberalen Forderung 
„Bürgerwehr an Stelle des stehenden 
Heeres des Königs“. 

Die 1875er SAP strebte zudem da-
nach, alle Gesetze abzuschaffen, die das 
freie Forschen und Denken sowie die 
freie Meinungsäußerung beschränken. 
Davon hält die SPD heute nichts mehr, 
ist ihr die wirkmächtige Meinungsmache 
im Internet seitens politischer Gegner 
doch suspekt. 

Weitere Forderungen bezüglich Ar-
beitsrechte und Sozialschutz hat der 
preußische Ministerpräsident und deut-
sche Reichskanzler Otto von Bismarck in 
seiner 1883 beginnenden Sozialgesetzge-
bung aufgegriffen, um die SAP in den Au-
gen der Wähler unnötig zu machen und 
ihr damit den Wind aus den Segeln zu 
nehmen. Zu Bismarcks Zuckerbrot und 
Peitsche gehörten neben seiner Maßstä-
be setzenden Sozialgesetzgebung auch 
seine ab 1878 geltenden Sozialistengeset-
ze. Letztere hatten nicht den gewünsch-
ten Effekt. Repression schreckte Wahl-
kämpfer und Wähler nicht ab. Im Gegen-
teil, die sozialistischen Theoretiker hat-
ten Aufschwung und besaßen Einfluss in 
der Presse. Zwar hatte die Partei 1881 
Stimmenverluste hinzunehmen, „aber 
sie hatte auch ihre zähe Lebenskraft be-
wiesen“, wie Bismarck-Biograph Ernst 
Engelberg formuliert. Die „Reichsfein-
de“ waren vitaler, als von der Reichsre-
gierung erhofft. Bismarck versuchte, die 
Partei politisch zu überwinden. Gelun-
gen ist ihm das nicht. Bis heute lebt die 
SPD. Nur die SPD selbst entscheidet im 
demokratischen Prozess darüber, ob ihr 
die Wähler von der Fahne gehen, weil 
diese sie für obsolet halten.

GESCHICHTE & PREUSSEN

SPD I

Der Bogen war weit gespannt
Vor 150 Jahren schlossen sich Lassalleaner und Eisenacher zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands zusammen

In das erste Parteiprogramm der SPD, die 
damals noch Sozialistische Arbeiterpartei 
(SAP) hieß, waren noch starke revolutio-
näre Forderungen eingebaut, auch wenn 
die Programmatik für August Bebel, Karl 
Marx und Friedrich Engels viel zu bürger-
lich und staatstragend war, anstatt revo-
lutionär zu sein. Marx verfasste in der 
Folgezeit Randglossen, mit denen er das 
Gothaer Programm zerlegte. 

1890 änderte sich die Situation grund-
legend mit dem Auslaufen des Sozialis-
tengesetzes. Im darauffolgenden Jahr ver-
anstaltete die SAP unter der Leitung von 
August Bebel in Erfurt ihren ersten Partei-
tag nach dem Gothaer Vereinigungspar-
teitag von 1875 (siehe oben). Dort wurde 
das Gothaer durch das Erfurter Programm 
ersetzt. Dessen marxistische Positionen 
hatten vor allem Karl Kautsky und Eduard 
Bernstein erarbeitet. 

Nach der Novemberrevolution und 
der Gründung der Weimarer Republik gab 
sich die mittlerweile staatstragende SPD 
1921 das Görlitzer Programm, eine von 
Bernstein erarbeitete programmatische 
Revision, um sich von den links von ihr 
stehenden Abspaltungen beziehungswei-
se Neugründungen Unabhängige Sozial-
demokratische Partei Deutschlands 
(USPD) und Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD) abzugrenzen. 

Mit dem Heidelberger Programm von 
1925 geriet erstmals das Ziel einer „euro-
päischen Wirtschaftseinheit“ in den „Ver-
einigten Staaten von Europa“ in die 
Grundsatzpapiere der Partei.

Nach dem Zweiten Weltkrieg musste 
sich die SPD in den Bundestagswahlen 
von 1949, 1953 und 1957 den bürgerlichen 
Parteien deutlich geschlagen geben. Der 
Christdemokrat Konrad Adenauer domi-

nierte, und die alten sozialistischen Ziel-
vorgaben zogen angesichts des verheeren-
den nationalsozialistischen Experiments 
Adolf Hitlers, des real existierenden So-
zialismus in der SBZ und des beginnenden 
Wirtschaftswunders in den Westzonen 
kaum noch. Die SPD verabschiedete sich 
deshalb 1959 auf einem außerordentlichen 
Parteitag in Bad Godesberg programma-
tisch von Karl Marx und bekannte sich zur 
Sozialen Marktwirtschaft und zum Privat-
eigentum an Produktionsmitteln. 

Galt im Gothaer Programm Religion 
noch als Privatsache, strebte sie nun die 
Zusammenarbeit mit den Kirchen an. 
Bundeswehr und NATO wurden bejaht. 
Parteivorsitzender Erich Ollenhauer, der 
noch der sozialistischen Planwirtschaft 
anhing, die Sozialistische Internationale 
auch als Funktionär vertrat und eine 
Wiedervereinigung im Sinne Kurt Schu-

machers außerhalb der militärischen 
Blöcke der NATO-Mitgliedschaft West-
deutschlands vorzog, musste schließlich 
1963 dem jungen Berliner Bürgermeister 
Willy Brandt die Parteiführung überlas-
sen. Der verkörperte die Erneuerung der 
Partei besser. 

Das Godesberger Programm be-
stimmte bis zum Mauerfall 1989 die Par-
teiarbeit. Im darauffolgenden Dezember 
wurde es durch das postmaterialistische 
Berliner Programm abgelöst, das die 
ökologische Komponente in die Grund-
sätze eingeführt hat.

Seit 2007 gilt für die SPD das Hambur-
ger Programm, das vor allem von Andrea 
Nahles, Wolfgang Thierse und Hubertus 
Heil erarbeitet worden ist. Der demokra-
tische Sozialismus ist wieder en vogue ge-
worden, der Kampf gegen entfesselte Fi-
nanzmärkte in einer globalisierten Welt 

eröffnet. In Deutschland wohnhafte Aus-
länder sollen, auch wenn sie keine EU-
Bürger sind, deutsche Kommunalparla-
mente mitwählen dürfen. Der ebenfalls 
eingeforderte Mindestlohn ist inzwischen 
eingeführt, die angestrebte europäische 
Armee hingegen noch nicht. 

Ein künftiges Programm dürfte sich 
auf die Themen Migration, „Geschlech-
tergerechtigkeit“, energetischer Umbau 
der Wirtschaft und „Klimaschutz“ sowie 
den Kampf gegen Rechtsextremismus 
stärker fokussieren. Überraschend wäre 
ein stärkeres Bekenntnis zur kulturellen 
Identität und inneren Sicherheit als 
Kampfansage an die AfD. Wohl erhalten 
bleiben wird der SPD das Ringen um die 
Programmatik zwischen Fundis und Rea-
los, Revolutionären und Reformern, So-
zialisten und Realpolitikern, linkem und 
rechtem Flügel.� B.K.

SPD II

Der verschlungene Weg von Gotha nach Berlin
Im Lauf ihrer 150-jährigen Geschichte gab sich der Zusammenschluss aus ADAV und SDAP insgesamt sieben Parteiprogramme

Gründungsstätte der deutschen Sozialdemokratie: Versammlungssaal der damaligen Gaststätte Tivoli� Bild: pa/Caro
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VON WOLFGANG KAUFMANN

A m 24. April landete eine aus 
Kairo kommende Maschine 
auf dem Flughafen Hannover. 
An Bord befanden sich laut 

Bundesinnenministerium „141 besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge, überwie-
gend aus dem Sudan“. Diese sind jedoch 
keine Asylanten, sondern „Umsiedler“ im 
Rahmen eines Resettlement-Programms, 
das zwischen der Bundesregierung und 
dem Hilfswerk des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR) vereinbart wurde. Für das Re-
settlement kommen Flüchtlinge in Frage, 
welche in ihrem Erstaufnahmeland keine 
Bleibeperspektive haben, aber auch nicht 
in ihr Heimatland zurückkehren können 
sowie mehr Schutz als üblich benötigen. 
Hierzu zählen beispielsweise Frauen und 
Mädchen, Kinder, Überlebende von Ge-
walt oder Folter sowie Personen mit gra-
vierenden medizinischen Problemen.

Die Geschichte des Programms be-
gann im Jahr 1995, als im Rahmen der UN 
erstmals über eine systematische aktive 
Umsiedlungspolitik diskutiert wurde. Die 
EU-Kommission wiederum schlug dann 
2009 ein gemeinsames europäisches Re-
settlement-Programm vor, das im März 
2012 verabschiedet wurde. Als die Migra-
tionsströme 2015 anschwollen, verpflich-
teten sich die EU-Mitgliedstaaten zur 
Aufnahme von 50.000 besonders schutz-
bedürftigen Personen bis 2020. Dem folg-
te 2019 eine Initiative des UNHCR zur 
Gewinnung weiterer Aufnahmestaaten, 
wobei es damals bereits 29 davon gab. An 
erster Stelle standen dabei die USA, Kana-
da und Großbritannien. Um die Dring-
lichkeit seines Programms zu betonen, 
setzte das UNHCR in der Folgezeit die 
Zahl der potentiellen Umsiedlungskandi-
daten immer höher an. Anfangs war noch 
von 1,4 Millionen Menschen die Rede, zu-
letzt hieß es dann, zehn Prozent der 29 
Millionen Flüchtlinge unter der Obhut 
des UNHCR müssten eine neue Heimat 
finden.

Aus anfangs 300 wurden 6560
Deutschland ist seit Dezember 2011 an 
dem Resettlement-Programm beteiligt, 
für das hierzulande der Paragraph 23 des 
Gesetzes über den Aufenthalt, die Er-
werbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet die juristi-
sche Grundlage bildet. In dessen Absatz 4 
vom Juli 2015 steht: „Das Bundesministe-
rium des Innern, für Bau und Heimat 
kann im Rahmen der Neuansiedlung von 
Schutzsuchenden im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden anordnen, 
dass das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) bestimmten, für ei-
ne Neuansiedlung ausgewählten Schutz-
suchenden (Resettlement-Flüchtlinge) 
eine Aufnahmezusage erteilt.“ Diese bie-
tet die Möglichkeit zur dauerhaften Nie-
derlassung.

Ende 2011 beschlossen die Innen-
minister der Bundesländer, kontinuier-
lich vom UNHCR ausgewählte Flücht-
linge aufzunehmen, wobei zunächst 
von 300 Personen pro Jahr bis 2014 die 
Rede war. Die ersten 195 davon trafen im 
September 2012 aus dem tunesischen 
Flüchtlingslager Choucha ein. Im Herbst 
2013 setzten die Minister die Zahl der 
jährlichen Aufnahmen auf 500 herauf, 
bevor diese dann 2018 schlagartig auf 
5100 hochschnellte. 

Um die nötigen Kapazitäten zu schaf-
fen, wurde im Mai 2019 vom Bundesin-
nenministerium und dem BAMF das „zi-
vilgesellschaftliche“ Projekt „Neustart im 
Team (NesT)“ gestartet. In dessen Rah-
men sollen sich deutsche „Mentorinnen 
und Mentoren“ verpflichten, „den Flücht-
lingen Wohnraum zur Verfügung zu stel-
len (Zahlung von Kaltmieten oder Einräu-
men eines Wohnrechts)“ und „diese dar-
über hinaus praktisch zu unterstützen“. 
Zuletzt lag das gegenüber dem UNHCR 

zugesicherte Kontingent bei 6540 Perso-
nen für das Jahr 2024 und 6560 für 2025, 
womit die Bundesrepublik mehr Resettle-
ment-Kandidaten aufzunehmen ver-
sprach als jeder andere EU-Staat. 

Hierdurch ist sie weltweit gesehen 
jetzt das drittgrößte Zielland nach den 
USA und Kanada, wobei die Trump-Regie-
rung das US-Programm nun gestoppt hat. 
Ähnliches kündigen die CDU/CSU und 
die SPD in ihrem Koalitionsvertrag an, 
aber das UNHCR zeigte sich ausgespro-
chen optimistisch, dass das Resettlement 
unvermindert weiterläuft, sobald die neue 
Regierung in Berlin steht. 

Die Korruption grassiert
Letztlich werden zu den bislang hierzu-
lande Angesiedelten aus den Herkunfts- 
oder Erstzufluchtsländern Afghanistan, 
Ägypten, Burundi, China, Eritrea, Indone-
sien, Irak, Iran, Jordanien, Demokratische 
Republik Kongo, Libanon, Libyen, Pakis-
tan, Somalia, Sri Lanka, Sudan beziehungs-

weise Südsudan, Syrien und Tunesien also 
wohl noch etliche mehr kommen.

Angesichts der zumeist hochproble-
matischen Herkunftsländer besteht der 
theoretische Vorteil des Resettlements 
darin, dass das UNHCR die Kandidaten 
nicht einfach an die Zielländer durch-
reicht, sondern wegen der begrenzten 
Aufnahmekapazitäten eine konsequente 
Auswahl im Hinblick darauf verspricht, 
wer tatsächlich bedürftig ist und zu-
gleich auch reale Chancen auf Integrati-
on besitzt. Das hatte der BAMF-Präsi-
dent Hans-Eckhard Sommer im Blick, als 
er im März vorschlug, das aktuelle Asyl-
system durch humanitäre Aufnahmen 
„in beachtlicher Höhe“ zu ersetzen. Al-
lerdings gibt es beim UNHCR jede Men-
ge Korruption.

So berichtete der Deutschlandfunk 
über systematische kriminelle Machen-
schaften von Mitarbeitern des UN-
Flüchtlingshilfswerkes in Ostafrika. Wer 
hier auf die Resettlement-Listen kom-

men will, zahlt oft Schmiergelder in Hö-
he von 3000 bis 7000 US-Dollar, woraus 
sich logischerweise ergibt, dass er in 
Wahrheit wohl kaum ein Anrecht auf ei-
nen der begehrten Plätze für Bedürftige 
hat. Wie professionell die Täter dabei 
vorgehen, schilderte der Whistleblower 
„Edward“ den Reportern des Senders: 
Während der „Klient“ auf seine Umsied-
lung warte, werde unter anderem ein 
passendes Dossier über ihn erstellt: „Wir 
erfinden Krankheiten … Genitalverlet-
zungen infolge einer Vergewaltigung. Für 
ein gefälschtes Attest bekommt ein Arzt 
… 150 Euro.“

Insofern ist es höchst ungewiss, wer 
da am 24. April auf dem Flughafen Hanno-
ver eintraf, um nun in Deutschland einen 
privilegierten Flüchtlingsstatus zu genie-
ßen und am Ende für immer hier zu blei-
ben. Sind es tatsächlich besonders Schutz-
bedürftige oder Menschen, die anderen 
die Chance auf ein Entkommen aus 
schlimmer Not geraubt haben?
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ASYLPOLITIK

Obwohl die Bevölkerungsdichte in der 
Bundesrepublik immer mehr zunimmt, 
existieren zahllose von den Menschen 
verlassene Geisterdörfer. Manche sind 
schon vor sehr langer Zeit aufgegeben 
worden wie die bäuerliche Siedlung 
Nennewitz im Wermsdorfer Forst unweit 
der sächsischen Stadt Oschatz, welche 
bereits im 14. Jahrhundert verfiel, weswe-
gen heute nur noch die Fundamente eini-
ger Häuser und der Kirche zu sehen sind. 
Solche „Wüstungen“ aus der Epoche der 
Pest und der spätmittelalterlichen Agrar-
krise findet man überall in Deutschland 
– Experten schätzen ihre Zahl auf mindes-
tens 40.000.

Andere Geisterdörfer entstanden hin-
gegen erst in neuerer Zeit, wobei die Be-
wohner hier in aller Regel zum Weggang 
gezwungen worden waren. Das trifft ins-
besondere auf Ortschaften zu, welche in 
der Nähe von Truppenübungsplätzen la-
gen. Nach 1933 entvölkerte die Wehr-
macht ganze Landstriche rund um Rech-
lin, Grafenwöhr, Hammelburg, Königs-
brück, Altmark, Münsingen und andere 
Dörfer, um auf dem freigewordenen Ter-
rain Mensch und Material kriegstüchtig 
zu machen. In die Fußstapfen des Militärs 
des Dritten Reiches traten dann ab 1945 
die westalliierten Besatzungsmächte und 
die Rote Armee. Alle 120 Familien in dem 

Eifelort Wollseifen mussten im August 
1946 binnen drei Wochen ihre Heimat für 
immer verlassen, weil die Briten dort ei-
nen Truppenübungsplatz einrichten woll-
ten. Anschließend nutzten sie die leeren 
Häuser als Zielscheibe. 

Eine Entschädigung erhielten die 
Wollseifener dafür erst zehn Jahre später. 
Dann benötigte auch die Bundeswehr gro-
ße Schießplätze. Das bedeutete das Ende 
von Ortschaften wie Lopau in der Lüne-
burger Heide, wo seit 40 Jahren niemand 
mehr lebt. 1969 traf es zudem auch das 
Dorf Oberbolheim in der Einflugschneise 
des Fliegerhorstes Nörvenich in Nord-
rhein-Westfalen, das wegen der perma-

nenten Absturzgefahr weichen musste. 
Etliche weitere Geisterdörfer mit ehemals 
insgesamt 23.000 Einwohnern finden sich 
an der früheren innerdeutschen Grenze. 
Ihre Zahl liegt bei rund einhundert – dazu 
gehören unter anderem Billmuthausen, 
Erlebach und Leitenhausen im Landkreis 
Hildburghausen, Bardowiek, Lankow und 
Lenschow im Landkreis Nordwestmeck-
lenburg, Kaulsroth, Liebau und Korberoth 
im Kreis Sonneberg sowie Ebersberg, 
Hammerleithen und Markusgrün im 
Vogtlandkreis. 

Die Räumung erfolgte hier stufenweise 
ab Juni 1952, weil die Lage der Ortschaften 
die verschärfte Überwachung der Grenze 

durch das DDR-Regime erschwerte. Eben-
so sorgten auch große Infrastrukturpro-
jekte für das Ende von Dörfern. Der Aus-
bau des Flughafens Leipzig/Halle wurde 
der seit mindestens 1497 bestehenden 
Ortschaft Kursdorf zum Verhängnis: 2017 
zog der letzte Bewohner fort. Die Streu-
siedlung Franzheim im Erdinger Moos fiel 
wiederum der Errichtung des neuen Mün-
chener Flughafens zum Opfer. Hier exis-
tiert lediglich noch ein einziges Anwesen. 
Und Alt-Fall im oberbayerischen Isar-
winkel kann heute nur mit einer Tau-
cherausrüstung „betreten“ werden, denn 
das Dorf liegt seit 1959 auf dem Grund 
des Sylvensteinstausees. � W.K.

ENTVÖLKERUNG

Dörfer, die nur noch in der Erinnerung existieren
Mindestens 40.000 Geisterdörfer übersäen die Bundesrepublik – Die Gründe für ihre Räumung sind mannigfach

Zahl steigt seit Jahren stark an: Kongolesische Asylsucher vor ihrem vom UNHCR organisierten Abflug� Bild: UNHCR/Sishuo Zhu

Was hinter dem „Resettlement“-
Programm der UN steckt

Es fing mit wenigen Betreuten an, umfasst nun aber schon Tausende Personen jährlich. Deutschland ist 
wohl bald das zweitgrößte Aufnahmeland für die angeblich besonders schutzbedürftigen Asylsucher



VON UWE HAHNKAMP

E ine Vielzahl unterschiedlicher 
Gefühle weckte die Lands-
mannschaft Ostpreußen (LO) 
bei den Teilnehmern ihrer dies-

jährigen Arbeitstagung für die deutschen 
Vereine im südlichen Ostpreußen, die am 
26. und 27. April in Sensburg stattfand. 
Trauer und Mitgefühl beim Thema „Deut-
sche Kinder im Nachkriegspolen“, Weh-
mut beim Film über Ostpreußen sowie 
Nachdenklichkeit und Enthusiasmus bei 
der Diskussion um zukünftige Strategien 
und Strukturen der Deutschen Minder-
heit in Ostpreußen. 

Am Nachmittag nach der Jahresver-
sammlung des Verbands der deutschen 
Gesellschaften in Ermland und Masuren 
(VdGEM) konnte der Sprecher der LO, 
Stephan Grigat, die Vertreter der Vereine 
des Verbands und der nicht im Verband 
eingebundenen Gesellschaften der Deut-
schen Minderheit in Allenstein und Nei-
denburg begrüßen. Das von Peter Wenzel 
von der LO in Hamburg, Ulf Püstow vom 
Vorstand der LO und dem Vertreter der 
LO in Allenstein, Damian Wierzchowski, 
organisierte Programm startete mit dem 
traurigen Thema der Folgen eines Kriegs 
für Kinder

Kinder nach dem Krieg
Teresa Willenborg stellte in einem Refe-
rat ihr Buch „Kinder im Schatten des 
Krieges, Heimerziehung in Polen nach 
1945“ vor. Ein Thema, das gerade den äl-
teren Teilnehmern sehr nahe ging, wel-
che die Zeit selbst erlebt oder die Folgen 
bei Familie und Freunden gekannt ha-
ben. Denn trotz aller psychologischer 
Schutzmechanismen bleiben Spuren zu-
rück. In fünfjähriger Arbeit – auch in der 
Zeit von Corona – durchforstete Willen-
borg die Archive von 27 staatlichen, 
evangelischen und methodistischen Ein-

richtungen nach Unterlagen zu etwa – so 
die offiziellen Angaben des Roten Kreu-
zes – 57.000 deutschen Kindern. Das war 
nicht einfach, zumal die Kinder in der 
Gesellschaft häufig quasi „unsichtbar“ 
waren. 

„Es gab einen radikalen Bruch mit der 
Pädagogik der Vorkriegszeit“, so Willen-
borg über das Vorgehen der Waisenhäu-
ser, „wegen knapper Ressourcen bewer-
teten Kommissionen, wer polnisch ist 
oder wird. Es ging auch – je nach Einrich-
tung – um Assimilierung oder eine Vor-
bereitung auf das sozialistische Leben.“ 
Die Verwendung als Arbeitskraft und oft 
auch die Verantwortung für jüngere Ge-

schwister machten aus den Kindern 
nicht selten kleine Erwachsene. Sie  
haben überlebt, doch um welchen Preis? 
Manchmal auch den der Identität, wie 
Willenborg in Interviews mit den Betrof-
fenen herausfand. Zwölf Berichte davon 

enthält ihr Buch, drei stellte sie ihren Zu-
hörern vor.

Unter die Haut ging diesen vor allem 
der Bericht von Alfred Czesla, den viele 
von ihnen persönlich kennen, hat er 
doch einige der deutschen Vereine im 
südlichen Ostpreußen mitbegründet. 
Schade nur, dass er aus gesundheitlichen 
Gründen der Einladung zur Tagung nicht 
folgen und selbst für sich sprechen konn-
te. Außerdem war er für einen Vortrag 
über die Anfänge und die Entwicklung 
der Gesellschaften eingeplant. 

Versöhnlicher wurde es am Abend 
mit einem Film über das historische Ost-
preußen, vor allem das Samland, und am 

nächsten Tag mit dem Film zum 30. Jubi-
läum der Neidenburger Gesellschaft der 
deutschen Minderheit.

Geschichten vom Anfang und der 
Zukunft
Der späte Nachmittag und der Sonntag-
vormittag standen hingegen im Zeichen 
lebhafter Diskussionen um die zukünfti-
ge Struktur und Strategie der Deutschen 
Minderheit in Ostpreußen. Die bereits 
auf der Jahresversammlung des VdGEM 
von Wiesław Küchmeister aus Osterode 
angestoßenen Gespräche griffen ein The-
ma auf, das wegen der Überalterung der 
Vereine und Vorstände sowie sinkender 
Mitgliederzahlen schon länger schwelt. 
Die Stichworte Ehrenamt, Jugend, neue 
Medien, geographische Entfernungen 
oder Vereine als Rechtspersonen zeigen 
die Komplexität der Frage auf, von kon-
kreten Problemen wie Mieten, Heizkos-
ten oder immer komplizierteren An-
tragsformularen ganz zu schweigen. Eine 
Frage, die mehrfach im Raum stand, war 
dabei eine mögliche Fusion mancher 
Vereine.

Aus der Versammlung heraus fand 
sich eine sechsköpfige Arbeitsgruppe zu-
sammen, die das Votum der Anwesenden 
erhielt und ein Konzept erstellen soll, 
das insbesondere auch strukturelle  
Probleme angeht. Durch den intensiven 
Austausch blieb kaum Zeit für die Be-
kanntgabe der in diesem Jahr anstehen-
den Projekte der LO. Insbesondere  
Grigat sah das aber nicht so eng: „Wenn 
man sich für ein Thema engagiert oder 
engagieren will, muss man dafür bren-
nen.“ Und dieses Brennen sei in der  
Diskussion deutlich zu spüren gewesen, 
so der Sprecher der Landsmannschaft 
Ostpreußen. Schlusspfiff für die Tagung, 
Anpfiff für die Arbeit der Arbeits- 
gruppe, Startsignal für eine bessere  
Zukunft.
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Ende April fand in Königsberg eine Feier 
zum 40-jährigen Bestehen der Orthodoxie 
im westlichsten Teil der Russischen Föde-
ration statt. Die Feierlichkeiten begannen 
mit einer Göttlichen Liturgie in der Christ-
Erlöser-Kathedrale, zu der zahlreiche Ge-
meindemitglieder und Vertreter des Kle-
rus der Königsberger Metropolie kamen. 
Anschließend wurde in der Nähe der Ka-
thedrale eine thematische Fotoausstel-
lung eröffnet, die den historischen Weg 
der Orthodoxie in der Region zeigte. Be-
sonderes Augenmerk wurde auf die Rolle 
der Russisch-Orthodoxen Kirche (ROK) 
bei der Wiederbelebung des religiösen Be-
wusstseins im Königsberger Gebiet gelegt. 

Gouverneur Alexej Besproswannych 
dankte der ROK für ihren Einfluss auf das 
kulturelle und moralische Leben in der Re-
gion. Er lobte die Arbeit des Klerus und be-
tonte die besondere Bedeutung der Unter-
stützung der Teilnehmer an der militäri-
schen Sonderoperation, wie der Krieg ge-
gen die Ukraine in Russland genannt wird.

Der derzeitige Patriarch Kyrill I. von 
Moskau und ganz Russland war vor seiner 
Berufung zum Patriarchen 2009 Bischof 

von Smolensk und Administrator der or-
thodoxen Diözese Königsberg, wo es aller-
dings seit der russischen Eroberung 1945 
gar keine orthodoxe Kirchengemeinde gab. 
Erst 1985 wurde die Juditter Kirche nach 
dem heiligen Nikolaus von Myra orthodox-

geweiht. Zum 40. Jubiläum der Eröffnung 
der ersten orthodoxen Gemeinde im Kö-
nigsberger Gebiet gratulierte Kyrill den 
Geistlichen und Laien der Region. „Im fer-
nen Jahr 1985 durften die von geistlichem 
Durst geplagten Königsberger endlich eine 

orthodoxe Gemeinde eröffnen, und in der 
Folge wurde das alte, baufällige Gebäude 
der Kirche in Juditten zu einem prächti-
gen Tempel zu Ehren des Heiligen Niko-
laus von Myra.“ Erstaunlich dabei war, 
dass Kyrill den Ort Juditten auf Deutsch 
wiedergab. Die Kirche von Juditten gilt als 
„Mutter der Kirchen von Königsberg“, da 
sie als ältester Kirchenbau der Region gilt. 
Die im 13. Jahrhundert erbaute Kirche war 
zunächst eine katholische Ordenskirche, 
dann eine lutherische Pfarrkirche und ist 
jetzt eine orthodoxe Klosterkirche. 

Der Patriarch, der nach wie vor an der 
Spitze des Königsberger Metropolitanats 
steht, erinnerte daran, „mit welchem En-
thusiasmus die Gläubigen an der Restau-
rierung dieser Kirche arbeiteten und mit 
welcher Ehrfurcht sie ihre Einweihung 
erwarteten“. 

Kirche als patriotische Kraft gefragt
Seit 1985 sind in der Region Königsberg 
zwei orthodoxe Diözesen sowie mehr als 
200 Kirchen und Kapellen neu eröffnet 
worden, drei Klöster, ein orthodoxes Gym-
nasium und Kindergärten wurden gegrün-

det. Das Hauptereignis zum Jahrestag war 
neben der feierlichen Liturgie in der 
Christ-Erlöser-Kathedrale der Beitrag re-
ligiöser Organisationen zur Aufrechter-
haltung des patriotischen Geistes. Metro-
polit Seraphim von Pillau und Rauschen 
nahm vom Regionsoberhaupt Bespros-
wannych die Auszeichnung „Orden für 
Verdienste um das Königsberger Gebiet“ 
entgegen. Der Gouverneur dankte den 
Geistlichen für ihre „aktive Beteiligung an 
der Unterstützung des Militärs und be-
tonte die Notwendigkeit, orthodoxe Tra-
ditionen zu bewahren, um neue Genera-
tionen von Russen zu erziehen“. Auf das 
Aufbauwerk des orthodoxen Elisabethen-
ordens, der auf die Zarinschwester, die 
orthodoxe Heilige und Großfürstin Elisa-
beth von Hessen-Darmstadt (1864–1918) 
zurückgeht, in der Region, wurde nicht 
eingegangen. Diesem orthodoxen Frauen-
orden, der heute auch an vorderster Hei-
mat-Front bei den Kriegsanstrengungen 
beteiligt ist,  ist es eigentlich zu verdan-
ken, dass das Christentum nach 40 Jahren 
Kirchenverbot in dieser Region wieder 
Fuß fassen konnte.  � Bodo Bost

KÖNIGSBERG

40 Jahre orthodoxe Kirche im nördlichen Ostpreußen
Anlässlich des Jubiläums hielt Kyrill I., das Oberhaupt der Russisch-Orthodoxen Kirche, einen Festgottesdienst ab

SENSBURG

„Man muss brennen, um sich einzusetzen“
Geschichte und Zukunft – Die LO lud zu ihrer diesjährigen Arbeitstagung der Deutschen Vereine im südlichen Ostpreußen ein

Gruppenbild auf der Treppe zum Sitzungssaal: Die Teilnehmer der diesjährigen Arbeitstagung � Bild: U.H.

Gilt als „Mutter der Kirchen von Königsberg“: Juditter Kirche� Bild: Shutterstock

57.000
deutsche Kinder waren nach dem 

Zweiten Weltkrieg in der Gesell-
schaft häufig quasi „unsichtbar“.
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ZUM 102. GEBURTSTAG
Schmidt, Elsbeth, geb. Lange, aus 
Bartenhof, Kreis Wehlau, am 
18. Mai

ZUM 101. GEBURTSTAG
Achenbach, Werner, aus Ebenro-
de, am 18. Mai

ZUM 99. GEBURTSTAG
Bruns, Erna, geb. Wieberneit, aus 
Stradaunen, Kreis Lyck, am 17. Mai

ZUM 98. GEBURTSTAG
Klein, Charles N., aus Lyck, am 
20. Mai
Rogge, Else, geb. Kannenberg, 
aus Treuburg, am 16. Mai
Scharf, Käte, geb. Habacker, aus 
Stampelken, Kreis Wehlau, am 
21. Mai
Schulz, Franz, aus Altdamm, 
Kreis Wehlau, am 22. Mai

ZUM 97. GEBURTSTAG
Baginski, Edelfried, aus Ortels-
burg, am 20. Mai
Döhring, Heinz, aus Groß Hein-
richsdorf, Kreis Elchniederung, am 
22. Mai
Jellonnek, Margarete, geb. Sobo-
lewski, aus Kiefernheide, Kreis 
Lyck, am 19. Mai
Madle, Ursula, geb. Zuehlsdorff, 
aus Bieberswalde, Kreis Wehlau, 
am 20. Mai
Plewka, Erich, aus Fronicken, 
Kreis Treuburg, am 21. Mai

ZUM 96. GEBURTSTAG
Christiansen, Doris, geb. Mat-
schulat, aus Sandau, Kreis Eben-
rode, am 16. Mai
Wienand, Anneliese, geb. Grund-
mann, aus Mohrungen, am 20. Mai
Zniniewicz, Renate, geb. 
Schwarz, aus Kuppen, Kreis Moh-
rungen, am 17. Mai

ZUM 95. GEBURTSTAG
Höcker, Kurt, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 20. Mai

Lassek, Hubert, aus Froben, Kreis 
Neidenburg, am 19. Mai
Neumann, Hildegard, geb. Melza, 
aus Langheide, Kreis Lyck, am 
21. Mai
Riedel, Helga, geb. Klein, aus 
Freudenfeld, Kreis Wehlau, am 
17. Mai
Sailer, Erna, geb. Ring, aus Grün-
weide, Kreis Ebenrode, am 20. Mai
Schmidt, Walter, aus Waltershö-
he, Kreis Lyck, am 20. Mai
Schuppenies, Helmut, aus Par-
nehnen, Kreis Wehlau, am 18. Mai
Wendel, Christa, geb. Genusch-
kat, aus Skaten, Kreis Wehlau, am 
21. Mai

ZUM 94. GEBURTSTAG
Arnold, Edith, geb. Szybalski, aus 
Griesen, Kreis Treuburg, am 17. Mai
Meyer, Hans, aus Eichensee, Kreis 
Lyck, am 22. Mai
Patz, Gertrud, geb. Siegmuns, aus 
Groß Schöndamerau, Kreis Ortels-
burg, am 21. Mai
Ramm, Gerda, geb. Aukthun, aus 
Grünhayn, Kreis Wehlau, am 
18. Mai
Rogowski, Helmut, aus Griesen, 
Kreis Treuburg, am 16. Mai
Zeil, Hildegard, geb. Dahlmann, 
aus Neidenburg Schloßgut, am 
21. Mai

ZUM 93. GEBURTSTAG
Christoleit, Gerda, geb. Wenzel, 
aus Roddau Perkuiken, Kreis Weh-
lau, am 22. Mai
Kosmowski, Hans-Georg, aus Al-
lenburg, Kreis Wehlau, am 21. Mai
Maerz, Frieda, geb. Schröter, aus 
Liebstadt, Kreis Mohrungen, am 
18. Mai
Rekowski, Frieda, aus Rummau, 
Kreis Ortelsburg, am 17. Mai
Sawicki, Hildegard, geb. Sdorra, 
aus Sorden, Kreis Lyck, am 20. Mai
Tubenthal, Barbara, geb. Kirsten, 
aus Treuburg, am 18. Mai

ZUM 92. GEBURTSTAG
Baumgarten, Waltraut, geb. Kul-
schewski, aus Plötzendorf, Kreis 
Lyck, am 17. Mai
Blankenstein, Horst, aus Kreu-
zingen, Kreis Elchniederung, am 
21. Mai
Burghardt, Siegfried, geb. Iwan-
nek, aus Frankenau, Kreis Neiden-
burg, am 22. Mai

Funk, Ingelore, geb. Preuß, aus 
Kuckerneese, Kreis Elchniederung, 
am 19. Mai
Kitzki, Ruth, geb. Lamowski, aus 
Seeheim, Kreis Lyck, am 16. Mai
Krüger, Agnes, geb. Niekuski, 
gesch. Bansleben, aus Krupinnen, 
Kreis Treuburg, am 16. Mai
Lueth, Christel, geb. Rydzewski, 
aus Kreuzfeld, Kreis Lyck, am 
20. Mai
Nüchtern, Waltraud, geb. 
Schmidtke, aus Silberbach, Kreis 
Mohrungen, am 22. Mai
Olias, Wilhelm, aus Regeln, Kreis 
Lyck, am 17. Mai
Schleg, Anni, geb. Kowalewski, 
aus Moddelkau, Kreis Neidenburg, 
am 21. Mai
Skowron, Georg, aus Neumalken, 
Kreis Lyck, am 20. Mai
Trinker, Elfriede, geb. Settmann, 
aus Ribnitz, Kreisgemeinschaft 
Lötzen, am 16. Mai

ZUM 91. GEBURTSTAG
Berwein, Willi, aus Ortelsburg, 
am 21. Mai
Buttgereit, Harry, aus Seedran-
ken, Kreis Treuburg, am 18. Mai
Daumann, Heinz, aus Hasenberg, 
Kreis Wehlau, am 16. Mai
Deiwick, Erich, aus Skuldeinen, 
Kreis Elchniederung, am 16. Mai
Erdmann, Edeltraut, geb. Gollub, 
aus Morgengrund, Kreis Lyck, am 
18. Mai
Esser, Ingeborg, geb. Petrowitz, 
aus Lyck, am 21. Mai
Janz, Manfred, aus Grünwiese, 
Kreis Elchniederung, am 17. Mai
Krause, Inge, geb. Dzikonski, aus 
Schwalg, Kreis Treuburg, am 
20. Mai
Pohl, Brigitte, geb. Weber, aus 
Lyck, am 20. Mai
Pomarolli, Brigitte, aus Krösten-
werder-Reuschendorf, Kreis Lyck, 
am 17. Mai
Reichentrog, Ilse, geb. Brosius, 
aus Preußenwall, Kreis Ebenrode, 
am 18. Mai
Schwalm, Reinhold, aus Waisel-
höhe, Kreis Neidenburg, am 21. Mai
Slopianka, Frank, aus Lyck, am 
21. Mai
Wischnewski, Kurt, aus Muscha-
ken, Kreis Neidenburg, am 17. Mai

ZUM 90. GEBURTSTAG
Broja, Erika, geb. Derwel, aus Tal-
friede, Kreis Ebenrode, am 17. Mai

Cahnbley, Renate, geb. Wulf,  
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  
18. Mai
Dietzek, Günter, aus Muschaken, 
Kreis Neidenburg, am 18. Mai
Dörper, Waltraud, geb. Ro- 
gowski, aus Sentken, Kreis Lyck, 
am 17. Mai
Flick, Dora, geb. Assmann, aus 
Seubersdorf, Kreis Mohrungen, 
am 16. Mai
Hasenbank, Elfriede, geb. Gol-
lub, aus Lyck, am 22. Mai
Herschbach, Rita, geb. Weber, 
aus Wenzbach, Kreis Ebenrode, 
am 20. Mai 
Hiebendahl, Charlotte, geb. Gos-
sing, aus Stosnau, Kreis Treuburg, 
am 18. Mai
Hoffmeister, Werner, aus Groß 
Kuhren, Kreis Fischhausen, am 
18. Mai
Krispin, Kurt, aus Gorlau, Kreis 
Lyck, am 21. Mai

Lapschies, Horst, aus Bolken, 
Kreis Treuburg, am 18. Mai
Will, Ernst, aus Altdümpelkrug, 
Kreis Elchniederung, am 18. Mai

ZUM 85. GEBURTSTAG
Czycholl, Rosemarie, aus Wil-
lenberg, Kreis Ortelsburg, am  
22. Mai
Gotthard, Gertrud, geb. Lange, 
aus Gutenfeld, Siedlung, Kreis 
Samland, am 18. Mai
Huwe, Hartmut, aus Treuburg, 
am 18. Mai
Jung, Ingrid, geb. Bendig, aus 
Wartenfeld, Kreis Elchniederung, 
am 17. Mai
Oberpichler-Schouten, Helen, 
Kreisgemeinschaft Lötzen, am 
20. Mai
Rehbein, Waltraud, geb. Lach, 
aus Lindenheim, Kreis Lötzen, am 
20. Mai

Roschu, Herta, geb. Günther, aus 
Magotten, Kreis Wehlau, am 
21. Mai
Schmikat, Renate, geb. König, aus 
Wehlau, am 22. Mai

ZUM 80. GEBURTSTAG
Molks, Dietmar, aus Neuendorf, 
Kreis Treuburg, am 21. Mai

ZUM 75. GEBURTSTAG
Masuhr, Gundula, geb. Graap, 
aus Plauen, Kreis Wehlau, am 
18. Mai
Matthes, Elke, geb. Naumann, 
aus Stosnau, Kreis Treuburg, am 
19. Mai
Moers, Dr. Edelgard, geb. Sarbok, 
aus Wolfengrund, Kreis Ortels-
burg, am 20. Mai
Oesterle, Reinhold, aus Rhein-
bach, am 20. Mai

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Ulrike Groddeck  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: groddeck@paz.de 

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 22/2025

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 22/2025 (Erstverkaufstag 30. Mai) bis spätestens 
Dienstag, den 20. Mai, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Landsmannschaft Ostpreußen e.V.  
Termine 2025

21. Juni: Ostpreußisches Som-
merfest in Wuttrienen 
19. bis 21. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt  
4. bis 5. Oktober: 15. Kommu-
nalpolitischer Kongress (gT) in 
Allenstein 
6. bis 12. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
7. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den (gT) in Wuppertal 

8. bis 9. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung (gT) 
in Wuppertal 
 
Auskünfte erhalten Sie bei der 
Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen,  
Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg,  
Telefon (040) 41400826, 
E-Mail: info@ostpreussen.de,  
Internet: www.ostpreussen.de/lo

Forum Baltikum – Dittchenbühne

Dienstag, 27. Mai: Tagesaus-
flug der „Dittchenbühne“ 
zum dänischen Flüchtlings-
museum in Oksböl. Mitrei-
sende sind herzlich willkom-
men. Das Elmshorner „Forum 
Baltikum – Dittchenbühne“ 
führt eine Tagesfahrt im mo-
dernen Reisebus ins dänische 
Oksböl an der Westküste Jüt-
lands durch. Dort wurde in der 
Endphase des Zweiten Welt-
kriegs von Deutschland und 
dann in den Jahren bis 1949 
von Dänemark ein Lager für 
Flüchtlinge und Vertriebene 
aus den Ostgebieten des Deut-
schen Reiches betrieben.

Insgesamt 250.000 Deutsche 
lebten damals als Flüchtlinge in 
Dänemark – bis zu 36.000 da-
von in dem stacheldrahtbe-
wehrten Barackenlager Oksböl. 
In ihm entstand eine eigene 
Verwaltung mit Bürgermeister, 
Lagerpolizei, Schulen und ei-
nem kleinen Theater. Unter den 
dort Lebenden war auch der 
ostpreußische Schriftsteller 
Walter Scheffler (16. Septem-
ber 1880 – 17. April 1964), der 
dort die „Gesänge hinterm Sta-
cheldraht“ schrieb. 

Erst 1947/1948 konnte die dä-
nische Regierung erreichen, 
dass die vier Alliierten in ihren 
Zonen bestimmte Kontingente 
der Flüchtlinge aufnahmen. Im 
Februar 1949 verabschiedete 
der Koldinger Bürgermeister 
die letzten Heimatvertriebenen 
auf dem dortigen Bahnhof.

In Oksböl befindet sich heute 
das Ziel der Tagesreise des „Fo-
rum Baltikum – Dittchenbüh-
ne“: das Museum „Flugt – Refu-
gee Museum of Denmark“, Dä-
nemarks neues internationales 
Museum für Flüchtlingsge-
schichten. Es wurde im Juni 
2022 eröffnet. Auf seiner Inter-
netseite, https://flugtmuseum.
dk/de/, heißt es: „Das Museum 
soll die – für viele – unbekannte 
Geschichte des größten Flücht-
lingsstroms erzählen, den Dä-
nemark je erlebt hat – zugleich 
aber auch die Geschichte der 
vielen Flüchtlinge, die während 
der Nachkriegszeit zu uns ins 
Land gekommen sind.“ Im Mu-
seum „Flugt“ sollen aus Zahlen 
Menschen werden. Und: In ihm 
„sollen die universellen Proble-
matiken, Gefühle und vielen 
Nuancen dargestellt werden, 
die mit dem Leben auf der 
Flucht verbunden sind – ges-
tern wie heute.“ 

Nähere Informationen und An-
meldung im Büro des „Forums 
Baltikum – Dittchenbühne“, un-
ter Telefon (04121) 89710 der 
unter E‑Mail: buero@dittchen-
buehne.de.

Viele weitere Termine des „Fo-
rums Baltikum – Dittchenbüh-
ne“ sind unter Internet:  
www.dittchenbuehne.de  
einsehbar, zum Beispiel:

Freitag, 20. Juni, 19 Uhr, Forum 
Baltikum-Dittchenbühne e.V., 
Hermann-Sudermann-Allee 50, 
25335 Elmshorn: Premiere des 
Stücks „Johannisfeuer“, ein 
Schauspiel von Hermann Su-
dermann, Regie: Raimar Neu-
feldt.  
Weitere Vorführungen des 
Stücks finden am 22. Juni, 
16 Uhr, 29. Juni, 16 Uhr, 6. Juli, 
16 Uhr, 28. September, 16 Uhr 
und zum vorerst letzten Mal am 
5. Oktober, 16 Uhr statt.

Dänisches Flüchtlingsmuseum Oksböl� Bild: Forum Baltikum 



Vorsitzender: Dr. Georg Müller, 
Adolf-Sautter-Straße 41 a, 
75181 Pforzheim, Telefon (0178) 
1744376 E-Mail: georg.mueller.
web@freenet.de Geschäftsstelle: 
Haus der Heimat, Schloßstraße 92, 
70176 Stuttgart, 2. Stock, Zimmer 
219, Internet: www.low-bw.de

Baden-
Württemberg

Preußische Tafelrunde
Pforzheim – Mittwoch, 21. Mai, 
18  Uhr, Parkhotel Pforzheim: 
153.  traditionsreiche Preußische 
Tafelrunde. Anmeldungen und 
weitere Informationen über die 
E‑Mail: Preussische-Tafelrunde@
web.de.

Vorsitzender: Gerd-Helmut Schä-
fer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700, E-Mail:  
gerd-helmut.schaefer@t-online.de

Hessen

Dokumentationszentrum
Wetzlar – Dienstag, 20. Mai, 
11 Uhr, Senioren-Residenz Casino 
Wetzlar, Kalsmuntstraße 68: Neu‑
es vom Dokumentationszentrum 
Flucht, Vertreibung, Versöhnung, 
Berlin, Vortrag von Gerd-Helmut 
Schäfer. � Kuno Kutz

Kurische Nehrung
Wiesbaden – Sonnabend, 17. Mai, 
15 Uhr, Haus der Heimat, Wappen-
Saal, Friedrichstraße 35: Die Kuri‑
sche Nehrung im Wandel der Jah‑
reszeiten – eine filmische Wande‑
rung. Die Kurische Nehrung gehört 
zu den sonderbarsten Schöpfun‑
gen der Natur. Der Film zeigt die 
einzigartige Landschaft im Wech‑
sel zwischen Frühling und Winter, 
untermalt mit stimmiger Musik. 
Bis zur Filmvorführung ist genü‑

gend Zeit für Gespräche bei kos‑
tenfreiem Kaffee und Kuchen. 
Bringen Sie bitte auch Freunde 
und Gäste zu beiden Veranstaltun‑
gen mit.

Essen à la carte
Wiesbaden – Donnerstag, 22. Mai, 
12 Uhr, Gaststätte Haus Waldlust, 
Ostpreußenstraße 46: Essen à la 
carte. Wegen der Platzdisposition 
bitte anmelden bis spätestens 
16. Mai bei Helga Kukwa, Telefon 
(0611) 373521, oder Ilse Klausen, 
Telefon (06122) 14808, ESWE-Bus‑
verbindung: Linie 16, Haltestelle 
Ostpreußenstraße.

Neue BdV-Kulturreferentin
Wiesbaden – Seit dem 1. April ist 
Ann-Kathrin Hartenbach neue 
Kulturreferentin des Landesver‑
bands Hessen im Bund der Vertrie‑
benen (BdV). In dieser Funktion 
verantwortet sie die Konzeption, 
Planung und Umsetzung kulturel‑
ler Projekte zur Sichtbarmachung 
der Geschichte, Gegenwart und 
Zukunft der deutschen Vertriebe‑
nen und Spätaussiedler in Hessen.

Hartenbach bringt umfangrei‑
che Erfahrungen aus der Kulturar‑
beit, dem Journalismus und dem 
Projektmanagement mit. Nach ih‑
rem Studium der Kunstgeschichte 
und Projektmanagement, ihrer 
Selbstständigkeit und ihrer Tätig‑
keit als Innovationsmanagerin 
beim Evangelischen Dekanat Wies‑
baden übernimmt sie nun die Kul‑
turarbeit auf Landesebene – mit ei‑
nem klaren Fokus auf Bildung, Teil‑
habe und Erinnerungskultur. 

„Ich freue mich sehr auf die 
Aufgabe, die vielfältigen Perspekti‑
ven der Vertriebenen und Spätaus‑
siedlerinnen und Spätaussiedler in 
den gesellschaftlichen Dialog zu 
bringen“, so Hartenbach, und wei‑
ter: „Gerade in einer Zeit, in der 
Fragen von Herkunft, Identität 
und Zusammenhalt wieder ver‑
stärkt diskutiert werden, braucht 
es Räume, in denen Geschichte er‑
fahrbar wird und Zukunft gemein‑
sam gedacht werden kann.“

Der BdV Hessen heißt Ann-Ka‑
thrin Hartenbach herzlich will‑
kommen und freut sich auf eine 
engagierte, kreative und inspirie‑
rende Zusammenarbeit.

� Bund der Vertriebenen Landes-
� verband Hessen e.V.

Franz-Werfel-
Menschenrechtspreis
Frankfurt – Am 1. Juni wird in der 
Frankfurter Paulskirche ein Zei‑
chen gesetzt: Dr. Vitali Klitschko, 
Bürgermeister von Kiew und in‑
ternationale Symbolfigur für 
Standhaftigkeit und Menschen‑
rechte, erhält den renommierten 
Franz-Werfel-Menschenrechts‑
preis des Zentrums gegen Vertrei‑
bungen. Die Veranstaltung steht 
unter der Schirmherrschaft des 
Hessischen Ministerpräsidenten 
Boris Rhein.

Die Preisverleihung würdigt 
Klitschkos Einsatz für Demokratie, 
Freiheit und die Würde des Men‑
schen in Zeiten großer Not. Als 
Bürgermeister einer vom Krieg 
schwer getroffenen Stadt zeigt er 
beispielhaft, was es heißt, Verant‑
wortung zu übernehmen und für 
die Rechte der Menschen einzutre‑
ten.

Der BdV Hessen wird bei der 
Preisverleihung vor Ort vertreten 
sein und unterstützt die Auszeich‑
nung von Klitschko aus Überzeu‑
gung. Die feierliche Veranstaltung 
wird musikalisch durch das Strei‑
cherensemble Brunner begleitet. 
Empfangen wird Klitschko durch 
Redner wie den Bundesminister 
der Verteidigung Boris Pistorius 
und den Oberbürgermeister von 
Frankfurt am Main Mike Josef.
� Zentrum gegen Vertreibung

BdV-Podcast „Culture To Go“
Wiesbaden – Der BdV-Podcast 
„Culture To Go“ startet mit einer 
spannenden ersten Folge ins Jahr. 
Im Mittelpunkt der Episode ste‑
hen zentrale Fragen nach Heimat, 
Integration und dem zukunftsori‑
entierten Handeln des BdV Hes‑
sen, in Zusammenarbeit mit der 

hessischen Landesregierung. Vor 
dem Hintergrund der Bundestags‑
wahl vom Februar 2025 werden zu‑
dem Wünsche, Anregungen und 
Programme der Landespolitik für 
Heimatvertriebene, Spätaussiedler 
und den BdV thematisiert.

Für dieses Jahr sind sechs wei‑
tere Folgen geplant. Ende Mai bis 
Anfang Juni soll in der nächsten 
Ausgabe ein Blick hinter die Kon‑
zeption der neuen Dauerausstel‑
lung „Flucht und Vertreibung“ im 
Freilichtmuseum Hessenpark ge‑
geben werden. Den Monat darauf 
wird die Geschichte des Lernorts 
Maisenbornweg in Gießen Thema 
sein. � BdV Hessen

Bilddatenbank des BdV
Wiesbaden – Der BdV Hessen bit‑
tet um Unterstützung zur Bereit‑
stellung von relevanten Bild- und 
Videomaterialien.

Seit mehreren Wochen sam‑
melt das Referat für Öffentlich‑
keitsarbeit des BdV Hessen allerlei 
Bilder von Erinnerungsorten, Ver‑
anstaltungen, Familiengeschich‑
ten und Ausstellungen, um Lands‑
mannschaften, Partnerorganisati‑
onen und Interessierten die 
Grundlage zur zeitgemäßen und 
visuell ansprechenden Mitglieder‑
werbung zu ermöglichen. Mit Blick 
auf die Gestaltung von Werbemit‑
teln und ansprechenden Designs, 
bitten wir um Hilfe und Bereitstel‑
lung von Bildern. Nehmen Sie da‑
für gerne Kontakt zu uns auf und 
senden Sie uns Ihre Lieblingsfotos, 
oder Videos zu.

Kontakt für Rückfragen: Fabian 
Hilzinger, Referent für Presse & 
Öffentlichkeitsarbeit, Bund der 
Vertriebenen Landesverband Hes‑
sen e.V., E‑Mail: f.hilzinger@bdv-
hessen.de.  

Europawochen in Hessen
Wiesbaden – Die europäische Idee 
feiert Geburtstag. Bis zum 31. Mai 
finden die bundesweiten Europa‑
wochen unter dem Motto #wirfei‑
erneuropa statt. Anlässlich des 
75. Jubiläums der Schuman-Erklä‑

rung, wird europaweit die Bedeu‑
tung von Frieden, Zusammenhalt 
und europäischer Integration her‑
vorgehoben. Selfie-Challenges und 
Europabusse sollen auch in der 
breiten Bevölkerung auf die Arbeit 
der EU aufmerksam machen.

Das Deutsch-Europäische Bil‑
dungswerk in Hessen e.V. 
(DEBWH), eine Unterorganisation 
des BdV Hessen und Mitglied im 
Europanetzwerk Hessen, beteiligt 
sich mit grenzüberschreitenden 
Seminaren und fördert Begegnun‑
gen. Für das DEBWH ist der Dialog 
über gesellschaftliche und verstän‑
digungspolitische Fragen und die 
europäische Verständigung ele‑
mentarer Bestandteil der Aufga‑
ben. Die Auseinandersetzung mit 
Themen wie Flucht, Vertreibung 
und Integration, die im Fokus des 
BdV stehen, sind auch zentrale An‑
liegen der europäischen Erinne‑

rungskultur und des gesellschaft‑
lichen Zusammenhalts.�BdV Hessen

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Operettenmelodien
Dresden – Dienstag, 20. Mai, 
13 Uhr, Büro, Großhainer Straße 96: 
Fröhliche Operettenmelodien aus 
der Heimat. � Edith Wellnitz
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Kulturzentrum Ostpreußen

Vom 17. Mai bis zum 13. Juli, 
„Flucht der Pferde. 80 Jahre 
Evakuierung Trakehnens. Das 
Kulturzentrum Ostpreußen er-
öffnet am Sonnabend, 17. Mai, 
14 Uhr, die Ausstellung mit ei-
ner Einführung der Kuratorin 
der Ausstellung Martina Kerl, 
Autorin und Filmemacherin. 
Dr. Petra Loibl, Beauftragte der 
Bayerischen Staatsregierung für 
Aussiedler und Vertriebene 
spricht als Schirmherrin der 
Ausstellung ein Grußwort, nach 
der Begrüßung durch Gunter 
Dehnert, Direktor des Kultur-
zentrums Ostpreußen. Um eine 
Anmeldung wird gebeten unter 
Telefon (09141) 86440 oder 
per E-Mail: info@kulturzen-
trum-ostpreussen.de 

Trakehner Pferde sind deutsch-
landweit, ja weltweit bekannt. 
Man assoziiert mit ihnen eine 
edle Pferderasse, die heutzuta-
ge im internationalen Reitsport 

eine prominente Rolle ein-
nimmt. Den wenigsten Men-
schen allerdings ist die dramati-
sche Geschichte bekannt, die 
sich im Kriegswinter 1944/45 
für Menschen und Tiere abspiel-
te, als Preußens Hauptlandesge-
stüt evakuiert werden musste.

Kulturzentrum Ostpreußen 
Schloßstraße 9, 91792 Ellingen 
Öffnungszeiten: Dienstag bis 
Sonntag, 10–12 und 13–17 Uhr
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Tag der Heimat
Zwickau – Mittwoch, 21. Mai, 
15  bis 17 Uhr, Hölderlinstraße 1: 
Tag der Heimat.

Kreisvertreter: Elard von Gott-
berg, Dorfstraße 10, 39291 Ziepel, 
E-Mail: Elard.gottberg@gottberg-
logistik.de

Bartenstein

Heimattreffen 
Steimbke – Freitag, 5. September, 
bis Sonnabend, 6. September, Ho-
tel zur Post, Stöckser Straße 4, Te-
lefon (05026) 357, E-Mail: info@
hotelzurpost-steimbke.de: Treffen 
der Heimatkreisgemeinschaft 
Bartenstein. Wir bitten, diesen 
Termin vorzumerken.

Kreisvertreter: James-Herbert 
Lundszien, Fritz-Reuter-Straße 24, 
24601 Wankendorf, Telefon 
(04326) 2195, E-Mail: james-her-
bert.lundszien@t-online.de 
GF: Barbara Dawideit, Am Ring 9, 
04442 Zwenkau, Telefon/Fax 
(034203) 33567, E-Mail: inse-el-
chniederung@t-online.de

Elchniederung

Drei-Kreise-Treffen 
Weimar – Sonnabend, 17. Mai, 
9.30 bis 16 Uhr, Jugend- und Kul-

turzentrum mon ami, Goethe-
platz 11, 99423 Weimar: gemeinsa-
mes Treffen der Kreisgemeinschaft 
Elchniederung e.V., der Kreisge-
meinschaft Tilsit-Ragnit e.V. und 
der Stadtgemeinschaft Tilsit e.V. 
Letztgenannte hat die ausrichten-
de Federführung. Der Eintritt ist 
frei, um eine Spende zur Deckung 
der Kosten und um eine Anmel-
dung wird gebeten.

Das Programm ist abwechs-
lungsreich und wird von einer Mit-
tagspause in der Zeit von 11.30 bis 
13 Uhr unterbrochen. Zum Mittag-
essen werden nach derzeitiger Pla-
nung zwei Gerichte angeboten, am 
Nachmittag gibt es Kaffee und Ku-
chen. Die Kosten hierfür trägt jede 
und jeder selbst.

Die Organisatoren freuen sich 
auf viele Landsleute und Gäste. 
Eine rege Beteiligung trägt dazu 
bei, dass derartige Veranstaltun-
gen eine Zukunft haben. 
� James-Herbert Lundszie

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties, 
Kirschblütenstraße 13, 68542 Hed-
desnheim, Telefon (06203) 43229, 
Mobil: (0174)9508566, E-Mail: 
uwe.jurgsties@gmx.de.  
Gst. für alle Memellandkreise: 
Uwe Jurgsties, Kirschblütenstraße 
13, 68542 Heddesheim

Memel-Stadt/Land

35-jähriges Bestehen
Heydekrug – Sonnabend, 31. Mai, 
12 Uhr, Traksedziai, Tradiciju Stra-
ße 4: Feier zum 35-jährigen Beste-
hen des Vereins Heide. Die Feier-

lichkeiten finden in dem roten Ge-
bäude am Kreisverkehr vor Heyde-
krug statt, in dem im letzten Jahr 
auch die Weihnachtsfeier statt-
fand. Nähere Informationen bei 
der 1. Vorsitzenden Gerlinda Stun-
guriene, Telefon (0037) 06710205.

Frühlingstreffen
Düsseldorf – Sonnabend, 14. Juni, 
15 Uhr, Gerhart-Hauptmann-Haus, 
4. Etage, Raum 412, Ostpreußen, 
Bismarckstraße 90: Frühlingstref-
fen der Memellandgruppe. Wegen 
der Bewirtung bitte bei Karin Go-
golka telefonisch anmelden unter 
(02452) 62492.

Bibliotheksjubiläum  
Memel – Zum 75-jährigen Biblio-
theksjubiläum überreichte Uwe 
Jurgsties, Vorsitzender der Ar-
beitsgemeinschaft der Memelland-
kreise e.V., ein exklusives Ge-
schenk, und zwar eine historische 
Postkarte zur Erfassung der Resi-

denz von Hermann Gerlach. Dies 
ist das älteste bekannte Bild dieses 
Gebäudes. Die Postkarte wurde 
vor 1905 herausgegeben und ist die 
Einzige, die Hermann und Marie 
Gerlachs Kutsche am Eingang 
zeigt.

„Wir sind unseren langjährigen 
Partnern - AdM Society, mit denen 
wir seit 14 Jahren in Freundschaft 
und Zusammenarbeit verbunden 
sind, aufrichtig dankbar!“, so die 
Leiterin der Abteilung für Lokalge-
schichte und Digitalisierung der 
Öffentlichen Bibliothek Ieva 
Simonaitytė, Jurga Bardauskienė.

Osterode

Kreisvertreter: Jürgen Ehmann, 
Stennweilerstraße 35, 66564 Ott-
weiler, Telefon (06824) 302259, E-
Mail: juergenehmann-kgoev@web.
de, Gst.: Bergstraße 10, 37520 Os-
terode am Harz, Telefon (05522) 
919870, E-Mail: kgoev@web.de, 
Sprechstunde: Do. 14 bis 17 Uhr

Regionaltreffen und MV
Hamm-Westtünnen – Sonntag, 
25. Mai, 10 Uhr, Von-Thünen-Halle, 
Vereinsheim Schützenverein West-

tünnen 1893 e.V., Hubert-Wester-
meier-Straße 1: Regionaltreffen mit 
vorheriger außerordentlicher Mit-
gliederversammlung. 

Um 10 Uhr beginnt die außer-
ordentliche Mitgliederversamm-
lung, um 11.30 Uhr wird das Regio-
naltreffen eröffnet, der erste Pro-
grammpunkt beginnt um 12 Uhr 
mit der Begrüßung.

Hiermit erfolgt die Einladung 
zu einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung im Rahmen 
des Regionaltreffens in Hamm am 
25. Mai, 10 Uhr mit folgender Ta-
gesordnung: 

1. Begrüßung und Feststellung 
der Beschlussfähigkeit, 2. Diskus-
sion und Beschluss über die Zu-
kunft des Heimatmuseums in Os-
terode am Harz.� Jürgen Ehmann

Ostpreußenreise 2026
Pr. Eylau – Sonnabend, 13. Juni, bis  
Sonntag, 21. Juni 2026: Reise in den 
Heimatkreis im südlichen Ost-
preußen. 
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spiel-,
Ballett-
schüler

Fluss
zur
Donau

Wasser-
marder

dezent,
fein-
fühlig

Stift
zum
Kenn-
zeichnen

Bestand,
tatsäch-
licher
Vorrat

europä-
ischer
Staat

eine
Zahl

süd-
amerika-
nischer
Tee

Aus-
sage,
Aus-
kunft

Ver-
sehen,
Fehler

Hand-
arbeits-
technik

engl.
Adels-
titel:
Graf

kleiner
Sprung
(ugs.)

Fluss
zum
Rhein

lieber,
wahr-
schein-
licher

ge-
ordnete
Flucht

franz.
Kompo-
nist
(Maurice)

Halb-
insel
Vorder-
asiens

dt.
Schau-
spielerin:
... Elsner

kleines,
ärm-
liches
Haus

Abk.: In-
dustrie- u.
Handels-
kammer

römi-
scher
Kaiser

Kfz-
Zeichen
Olpe

Papst-
name

Feuer-
kröte

Auto mit
klapp-
barem
Verdeck

Ab-
schnitt
der
Woche

Segel-
befehl

span.
Maler
(Francis-
co de)

unter-
irdi-
scher
Raum

Akten-
samm-
lung

Vorwöl-
bung
oder Ver-
tiefung

griechi-
scher
Liebes-
gott

Ballade
von
Bürger

Wurf-,
Sport-
gerät

unver-
fälscht

Signal-
farbe

das Ich
(latei-
nisch)

Krach
machen

eng-
lische
Prin-
zessin

Nach-
lass-
emp-
fänger

Himmels-
wesen

Zugma-
schine
(Kurz-
wort)

hinterer
Teil des
Fußes,
Hacke

Luft-
trübung

ein Tas-
teninstru-
ment
spielen

Beste,
Siegerin

Herr-
scher-
stuhl

Reise-
weg

Tätig-
keit; Wir-
kungs-
weise

greiser
griech.
Sagen-
könig

Greisin Nacht-
mahr

Hab-,
Raff-
sucht

Kfz-
Zeichen
Hansestadt
Rostock

munter,
lebhaft

Drei-
mann-
kapelle

weibliche
Figur bei
Astrid
Lindgren

histo-
rische
Provinz
Irlands

Dresch-
abfälle

Ort,
Platz

Freude;
Sinnlich-
keit, Ver-
langen

Qualm
Schopf,
Haar-
büschel

deutsch-
franz.
Maler
(Max)

Feld-
ertrag

Braut Kuh-
antilope

metall-
haltiges
Mineral

aus-
führen,
verrich-
ten

Übrig-
geblie-
benes

Fremd-
wort-
teil: fern

elektr.
gelade-
nes
Teilchen

poetisch:
Adler

über-
mensch-
liches
Wesen

mexika-
nischer
Brannt-
wein

von
geringer
Länge

rissig,
uneben

Abwasser-
leitung;
Deich-
schleuse

koffein-
haltiges 
Kalt-
getränk

äußerste
Armut

elektro-
nische 
Anlage,
Computer

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Klingel, 2. Streich, 
3. Trueffel, 4. Fleisch, 5. Veilchen,  
6. Produkt, 7. Stiefel – Gefilde 

Magisch: 1. Kajuete, 2. Kurkuma,  
3. Stummel

    U      A   E   A  R  M  
 A E C H T U N G  B A L S A  R E I Z E N D
  S U R E  E I C H E  T E I G I G  L  U
 I S T  I S A R  O T T E R   M A R K E R
  E A R L  P O L E N   M A T E  O  L 
   W  E  E   R A V E L  A R A B I E N
  H A N N E L O R E  I  I H K  N E R V A
 G O Y A  H   U N K E  C  T A G  R E E
  P  H O E H L E  A R C H I V  A  T  H
  S P E E R  E C H T  A   O  B E U L E
       L O K  E R B E  L A E R M E N
         Z   O R G E L N  O  N 
        F U N K T I O N  N E S T O R
       R E G E   O  G I E R  H R O
        R  B  A L T E   S P R E U
        S T E L L E  L U S T  O  T
       V E R L O B T E  L  E R N T E
         I  T   R E S T  A  O 
        G O E T T I N  T E Q U I L A
        N  R A U  S I E L  C O L A
       K U R Z  N O T  R E C H N E R

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AOT AAGG ACOR AEGL AELLR EFRU AGIMO

ABLMU EMS

EGLLR FIS

EEEG
GL

ACM ABER MOR

Schüttelrätsel:

  G    A   A 
 T A O  A L B U M 
  G R E L L  F I S
 M A C  G E L E G E
   A B E R  R O M

PAZ25_20

1 TUER TON

2 HAND HOLZ

3 SAHNE OEL

4 LAMM LOS

5 ALPEN DUFT

6 BIO MENGE

7 SKI SPITZE

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Land, Landschaft (poet.).

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Wohnraum auf dem Schiff       

2 Gewürz, Gelbwurzel    

3 kleines Endstück (Zigarre)    

Heimatkreisgemeinschaften

Fortsetzung von Seite 15

Keine Tränen, keine Klagen
bringen Dich zu uns zurück,
mit Dir so lang gelebt zu haben,
war für uns das größte Glück.

Günter Schoen
* 27.6.1927 † 15.4.2025
Groß-Warkallen Ratingen

In großer Trauer und tiefer Dankbarkeit haben wir
Abschied genommen und werden Dich nie vergessen,
so wie Du Deine Heimat stets im Herzen getragen hast.

Familie Schoen und Familie Alshut

Gemeinsam haben wir Deine geliebte Heimat Masuren
(Paßdorf am Mauersee, Kreis Angerburg) vielfach besucht.

Die Trauerfeier fand mit anschließender Beisetzung am
24.04.2025 in Ratingen statt.

ANZEIGE

Erhält Postkarte von Uwe Jurgs-
ties (AdM): Jurga Bardauskienė

BI
LD

: A
DM

Zeigt die Kutsche der Gerlachs: 
überreichte Postkarte� Bild: AdM

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hilden, 
Telefon (02103) 64759, Fax: 
(02103) 23068, E-Mail:  
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylau-
er-Heimatmuseum im Kreishaus 
Verden/Aller Lindhooper Straße 67, 
27283 Verden/Aller, E-Mail: preus-
sisch-eylau@landkreis-verden.de, 
Internet: www.preussisch-eylau.de.

Preußisch Eylau
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Den Auftakt macht dabei der 
Besuch von Thorn an der Weich-
sel mit seiner weitgehend erhalte-
nen mittelalterlichen Altstadt, die 
insgesamt Teil des UNESCO-
Welterbes ist. 

Danach geht es weiter zum Be-
such der Marienburg, dem einsti-
gen Sitz des Hochmeisters des 
Deutschen Ordens und damit das 
Zentrum des mächtigen mittelal-
terlichen Ordensstaates. Ihre 
Größe und die Raffinesse ihrer 
Architektur beeindruckt bis heute 
alle Besucher der mächtigen Burg-
anlage. 

Bei Elbing steht die Erkun-
dung des Drausensees bei einer 
Schiffsfahrt auf dem Programm, 
der zu dieser Reisezeit sicher von 
blühenden Seerosen und Mum-
meln bedeckt sein wird. Weiter 
geht es an den Oberländischen 
Kanal. Nachdem bei früheren Rei-
sen der Kanal mit dem Schiff be-
fahren wurde, wird nun ein Ma-
schinenhaus, die ingenieurtechni-
sche Meisterleistung der Anlage, 
kennengelernt. 

In dem Hotel „Taberbrücker 
Kiefern“ ist die Übernachtung vor-
gesehen. 

Beim Besuch der Ermländi-
schen Hauptstadt Allenstein ist 
neben der Stadtführung ein weite-
rer Höhepunkt ein Besuch der 
„Stiftung Borussia“. Die Stiftung 
ist 1990 gleich nach der Wende 
entstanden, als es endlich für pol-
nische Intellektuelle, Literaten, 
Kulturhistoriker möglich war, über 
die multikulturelle Vergangenheit 
der Region, die vorher in der Repu-
blik Polen hartnäckig als „wieder-
gewonnene Gebiete“ dargestellt 
wurde, zu sprechen. Die Gesell-
schaft engagiert sich für den Dia-
log zwischen der Republik Polen 
und der Bundesrepublik Deutsch-
land und hat zu den Themen der 
„Grenzländer“ mehrere Bücher 
herausgegeben. In Europa wurde 
sie mit zahlreichen Preisen für ihre 
Tätigkeit ausgezeichnet. Die Stif-
tung hat ein in Allenstein einmali-
ges historisches jüdisches Ritual-
gebäude zum Sitz - Bet Tahara. 

Für die kommenden beiden 
Nächte ist eine besondere Unter-
kunft vorgesehen: das Gut und Ge-
stüt Gallingen. Das erste Schloss 
an dieser Stelle wurde schon im 
Jahre 1589 für Freiherrn Botho zu 
Eulenburg erbaut. Über die Jahr-
hunderte wurde die Anlage mehr-
fach umgestaltet und erweitert. 
Um die Wende vom 19. zum 
20. Jahrhundert gehörte das Majo-
rat Gallingen zu einem der größten 
Landgüter der Region. Das jahr-
zehntelang vernachlässigte Schloss 
wurde 1996 als Ruine zusammen 
mit dem Vorwerk von den heuti-
gen Besitzern gekauft und über 
Jahre mit großem Aufwand restau-
riert. 

Von hier aus geht es nach 
Landsberg, Partnerstadt im südli-
chen Teil des Kreises Preußisch 
Eylau zu einem Treffen mit den 
heute dort lebenden Bürgern. Bei 
der letzten Reise war dies ein sehr 
schöner Tag. Danach geht es weiter 
nach Osten, nach Masuren, in das 
„Land der großen Seen und dunk-
len Wälder“. Hier werden die Rei-
seteilnehmer besonders den äu-
ßersten Süden Ostpreußens mit 
Johannisburg und der Johannis-
burger Heide erkunden. 

Eine Schifffahrt auf den mitei-
nander verbundenen Seen bei 
Rudczanny /Ruciane Nida und eine 
Staken-Bootfahrt auf dem wohl 
malerischsten Flüsschen Masu-
rens, der Kruttinna, stehen auf 
dem Programm. 

Zünftig wird es beim Besuch 
eines masurischen Pferdehofes 
mit deftigem Abendessen, Folklo-
remusik, und sicher wird es auch 
einen Wodka dazu geben. 

Schon wieder Richtung Heimat 
geht die Reise zur Frischen Neh-
rung und einer Fahrt mit er histori-
schen Eisenbahn durch die Weich-
selniederung im Danziger Werder. 

Ein Höhepunkt am Ende der 
Reise wird der Besuch von Danzig 
sein. Die mehr als 1000-jährige 
Hansestadt hat viel zu bieten. Die 
nach großen Zerstörungen präch-
tig restaurierte Altstadt beein-
druckt mit erhabenen Patrizier-
häusern, hübschen kleinen Gassen 
mit Boutiquen und Cafés. Alles 
wird überragt von der mächtigen 
Marienkirche, einem der größten 
Backstein-Sakralbauten Europas. 
Sie sehen den Artushof, den frühe-
ren Treffpunkt der hanseatischen 
Kaufleute mit dem Neptunbrun-
nen davor, die Frauengasse mit den 
für Danzig typischen Beischlägen, 
die heute meist kleine Schmucklä-
den oder urige Kneipen beherber-
gen, und an der Mottlau das große 
Krantor, eines der mächtigsten 
Hebewerke des Mittelalters. An-
schließend bleibt noch genügend 
Zeit für eigene Unternehmungen. 
In der Danziger Altstadt gibt es 
neben historisch Wertvollem und 
Sehenswertem auch ein quirliges 
Nachtleben mit kleinen Bars, uri-
gen Kneipen und trendigen Musik-
clubs zu entdecken. 

Die Heimreise führt durch 
Pommern mit der letzten Über-
nachtung in einem zum Hotel um-
gestalteten mittelalterlichen Rit-
terschloss tief im pommerschen 
Buchenwald.  

Das genaue Programm wird vo-
raussichtlich im Herbst feststehen. 
Gerne werden detaillierte Reisebe-
schreibung an alle Interessenten 
zugeschickt. Bitte melden Sie sich 
hierzu bei der Kreisvorsitzenden 
Evelyn v. Borries, unter Telefon 
(02103) 64759, oder per E-Mail: 
Preussisch-eylau@landkreis-ver-
den.de.

Kreisvertreter kommissarisch: 
Falk Möllenhoff, Vahrer Straße 97, 
28309 Bremen, Telefon (0421) 
452841, E-Mail: f.moellenhoff@
web.de. Alle Post an: Geschäfts-
stelle Kreisgemeinschaft Sensburg 
e.V., Stadtverwaltung Remscheid, 
42849 Remscheid, Telefon 
(02191) 163718, Fax (02191) 
163117, E-Mail: info@kreisgemein-
schaft sensburg.de, Internet: www.
kreis gemeinschaftsensburg.de

Sensburg

Stinthengstwasserung
Remscheid – Sonnabend, 17. Mai, 
11 Uhr, Teich an der Sperrmauer 
der Eschbachtalsperre: traditionel-
le Stinthengstwasserung, hierzu 
lädt die Kreisgemeinschaft Sens-
burg ein.

Die Kreisgemeinschaft freut 
sich, in diesem Jahr den Stinthengst 
wieder in sein angestammtes Ele-
ment bringen zu können. Dafür hat 
die Stadt Remscheid einen kleinen 
Teich zu Füßen der Staumauer der 
Eschbachtalsperre zur Verfügung 
gestellt. Man gelangt dorthin über 
die Intzestraße. In Höhe der Me-
busmühle befinden sich Parkplätze 
entlang der Intzestraße, von dort 
aus führen ausgeschilderte Wan-
derwege (etwa 350 Meter, der süd-
östliche auch für Rollatoren geeig-

net) durch eine Unterführung unter 
der Autobahn zur Staumauer. Zwi-
schen der Unterführung und der 
Staumauer der Talsperre befinden 
sich der Teich und auch eine Fest-
wiese für die Feier. Vom Bahnhof 
Remscheid fährt die Buslinie 672, 
Richtung Wermelskirchen, Halte-
stelle Talsperre/Mebusmühle).

Die musikalische Begleitung 
erfolgt durch den Remscheider 
Männerchor Germania. Die Kreis-
gemeinschaft freut sich auf eine 
rege Beteiligung.� Falk Möllenhoff

Stadtvertreter: Uwe Jörg-
Schmickt, Niederwallstraße 13, 
10117 Berlin, Telefon (0171) 
7196434, E-Mail: ujs@mail.de, Mit-
gliederfragen: Bernd Polte, Ste-
ge 3, 19322 Abbendorf, Telefon 
(038791)179873, E-Mail: kolja-
wanja@gmx.de

Tilsit-Stadt

Drei-Kreise-Treffen
Weimar - Sonnabend, 17. Mai, 9.30 
bis 16 Uhr, Einlass 8.30 Uhr, Kul-
turzentrum mon ami, 99423 Wei-
mar, Goetheplatz 11: Drei-Kreise-
Treffen. Es ist eine Anmeldung er-
forderlich bei Barbara Fischer,  
E-Mail: weimar@tilsit-stadtund-
land.de, Telefon (030) 6041054, 
Mobil (0170) 2925434, Internet:  
tilsit-stadtundland.de/weimar.

Ausgerichtet wird das „Drei-
Kreise-Treffen“ von der Stadtge-
meinschaft Tilsit in Zusammenar-
beit mit den Kreisgemeinschaften 
Tilsit-Ragnit und Elchniederung.

Geplant ist ein vielseitiges ost-
preußisches Programm, das Raum 
für Besinnung und Begegnung 
lässt: Nach einem geistlichen Wort 
folgen Grußworte und eine Festre-
de. Anschließend erwartet die Gäs-
te ein heiteres musikalisches Rah-
menprogramm, unter anderem mit 
den beliebten „Ostpreußen-Brü-
dern“, das zum Mitsingen, Erin-
nern und Schmunzeln einlädt.  

Während der Mittagspause von 
11.30 bis 13 Uhr stehen Gerichte 
zur Auswahl, am Nachmittag wer-
den Kaffee und Kuchen angeboten. 
Die gastronomische Versorgung 
erfolgt auf Selbstzahlerbasis. An-
schließend folgt ein gemütlicher 
Ausklang im Saalcafé.

Der Eintritt ist frei, um eine 
freiwillige Spende wird gebeten. Es 
gibt einen barrierefreien Zugang, 
ein Aufzug ist vorhanden. 

Die Teilnahme ist aufgrund der 
begrenzten Platzzahl nur für gela-
dene und angemeldete Gäste mög-
lich. Bitte anmelden bei Barbara 
Fischer, E-Mail: weimar@tilsit-
stadtundland.de oder Telefon 
(030) 6041054. � Uwe Jörg Schmickt

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachim.scheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Drei-Kreise-Treffen
Weimar – Sonnabend, 17. Mai, 
9.30  Uhr (Einlass 8.30 Uhr) bis 
16  Uhr, Kulturzentrum mon ami, 

Goetheplatz 1: Drei-Kreise-Treffen 
der Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung unter 
der Federführung der Stadtge-
meinschaft Tilsit. Der Eintritt ist 
frei, um eine Spende wird gebeten.

Es ist ein abwechslungsreiches 
Programm vorgesehen bei einer 
Mittagspause von 11.30 bis 13 Uhr. 
Zum Mittagessen werden auf 
Selbstzahlerbasis Gerichte ange-
boten, am Nachmittag Kaffee und 
Kuchen.

Eine Anmeldung ist erforder-
lich, Barbara Fischer, E-Mail: wei-
mar@tilsit-stadtundland.de, Tele-
fon (030) 6041054, Mobil (0170) 
2925434, Internet: tilsit-stadtund-
land.de/weimar.� Dieter Neukamm

BdV-Bundesgeschäftsstelle, 
Godesberger Allee 72-74, 
53175 Bonn, Telefon (0228) 
81007-0, Hauptstadtvertretung: 
Stresemannstraße 94, 10963 Berlin
 
 
Gedanken zum Gedenken
Bonn – Am 8. Mai 1945 endete mit 
der Kapitulation der Wehrmacht 
der Zweite Weltkrieg in Europa. 
Zum 80. Jahrestag erklärt BdV-
Präsident Dr. Bernd Fabritius:

„Der 8. Mai 1945 war der Tag 
der Befreiung vom Nationalsozia-
lismus – aber für viele kein Tag der 
Freiheit.

Das Kriegsende markiert das 
Ende der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft. Das verbreche-
rische Regime, das mit Krieg, Ter-
ror und vor allem mit dem Holo-
caust unermessliches Leid über 
Europa gebracht hatte, wurde be-
siegt. In dieser Befreiung vom Na-
tionalsozialismus wurzeln unser 
heutiges demokratisches Deutsch-
land und das vereinte Europa.

Doch nicht für alle Menschen 
brachte dieser Tag auch die Frei-
heit. Rund 15 Millionen Deutsche 

waren auf der Flucht oder wurden 
gewaltsam aus ihrer angestamm-
ten Heimat vertrieben – häufig 
unter dem Vorwand zukünftiger 
Konfliktvermeidung, tatsächlich 
aber aus Rache oder politischem 
Kalkül. Frauen wurden Opfer mas-
senhafter sexualisierter Gewalt, 
viele Zivilisten zur Zwangsarbeit 
deportiert. Weit mehr als zwei Mil-
lionen Deutsche fanden durch 
Flucht und Vertreibung den Tod 
oder blieben bis heute vermisst.

Gleichzeitig gerieten viele Völ-
ker, darunter auch die Deutschen 
in der SBZ und DDR sowie die in 
ihrer Heimat verbliebenen Deut-
schen, in den Einflussbereich der 
stalinistischen Sowjetdiktatur.

Der 8. Mai ist und bleibt ein 
wichtiger Tag des Gedenkens. Aber 
er darf nicht einseitig verstanden 
werden. Erinnerung braucht Wahr-
haftigkeit und vor allem keine 
Schlussstrich-Debatten. Dazu ge-
hört auch das Gedenken an die Op-
fer von Flucht, Vertreibung und 
kommunistischer Repression. Nur 
so entsteht eine vollständige, ge-
rechte Erinnerungskultur.“
� BdV-Bundesgeschäftsstelle

UdVA-Bundesgeschäftsstelle
Konrad-Adenauer-Haus, Klingelhö-
ferstraße 8, 10785 Berlin, Telefon: 
(030) 22070-461, Internet: www.
udva.cdu.de

Egon Primas zum 8. Mai
Berlin – Am 8. Mai auch an das 
Schicksal der Vertriebenen und Op-
fer kommunistischer Unrechtsre-
gime erinnern. Zum 80. Jahrestag 
des Endes des Zweiten Weltkrieges 
erklärt der Vorsitzende der Union 
der Vertriebenen, Aussiedler und 
deutschen Minderheiten der CDU 
und CSU (UdVA), Egon Primas:

„Mit dem 8. Mai 1945 endete 
nicht nur ein furchtbarer Krieg, 
sondern auch eine Diktatur, die 
Deutschland ins moralische und 
politische Verderben geführt hat. 
Viele Millionen Opfer, vor allem 
Jüdinnen und Juden in der Shoah, 
mahnen uns, dass aus unserer Ge-
schichte dauerhafte Verantwor-
tung erwächst – für Freiheit, De-
mokratie und Menschenwürde.

Aber der 8. Mai war nicht für 
alle ein Tag der Befreiung. Für Mil-
lionen Deutsche bedeutete das 
Kriegsende den gewaltsamen Ver-
lust ihrer Heimat, von Hab und 
Gut sowie von Sicherheit und 
Würde. Flucht, Vertreibung, De-
portation, Massengewalt – das war 
die Realität für viele Zivilisten in 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
sowie in den damaligen Sowjetre-
publiken.

Als sich der Eiserne Vorhang 
senkte, trennte er nicht nur Natio-
nen voneinander, sondern auch 
Familien und Freunde – und 
schnitt Millionen Menschen den 
Weg in die Heimat ab. Daher bleibt 
es wichtig, daran zu erinnern, dass 
diktatorische Regime auch nach 
dem Tag der Befreiung vom Natio-
nalsozialismus fortbestanden – 
und dass besonders die Menschen 
in der SBZ und DDR, die heimat-
verbliebenen Deutschen und auch 
die innerhalb der Sowjetunion de-
portierten Russlanddeutschen da-
runter zu leiden hatten. Wer am 
8. Mai ,Befreiung‘ sagt, muss auch 
von den Jahrzehnten bis zur politi-
schen Wendezeit sprechen.

Als Union der Vertriebenen, 
Aussiedler und deutschen Minder-
heiten in der CDU und CSU treten 
wir daher dafür ein, dass das Ge-
denken am 8. Mai auch das Leid 
der Vertriebenen, der Opfer kom-
munistischer Gewalt und der deut-
schen Minderheiten mit einbe-
zieht. Eine ehrliche Erinnerungs-
kultur kennt keine Auslassungen. 
Nur so wird aus Erinnerung Ver-
antwortung – für alle.“� PM UdVA

Heimatkreisgemeinschaften

Ostpreußisches Landesmuseum

Veranstaltungen

Sonntag, 18. Mai, 10 bis 18 Uhr, 
Eintritt frei: Internationaler 
Museumstag im Ostpreußi-
schen Landesmuseum mit 
Deutschbaltischer Abteilung 
und Brauereimuseum. 

Dienstag, 20. Mai, 14.30 Uhr, 
7,– Euro, inklusive Eintritt, Kaffee, 
Tee und Gebäck: „Frei und 
gleich an Rechten“ – Men-
schenrechte in der Aufklä-
rung und heute. Vortrag mit 
dem Kant-Kurator Dr. Tim Kunze 
in der Reihe „Museum Erleben“. 
Die Rede von Menschenrechten 
ist heute politisch allgegenwärtig. 
Aber wie sind sie entstanden? Wie 
lassen sie sich philosophisch ver-
stehen? Der Vortrag diskutiert zu-
nächst den Entstehungskontext in 
der Aufklärungszeit und zeigt, wie 
sich der Diskurs in den letzten 
200 Jahren weiterentwickelt hat. 
Halten die traditionellen Begrün-
dungsmodelle stand? Müssen die 
Menschenrechte in einer globali-
sierten Welt tatsächlich neu for-
muliert werden? Die Teilnehmer-
zahl ist begrenzt und eine Anmel-

dung unter Telefon (04131) 
759950 oder per E-Mail: info@ol-
lg.de erforderlich.

Mittwoch, 21. Mai, 18.30 Uhr, Ein-
tritt 7,– Euro: 1945, Lesung mit 
Volker Heise. 1945, ein Jahr 
zwischen Katastrophe und Neu-
anfang. Die Deutschen schicken 
ein letztes Aufgebot an jungen 
und alten Männern in die 
Schlacht, die Alliierten rücken nä-
her, Zivilisten sind auf der Flucht 
oder suchen im Trümmerfeld des 
Krieges Schutz. Im Mai ist der 
Krieg zu Ende, die Menschen krie-
chen aus den Ruinen, vor sich ei-
ne ungewisse Zukunft. Der Alltag 
geht weiter, aber die Welt ist eine 
andere. Heise legt eine atembe-
raubend erzählte Chronik vor, die 
das ganze Jahr 1945 umspannt, 
von Silvester bis Silvester. Tagebü-
cher, Briefe, Erinnerungen, aber 
auch unveröffentlichtes Archiv-
material, darunter Augenzeugen-
berichte, erlauben eine einzigarti-
ge Perspektive. Stimmen, Beob-
achtungen und Geschichten wer-
den zu einer großen Erzählung 
verwoben, die unterschiedlichs-
ten Schicksale unmittelbar mitein-

ander verknüpft. Die Teilnehmer-
zahl ist begrenzt und eine Anmel-
dung unter Telefon (04131) 
759950 oder per E-Mail: info@ol-
lg.de erforderlich.

Donnerstag, 22. Mai, von 15 bis 
17 Uhr, Eintritt frei: Origami 
Workshop, Kinderclub mit 
Iwona Krüger. Die Kunst des 
Origami-Faltens hat eine lange 
Tradition vor allem in Japan und 
Korea. Auch bildende Künstlerin-
nen und Künstler drücken ihre 
Kreativität noch heute in der Ori-
gami-Kunst aus. Es gibt viele ver-
schiedene Techniken und Stile 
des Faltens, von denen einige an 
diesem Nachmittag präsentiert 
werden. Der kostenlose Muse-
ums-Kinderclub für Schulkinder 
von 6 bis 12 Jahren ist mit vorhe-
riger Anmeldung unter Telefon 
(04131) 759950 oder per E-
Mail: bildung@ol-lg.de jederzeit 
möglich.

Ostpreußisches Landesmuse-
um mit Deutschbaltischer Ab-
teilung Heiligengeiststraße 38, 
21335 Lüneburg, Internet: www.
ostpreussisches-landesmuseum.de

PAZ wirkt!



HEIMAT18  Nr. 20 · 16. Mai 2025 Preußische Allgemeine Zeitung

VON WOLFGANG KAUFMANN

N ach der Eroberung des Pru-
ßen-Landes wurde aus Ost-
preußen immer wieder über 
bemerkenswerte Naturphä-

nomene berichtet. So herrschte im Win-
ter 1322/23 grimmige Kälte. Ähnliche Ver-
hältnisse gab es nachweislich in den Jah-
ren 1709 und 1740, als die Ostsee jeweils 
bis Mai mit Eis bedeckt war und die 
Wachtposten in Königsberg reihenweise 
erfroren, sowie 1770/71, 1794/95, 1889/90, 
1911/12 und 1928/29. Die niedrigste Tem-
peratur registrierte man allerdings An-
fang 1849. Damals fiel das Quecksilber bis 
auf minus 43,75 Grad Celsius. Manche 
Winter brachten zudem ungeheure 
Schneemassen, wie die von 1899/1900 
und 1907/08. Damals musste die Stadt Kö-
nigsberg satte 235.806 Mark für die Beräu-
mung von 176.000 Kubikmetern der „wei-
ßen Pracht“ aufwenden. 

Und dann waren da auch noch zwei 
überaus kalte Sommer: 1832 traten Nacht-
fröste im Juli auf und 1871 schneite es An-
fang Juni, was die Ernteerträge beide Ma-
le erheblich schmälerte. Das war kein Kli-
mawandel – das war Ostpreußen pur.

Extreme Wetterlagen im Wechsel
Demgegenüber nahmen in anderen Jah-
ren Hitze und Dürre überhand. 1427 fiel 
von Ostern bis in den August hinein kein 
einziger Tropfen Regen, während am  
13. August 1868 in Ostpreußen eine 
Höchsttemperatur von 44,75 Grad Celsius 
im Schatten gemessen wurde. Sehr heiß 
geriet auch der Sommer 1912, weswegen 
es in den Königsberger Schulen 25-mal 
Hitzeferien gab. Manchmal führte die un-
gewöhnlich früh einsetzende Wärme so-
gar dazu, dass die Obstbäume zweimal 
blühten und Früchte trugen. Das passierte 
unter anderem in den Jahren 1506 und 
1834. Und 1642 trafen die ersten Störche 
überraschenderweise schon Ende Januar 
ein. Weniger erfreulich waren hingegen 

die Heuschreckenschwärme, welche die 
Region um Königsberg 1711 heimsuchten.

Diese tierische Invasion verstörte die 
Menschen ebenso wie das Auftauchen 
von „Wunderzeichen am Himmel“, bei 
denen es sich in aller Regel um Kometen, 
Polarlichter oder Sonnenfinsternisse han-
delte. Über „schröckliche“ Lichter am 
nächtlichen Firmament wurde beispiels-
weise 1572 und 1585 berichtet. Dazu ka-
men die „Cometstrahlen“ von 1577, 1680 
und 1910, wobei in den letzteren beiden 
Fällen der Komet C/1680 V1 beziehungs-
weise der Halleysche Komet gesichtet 
wurden. Bemerkenswerte Sonnenfinster-
nisse traten wiederum in den Jahren 1706, 
1766 und 1912 auf. Und für den 17. Mai 

1706 melden die Chroniken, dass um elf 
Uhr vormittags fast völlige Dunkelheit ge-
herrscht habe.

Flut im Königsberger Dom
Darüber hinaus wurde Ostpreußen von 
etlichen schweren Stürmen heimgesucht. 
Der schlimmste Orkan tobte am 17. Januar 
1818 und verursachte einen Sachschaden 
von rund zehn Millionen Talern. Ihm fie-
len unter anderen 131 Kirchen und 37.000 
andere Gebäude sowie 5736 Rinder, Pfer-
de und Schafe zum Opfer. Gleichfalls dra-
matisch waren die Stürme, welche zu-
nächst aus Südwest wehten und große 
Wassermengen in den Bottnischen und 
Finnischen Meerbusen drückten, wo-

durch reichlich Nordseewasser in die Ost-
see nachlief, bevor der Wind dann plötz-
lich um 180 Grad drehte. Genau das löste 
einen „Badewanneneffekt“ aus, der zu 
kritischen Hochwasserlagen an der ost-
preußischen Küste führte. Solche traten 
mehrfach zwischen 1304 und 1311 sowie 
1497 und 1510 auf, wodurch der Schiff-
fahrtsweg nach Königsberg zuerst versan-
dete und hernach durch die Bildung des 
Pillauer Tiefs wieder frei wurde. 

Beim nächsten großen sturmbeding-
ten Hochwasser im Jahr 1620 stand der 
Fußboden des Königsberger Doms unter 
Wasser. Ähnliche Flut-Ereignisse spielten 
sich 1701, 1702, 1718, 1801, 1825, 1829, 1894, 
1899 und 1914 ab.

Dazu kamen dann noch die Erdbeben! 
Ostpreußen zählt eigentlich nicht zu den 
geologisch aktiven Zonen unseres Plane-
ten. Allerdings existieren hier dennoch 
strukturgeologische Nahtstellen infolge 
der Hebung des baltischen Raumes. Eine 
davon ist die Teisseyre-Tornquist-Zone 
im Übergangsbereich zwischen dem Bal-
tischen Schild und dem östlichen Mittel-
europa, welche vom Unterlauf der Donau 
bis nach Skandinavien verläuft und auch 
Ostpreußen tangiert. Deswegen gab es 
dort in den letzten 700 Jahren sieben prä-
zise bezeugte Erdbeben von teilweise be-
achtlicher Stärke.

Erhöhte Erdbebengefahr
Das erste ereignete sich am 8. August 1303 
und wurde im „Chronicum Terrae Prussi-
ae“ des Peter von Dusburg beschrieben, 
wobei der Ordensmann von drei schwe-
ren Erdstößen zur dritten Tagesstunde 
berichtete. Im Nachtrag zu diesem Ge-
schichtswerk ist von einem weiteren Be-
ben am 1. August 1328 die Rede, durch das 
unter anderem die vom Deutschen Orden 
errichtete Burg Christmemel einstürzte. 
Die nächsten Erdbeben fanden am 23. Ok-
tober 1904, 1. Juni 1905 und am 30. De-
zember 1908 statt. Beim letzten Mal 
konnten verschiedene Erdbebenwarten in 
Europa die Stärke der Erdstöße direkt 
über dem Bebenherd in Ostpreußen be-
rechnen: Die Epizentralintensität lag hier 
bei 3,5 auf einer Skala, die bis zwölf reicht.

Danach herrschte fast einhundert Jah-
re lang trügerische Ruhe, bis es dann am 
21. September 2004 um 13.05 und danach 
um 15.32 Uhr zu zwei weiteren Erdbeben 
kam, deren Epizentren jeweils in 40 Kilo-
metern Entfernung von Königsberg lagen. 
Dabei erfolgten wiederum genaue Mes-
sungen. Diese ergaben, dass die Epizent-
ralintensität nun immerhin 5,8 bezie-
hungsweise 6,2 betragen hatte. Insofern 
birgt der geplante, aber 2018 vorerst ge-
stoppte Bau eines Kernkraftwerkes im Kö-
nigsberger Gebiet erhebliche Risiken. 

Stürme in Ostpreußen können schnell an Intensität zulegen und mutieren dann zum gefährlichen Orkan mit Windstärke 12: So wie 
hier an der Nordmole von Pillau, wo im Jahr 1915 aufgepeitschte Fluten den Signalturm unterspülten� Bild: akg-images/arkivi

Das „Oberschlesische Pantheon“ in Kat-
towitz bleibt vorerst ohne Ehrung auch 
deutscher Persönlichkeiten. Das ent-
schied dieser Tage der Programmrat des 
Pantheons. Der Dachverband der deut-
schen sozial-kulturellen Gesellschaften in 
Polen (VdG) und die Bewegung für die 
Autonomie (Ober-)Schlesiens (RAŚ) leg-
ten separat Widerspruch ein. 

Seit 2013 forcierte der Kattowitzer 
Erzbischof Wiktor Skworc seine Idee, ein 
Gedenkort für bedeutende Oberschlesier 
zu schaffen. Allerdings ging es dem im 
oberschlesischen Bielschowitz [Bielszo-
wice], einem Stadtteil Ruda [Ruda Śląska], 
geborenen Geistlichen von Anfang an nur 
um seine polnisch optierenden Landsleu-
te. 2020 wurde sein Plan mit Geldern der 
Woiwodschaft Schlesien, des Warschauer 
Kultusministeriums sowie der Erzdiözese 
Kattowitz und Stadt Kattowitz umgesetzt. 

Auf einer Fläche von mehr als 2000 
Quadratmetern entstand eine Ausstel-
lung, die oberschlesischen Geistlichen, 
Gelehrten, Künstlern und Philanthropen 
sowie polnischen Aufständischen gewid-
met ist. „Menschen, dank denen Ober-
schlesien immer moderner wurde“, heißt 
es auf der Internetseite des Pantheons. 
Als Sitz wurden die Katakomben der Kat-

towitzer Christkönigskathedrale gewählt. 
„Das Oberschlesische Pantheon ist eine 
Institution, die zugleich ein Denkmal der 
Rückkehr Oberschlesiens in den polni-
schen Staat ist, der nach 600 Jahren 
tschechischer, österreichischer und deut-
scher Herrschaft aus der Taufe gehoben 
wurde. Das Oberschlesische Pantheon 
wird die Geschichte Oberschlesiens an-
hand von Biographien von außergewöhn-
lichen Menschen darstellen. Denn eben 
sie – und nicht Kohle oder Stahl – sind der 
größte Schatz dieses Land“, heißt es.

Der VdG wandte sich bereits 2020 in 
einem Brief an den Kattowitzer Erzbi-
schof und spricht von einer „Verzerrung 
der multikulturellen Geschichte der Re-
gion“. Zugleich schlug der VdG deutsche 
Oberschlesier vor, die einer Ehrung wür-
dig wären. Ende April folgte nun seitens 
des Programmrates des Pantheons eine 
Ablehnung dieser Eingabe zu Persönlich-
keiten, die laut VdG „dringend aufneh-
men wären“. Darunter unter anderem der 
katholische Pfarrer und Reichstagsabge-
ordnete sowie Gegenspieler Adalbert 
(Wojciech) Korfantys, Karl Ulitzka, der 
Dichter Joseph von Eichendorff oder der 
Neurologe Ludwig Guttmann. Auch der 
Politiker Michael Graf von Matuschka, 

der wegen seiner Beteiligung am Wider-
stand gegen Hitler hingerichtet wurde, 
oder Senator Eduard Pant, der sich gegen 
die Vereinnahmung der deutschen Min-
derheit durch den Nationalsozialismus 
einsetzte, der Nobelpreisträger Konrad 
Bloch aus Neisse [Nysa] geschweige denn 
Johann Kroll, Gründer der deutschen 
Minderheit in Gogolin [Gogolin], wurden 
ausgeschlossen. Die Begründung der Ins-

titution für die Ablehnung der deutschen 
Oberschlesier lautet, dass die genannten 
Persönlichkeiten nicht im relevanten 
Zeitraum (1918–2022) gewirkt und sich 
nicht explizit für das „Polentum Ober-
schlesiens“ eingesetzt hätten. Besonders 
letzteres kritisiert der VdG und fordert 
eine Änderung des Statuts oder eine Um-
benennung des Oberschlesischen Pan-
theons. So, wie seine Ausstellung jetzt 

konzipiert sei, entspräche sie nicht den 
modernen Konzepten der Erinnerungs-
kultur.

Die RAŚ protestiert ebenfalls gegen 
das Pantheon in seiner jetzigen Form. 
RAŚ-Chef Henryk Myrcik sieht die Be-
gründung des Programmrates als absurd 
an: „Es ist so, als würde man jemandem 
ein Bein amputieren und behaupten, dass 
er so besser laufen wird.“ Die Autonomis-
ten fordern eine Programmmodifizierung. 
Sie weisen darauf hin, dass die Anwen-
dung eines nationalen Auswahlkriteriums 
Persönlichkeiten mit unbestrittenen und 
universellen Verdiensten ausschließe und 
damit „in eklatantem Widerspruch zum 
Anspruch steht, die Region in ihrer gan-
zen kulturell-sozialen Vielfalt darzustel-
len“. In seiner derzeitigen Form sei das 
Oberschlesische Pantheon ein „Instru-
ment einer anachronistischen und repres-
siven Geschichtspolitik, die die Vielfalt 
der Region nicht anerkennt und das Bild 
ihrer komplexen Vergangenheit verzerrt.“ 

Auffällig bleibt indes, dass deutsche 
Minderheit und RAŚ ihre Konkurrenz 
scheinbar nicht überwinden können und 
nicht mit einer gemeinsamen Erklärung 
an die Öffentlichkeit treten.

� Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Oberschlesisches Pantheon bleibt Deutschen weiter verwehrt
Schlesischer Erzbischof scheint historische Amputation der Region tradieren zu wollen

Oberschlesisches Pantheon in den Katakomben der Kattowitzer Christkönigskathedra-
le zeigt amputierte Geschichte� Bild: Wagner

NATURPHÄNOMENE

Wild-wundersames Ostpreußen 
Extreme Wetterlagen mit Schnee im Sommer, tobende Orkane, Heuschreckenplagen und „Wunderzeichen am Himmel“ sind typisch



Preußische Allgemeine Zeitung Nr. 20 · 16. Mai 2025  19

b MELDUNGEN

Orgelkonzert,  
Wahl und 
„Vor 80 Jahren“

VON TORSTEN SEEGERT

E igentlich sollte Otto von Bis-
marck nach den Verhandlun-
gen, die sich an den Deutschen 
Krieg, den zweiten Einigungs-

krieg, anschlossen, eine Auszeit an der 
Rivera nehmen, um sich zu erholen. Doch 
Bismarck entschied anders: Er begab sich 
am 26. September 1866 zu seinem Vetter 
nach Karlsburg in Pommern, wohin ihm 
seine Frau Johanna mit den Kindern zum 
Ferienbeginn folgte.

Da Johanna jedoch ihren Mann in ei-
nem beklagenswerten Zustand vorfand, 
beschloss man, am 6. Oktober nach Put-
bus auf die Insel Rügen zu fahren. Doch 
auch hier wurde die erste Nacht durch 
einen schweren Magenkrampf zur Qual. 
Außerdem waren das Quartier, an dem die 
Chaussee von Stralsund nach Mönchgut 
vorüberführte, sowie das Rasseln der Kut-
schen und Fuhrwerke kaum zu ertragen.

So kam es, dass Fürst Wilhelm zu Put-
bus, der vom Aufenthalt Bismarcks erfah-
ren hatte, ihm das noch heute existieren-
de Gartenhaus als Quartier anbot, da eine 
Aufnahme im erst zu Weihnachten abge-
brannten Schloss nicht möglich war. Jo-
hanna bemerkte dazu in Briefwechseln: 
„Wenn wir gesund wären, könnte es ein 
paradiesisches Dasein geben, ganz wie wir 
es uns geträumt.“

Erholung auf Rügen
Allmählich gelang es aber dem „klugen, 
guten und gemütlichen Doktorchen“ Bis-
marck wieder seiner Genesung zuzufüh-
ren, sodass Spaziergänge im Putbusser 
Park und Ausfahrten in die Waldungen 
von Prora und Granitz möglich wurden. 
Wie schon fünf Jahre zuvor in Reinfeld 
diktierte Bismarck seiner Frau auch bald 
Briefe an die Minister und Räte.

Eines der Themen, die Bismarck be-
wegten: Die Verfassung des Norddeut-
schen Bundes, der gerade im Werden war.  

Es mangelte dazu nicht an Vorschlägen 
zur Ausgestaltung, doch Bismarck waren 
diese beispielsweise zu „bundestäglich“ 
oder „einheitsstaatlich“. Er wollte einen 
Staatenbund, der eigentlich ein Bundes-
staat war, und dessen Vertretung durch 
den Preußenkönig erfolgte.

Dazu sollte ein von allen Staaten be-
schickter Bundesrat neben der zu wählen-
den Volksvertretung Beschlüsse fassen, 
während diese der Genehmigung des 
Bundespräsidiums (Preußenkönigs) be-
durften. Wir erkennen bereits die im No-
vember 1866 in Putbus durchdachte 

Struktur, die bis heute ihre Wirkung auf 
Deutschland hat – niedergeschrieben in 
den „Putbusser Diktaten“.

Der Fürst Wilhelm zu Putbus, der sich 
der staatspolitischen Bedeutung des In-
haltes der „Putbusser Diktate“ Bismarcks 
bewusst war, ließ denn auch 1898 mit ei-
ner Gedenktafel am Gartenhaus des 
mehrwöchigen Aufenthaltes des späteren 
Reichskanzlers gedenken. Auf ihr konnten 
Gäste lesen:

„Hier in diesem Hause weilte als mein 
Gast vom 6. Oktober bis zum 1. Dezember 
1866 Graf Bismarck, der spätere Reichs-

kanzler und Gründer des Deutschen  
Reiches.“

Auch heute wird im und am Garten-
haus dieses Aufenthaltes gedacht. Ein 
weiterer Zeitzeuge, der Bismarckstein, 
steht nur unweit des Hauses und erinnert 
an den Deutsch-Französischen Krieg 
1870/71. Die zu DDR-Zeiten abgeschliffe-
ne Inschrift ist dank Spenden wiederher-
gestellt worden.

Bismarck weilte mehrfach in Putbus. 
Bekannt sind als Aufenthalte die Jahre 
1838, 1854 und 1866. An diese wird auch im 
Bismarck-Museum Aumühle erinnert.

VERFASSUNG

Rügen inspirierte Bismarck
Putbusser Diktate des preußischen Ministerpräsidenten entstanden im Gartenhaus des Fürsten zu Putbus

Stettin – Der Ausbau der Stettiner  
S-Bahn in Richtung Pölitz verzögert 
sich. Nach aktueller Planung ist die 
Fertigstellung der Bahntrasse 406 
(Stettin–Pölitz) zum Jahreswechsel 
2025/2026 geplant. Die Wiederaufnah-
me des Bahnbetriebs soll erst im zwei-
ten Halbjahr 2026 erfolgen.� TS

Greifswald – Mit dem Boddenpokal 
starteten die Greifswalder am 10. und 
11. Mai in die neue Saison. Das Segel-
wochenende ist für den Segel-Nach-
wuchs von Bedeutung. Die Nach-
wuchssportler können sich in vier Ju-
gend-Bootsklassen für die Deutsche 
Meisterschaft qualifizieren.� TS

Pasewalk – Die pommerschen Kinder-
feuerwehren treffen sich am 17. Mai zu 
einem Sport- und Erlebnistag mit 
Denk- und Bewegungsaufgaben an der 
Grundschule in der Oststadt. Die Ver-
anstaltung wird von der Kreisjugend-
feuerwehr von Vorpommern-Greifs-
wald organisiert und begleitet.� TS
 
Köslin – Am 5. Juli, dem 100. Geburts-
tag von Lothar Baruch (1925–2019), 
soll des jüdischen Kösliners in seiner 
Heimatstadt gedacht werden. Baruch 
kam 1938 mit einem Kindertransport 
nach England. Dort wurde er als Leslie 
Brent ein bedeutender Immunologe 
und Zoologe.� TS

Demmin – Für die ehemalige Kreis-
stadt, in der es vor 80 Jahren zu einem 
Massensuizid kam, war der 8. Mai eine 
Reflexion unserer Tage: Ein „Aktions-
bündnis 8. Mai“ verhinderte einen ge-
planten Marsch der Partei „Neue Hei-
mat“ (zuvor NPD) durch die Stadt an 
die Peene.� TS
 
Stolp – Am 14. Mai fand in der Stolper 
Kreuzkirche (sie wurde am 28. April 
1859 eingeweiht) ein Orgelkonzert mit 
Władysław Szymański statt. Gespielt 
wurden Werke des Breslauer Organis-
ten E. Köhler, J. S. Bachs und D. Buxte-
hudes. Das Konzert ist Teil einer Ver-
anstaltungsreihe der Evangelisch-
Augsburgischen Kirche.� TS

Greifswald – Bei der Landratswahl in 
Vorpommern-Rügen hat der parteilo-
se Landrat Stefan Kerth mit 49,2 Pro-
zent nur knapp die absolute Mehrheit 
verfehlt. Er geht am 25. Mai in die 
Stichwahl gegen den mit 27,5 Prozent 
deutlich schwächeren Carlos D. Rodri-
gues (AfD). In Vorpommern-Greifs-
wald gewann Landrat Michael Sack 
(CDU) mit 39,4 Prozent nur knapp vor 
Inken Arndt (AfD). Auch hier kommt 
es in 14 Tagen zur Stichwahl.� TS

Stefan Kerth: Er bekam die meisten 
Wählerstimmen� Bild: Seegert
 
Vor 80 Jahren – Stettin, 8. Mai, Opfer-
zahlen: 125.000 Pommern fielen im 
Zweiten Weltkrieg, 40.000 kamen bei 
Luftangriffen oder in den letzten 
Kriegsmonaten 1945 ums Leben. Etwa 
300.000 starben auf der Flucht, bei 
der Vertreibung, Verschleppung oder 
durch willkürliche Gewalt.� TS

Das 1829 errichtete Gartenhaus des Fürsten zu Putbus: Heute ein gerne besuchtes Rosencafé mit interessanter Geschichte

LEHRGANG

Lebendige Volkskunst
Stets beliebt ist das traditionelle Bandweben

Der Frühjahrskurs für die alte Handar-
beitskunst des Bandwebens war mit  
14 Personen praktisch übervoll. Er fand 
gleich nach Ostern vom 22. bis zum  
25. April wieder in Kiel im „Haus der Hei-
mat“ in der Wilhelminenstraße statt. Die 
Kursleiterin Gundel Hergenhan hatte die 
Vorbereitungen so getroffen, um den An-
fängern und Fortgeschrittenen gerecht zu 
werden. Alle Damen waren mit großer 
Begeisterung bei der Sache. Auch das Ket-
te-Schären stand wieder auf dem Pro-
gramm, denn ohne eine vernünftige Kette 

gibt es kein schönes Band. Genauso ge-
hört auch die richtige Auswahl an Garnen 
und Garnfarben dazu, vor allem, wenn 
man sich an Bandmuster wagt, von denen 
Gundel Hergenhan eine Riesenauswahl 
durch ihre Musterbücher „Rund um die 
Ostsee“ hat.

Alle Teilnehmer planen, auch zum 
Herbstkurs zu kommen. Der Termin für 
diesen wurde gemeinsam mit der Kurslei-
terin festgelegt, und zwar vom 13. bis  
17. Oktober von 10 bis 16 Uhr wieder im 
„Haus der Heimat“ in Kiel.� G. Hergenhan

Wichtig beim Weben: Das Schären der Kette� Bild: Hergenhan

IN MEMORIAM

Ihre Feder ruht
Brigitte Klesczewski tot – Wir bewahren ihr Wissen

Seit Bestehen der Pommerschen Zeitung in 
der Preußischen Allgemeinen war Brigitte 
Klesczewski mit Beiträgen aus ihrer Hei-
mat Pommern dabei und hat somit als 
Zeitzeugin ihr Wissen mit uns Lesern ge-
teilt. Sie brachte uns ihre Heimat nahe, 
mit Schilderungen, die so lebendig waren, 
dass man sich oft gerne ins Auto gesetzt 
und gleich selbst dorthin gefahren wäre.

Wir wandelten mit ihr auf den Spuren 
ihrer eigenen Vergangenheit und der Fa-
milie in Hökendorf bei Stettin, wo sie am 
11. Oktober 1930 geboren wurde, gelegen 
in der wunderschönen und oft beschrie-
benen Buchheide. Sie schilderte die Be-
sonderheiten der Landschaft genauso wie 
Begebenheiten und die Historie, die ihre 
Heimat prägten. Auch erfuhren wir vom 
Schicksal ihrer Familie im Zweiten Welt-
krieg mit all seinen Entbehrungen und 
letztendlich vom Verlassen der Heimat. 
Prägend war auch der kriegsbedingte 
Schulwechsel, als sie von der Kaiserin-Au-
guste-Viktoria-Schule in Stettin nach 
Stargard wechselte und später nach Sellin 
auf Rügen. 

Im Westen Deutschlands war ihre ers-
te Station Preetz in Schleswig-Holstein, 
wo sie ihr Abitur machte. Hier lernte sie 
auch ihren späteren Ehemann Helmut 
kennen. Mit ihm unternahm sie zahlrei-

che Fahrten durch ganz Pommern, an 
denen wir durch ihre Berichte teilhaben 
durften. Brigitte Klesczewski geborene 
Manzke war als Lehrerin tätig und schrieb 
unermüdlich bis zuletzt für verschiedene 
Pommern-Publikationen und für Braun-
schweiger Zeitungen. Sie hat erkannt, 
dass die Weitergabe ihres Wissens der 
Garant dafür ist, dass Pommern stets ak-
tuell im Bewusstsein der Menschen bleibt.

Am 31. Dezember 2024 verstarb sie in 
ihrem Wohnort Braunschweig – doch wir 
bewahren ihr Wissen.� Brigitte Stramm

Mit 92 Jahren: Brigitte Klesczewski

BI
LD

: M
AN

ZK
E

BI
LD

: S
EE

GE
RT



„Zurücklehnen, Abwarten, Auflaufenlassen“

„Deutschlands Ende  
ist programmiert. 
Dennoch wird es 
einem Land den 
Vortritt lassen: 

Armenien“
Carsten Zöllner, Berlin 

zum Thema: Armenien bangt um 
seine Existenz (Nr. 16)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

REINE PROPAGANDASHOW 
ZU: DIE NEUEN LEIDEN DER  
KONSERVATIVEN (NR. 18)

Noch transparenter kann man doch dem 
Wahlvieh gar nicht verdeutlichen, was 
man von ihm hält. Es ist nichts weiter als 
eine gewaltige Propagandashow. Zurück-
lehnen, Abwarten, Auflaufenlassen und 
keine unnötige Energie mehr in ein Sys-
tem verschwenden, das nicht mehr zu ret-
ten ist, weil es gar keiner mehr retten will.

Die da oben können nicht mehr so 
weitermachen. Und die da unten wollen 
mit denen da oben nicht mehr weiterma-
chen. Das nennt man eine revolutionäre 
Stimmung. Wie so etwas endet, zeigt die 
Geschichte. Zusammenbruch, Anarchie, 
gesetzlose Übergangsphase, Schaffung 
neuer Strukturen, Durchdrücken der Not-
standsgesetze mit Gewalt. Wer ist dazu 
noch fähig? Die Generation Z kämpft 
nicht. Die älteren Deutschen sind krank 
und fett. Wer stellt nahezu überall das 
Wachpersonal, beherrscht die Drogen- 
und Clubszene? Das ist die verdrängte 
Realität im besten Deutschland aller Zei-
ten. Salem Aleikum und Rotfront, Genos-
sen, zum 1. Mai.� Gregor Scharf, Leipzig

KEINE SCHÖNE AUSSICHTEN 
ZU: DIE NEUEN LEIDEN DER  
KONSERVATIVEN (NR. 18)

Die Bedenken der Kritiker beruhen ja 
nicht auf Einbildung, sondern auf harten 
Fakten. Die Ampel hat in allen Bereichen 
schlicht versagt. Warum jetzt ausgerech-
net mit diesen Leuten, die es offensicht-
lich nicht können, ein Neuanfang möglich 
sein soll, ist schwer nachzuvollziehen.

Warum in einem der wichtigsten Mi-
nisterien, dem Finanzministerium, mit 
Lars Klingbeil ein Absolvent der Sozial-
wissenschaften sitzen muss, ist mysteri-
ös. Fakt ist: Es gibt sie noch, die bürgerli-
che Mehrheit in Deutschland. Ohne Not 
hat Friedrich Merz diese Mehrheit ver-
spielt. Ob deshalb jemand, der so konflikt-
scheu ist wie Herr Merz, der Richtige ist, 
um die schweren Verwerfungen in der Ge-

sellschaft und der Wirtschaft anzugehen, 
wage ich zu bezweifeln. 

Im Moment sieht es so aus, als ob der 
Ausbau des Sozialismus im vereinten 
Deutschland ungebremst weitergeht. Im-
mer mehr Staat, immer mehr Bevormun-
dung, immer weniger Demokratie.

Keine schöne Aussichten. Deshalb 
sind die kritischen Stimmen mehr als be-
rechtigt.� Peter Wendt, Hamburg

DEUTSCHE SCHULD(EN) 
ZU: DIMENSIONEN EINES  
HISTORISCHEN VERLUSTS (NR. 18)

Ich stimme nicht zu, dass sozusagen von 
Anfang an ein Verzicht auf die deutschen 
Ostgebiete impliziert war. Im Londoner 
Schuldenabkommen (LSchA) vom 27. Fe-
bruar 1953 hatte die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Alleinvertretungsan-
spruch für Gesamtdeutschland (also für 
alle Gebiete einschließlich der deutschen 
Ostgebiete) geltend gemacht und ent-
sprechende Vereinbarungen getroffen. 

So gingen die Parteien des LSchA 
durchaus davon aus, dass die Bundesre-
publik die Verbindlichkeiten Deutsch-
lands, das heißt des gesamten Deutschen 
Reiches, schulde. Es wurde nicht eine 
Schuld- oder gar bloße Haftungsübernah-
me für die Verbindlichkeiten eines unter-
gegangenen Schuldners vereinbart, da die 
Bundesrepublik auch ausdrücklich nicht 
als Rechtsnachfolger des Deutschen Rei-
ches aufgetreten war, sondern sich als 
identisch mit dem Deutschen Reich er-
klärt hatte. Aber vielleicht hat sich das An-
erkenntnis einer Alleinvertretung der 
Bundesrepublik für ganz Deutschland 
durch die Vertragspartner des LSchA auch 
nur auf die Schulden bezogen.

� Wilhelm Kreuer, Unkel

NIE WIEDER NACH LITAUEN 
ZU: DIE OSTPREUSSISCHE  
TRAGÖDIE (NR. 17)

Vielen Dank für Ihren Beitrag! Ich selbst 
bin 2009 nicht von Memel und Nidden 

aus nach Ostpreußen eingereist, so gern 
wie ich es gewollt hätte, weil die Russen 
für ein Visum 100 Euro verlangten, wie 
ein Zwangsumtausch der früheren DDR.

Schlimm genug, dass ich mit zehn Ki-
logramm Übergewicht nach Litauen ein-
reisen durfte, aber zurück alle Malblocks 
und Arbeiten dort lassen musste. 

Nie wieder wollte ich diese Gegend 
noch mal bereisen.� Gudrun Piel, Witten

GESINNUNGSPROZESSE 
ZU: ES GEHT UM ALLES (NR. 17)

Der Sinn des Pragraphen 130 des Strafge-
setzbuchs (StGB) soll in erster Linie das 
Allgemeininteresse an einem friedlichen 
Zusammenleben und vor allem den öf-
fentlichen Frieden als bestimmendes 
Rechtsgut im Staat schützen. Diese Argu-
mentation wird auch heute bei dem Ver-
such, die öffentliche Zensur immer weiter 
auszudehnen, benutzt, denn Äußerungen 
im Rahmen der Meinungsfreiheit könnten 
Volksverhetzung sein, wenn sie die Gren-
zen der Akzeptanz überschreiten.

Dabei ist völlig unbestimmt, was 
„Hass und Hetze“ und „Volksverhetzung“ 
sind. Kollektiv ein Volk zu verhetzen ist 
einzelnen Bürgern faktisch unmöglich, da 
sich nicht jeder Verhetzte von dem Hetzer 
angesprochen fühlt. Das wird deutlich bei 
der Hetze zum Krieg. 

Hier erkennt bereits jeder Jurastudent 
schon vor dem ersten Staatsexamen, dass 
eigentlich die falsche Gesinnung Ziel der 
Bestrafung ist und die sogenannte Verhet-
zung nur als Vehikel herhalten muss. Eine 
Gesinnung aber unterfällt grundsätzlich 
keiner strafrechtlichen Norm. Das wird 
aus den von der früheren Innenministerin 
Nancy Faeser initiierten Strafverfahren 
gegen den Herausgeber von „Compact“, 
Jürgen Elsässer, und der großen Schar der 
Rollatorrevoluzzer, der Reichsbürger, 
ganz deutlich. 

Elsässer benennt die Fehlentwicklun-
gen der letzten Jahre mit klaren Worten, 
wobei Faeser seine Gesinnung deutlich zu 
erkennen glaubt, aber genau wie der Glau-
be ist eine Gesinnung noch nicht strafbar. 

Fakten lassen sich aber nur schwer politi-
sieren, weil sie stimmen. 

Bei den Reichsbürgern ging bisher 
nicht einmal eine Scheibe zu Bruch, so-
dass deutlich wird, dass auch dieser Fall 
wohl ausschließlich der Profilneurose der 
ehemaligen Innenministerin geschuldet 
und ausschließlich ein Gesinnungspro-
zess sein dürfte. Dass nun der Gesetzge-
ber mit einer weiteren neuen Bestimmung 
der Politikerbeleidigung (§ 188 StGB) 
nachgebessert hat, zeigt nur den Grad der 
Enttarnung des geistigen Zustands unse-
rer Volksvertreter. 

Leider schlägt diese dann direkt auf 
die neuere Rechtsprechung durch und 
führt zu abstrusen Verwerfungen inner-
halb richterlicher Rechtsauffassungen, 
die sich in den jüngsten Urteilen welt-
fremd widerspiegeln. Ein Wirtschaftsmi-
nister, der nicht weiß, was eine Insolvenz 
ist, gleicht nun mal eher einem Dumm-
kopf als einem fachlich versierten Kenner. 
Wer angesichts unserer jüngeren Vergan-
genheit die Kriegstrommel schlägt, ist ein 
deutlicher Kriegshetzer. Wenn nun auch 
noch die Lüge unter Strafe gestellt wer-
den sollte, hätte die neue Regierung ihr 
Amt gar nicht erst antreten dürfen.

Die Hoffnung, dass der gesegnete 
deutsche Tiefschlaf nach den letzten 
Wahlversprechen der sich gerne als de-
mokratisch bezeichnenden Parteien be-
endet sein könnte, lässt die letzten hier 
noch ausharrenden Konservativen an eine 
positive Zukunft glauben. Dazu wäre eine 
Korrektur aller einschränkenden gesetz-
lichen Normen unabdingbar.

� Rudolf Neumann, Torsås/Schweden

WARTEN AUF EIN WUNDER 
ZU: DAS BANGE WARTEN AUF  
DIE AUFERSTEHUNG DEUTSCHER 
POLITIK (NR. 16)

Auferstehung? Dazu bedarf es auch eines 
Begräbnisses. Die Vorbereitungen hierzu 
sind noch nicht abgeschlossen. Ob dann 
ein Wunder geschieht, wird sich zeigen. 
Aber „Wunder gibt es immer wieder“. 

� Heinz-Peter Kröske, Hameln
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D ie können ihren Koalitionsver-trag weitgehend in die Tonne treten.“ Mit diesen Worten kommentierte der „Focus“-Kolumnist Ulrich Reitz vor wenigen Ta-gen die Pläne der künftigen schwarz-roten Koalition. Konkret bezogen war Reitz’ Aussage auf die außenpolitischen Gege-benheiten, doch passt sie auch zur Lage der deutschen Politik insgesamt. Ein grundlegendes Problem der neuen Regierung ist, dass ihre Pläne noch vor der Wahl von Friedrich Merz zum Bun-deskanzler und der Ernennung des neuen Bundeskabinetts in der kommenden Wo-che durch die Wirklichkeit überholt wer-den. Während sich beispielsweise Union und SPD in mühsamen Verhandlungen auf eine schrittweise Senkung der Körper-schaftsteuer ab 2028 verständigt haben, um den Unternehmen im Lande das In-vestieren zu erleichtern, brechen die öf-fentlichen Finanzen buchstäblich ein. Dass dies keine Unkenrufe von den Rändern des politischen Spektrums sind, zeigt die „Markus Lanz“-Sendung vom 22. April. Dort schilderten die Oberbür-germeisterin von Ludwigshafen, Jutta Steinruck (SPD), der Vorsitzende des Deutschen Landkreistages, Achim Brötel (CDU), der Bürgermeister von Heide in Holstein, Oliver Schmidt-Gutzat (SPD), und der parteilose Tübinger Oberbürger-meister Boris Palmer, wie sich binnen we-niger Jahre die öffentlichen Ausgaben und damit auch die Haushaltsdefizite der Kommunen vervier- bis verfünffacht ha-ben, was in der Folge die Städte, Gemein-den und Landkreise zu drastischen Ein-sparungen bei Schulen und Kindergärten, Kulturangeboten und dem ÖPNV zwingt. Es sind, so Brötel, vor allem die sozialen Ausgaben, die dem Staat „die letzten Haa-re vom Kopf fressen“. Dass diese Erfahrungen keineswegs nur auf kommunaler Ebene gemacht wer-den, zeigt die Schlussbilanz des Arbeits- 

und Sozialministers der vorherigen Am-pelregierung, Hubertus Heil, der dieser Tage einräumen musste, dass die Kosten für sein Herzensprojekt „Bürgergeld“ im vergangenen Jahr „unerwartet“ um meh-rere Milliarden angestiegen sind und ins-gesamt bei 47 Milliarden Euro lagen. An-stelle des von Heil versprochenen „Jobtur-bos“ führte seine Politik somit zu einer regelrechten Explosion der Sozialkosten. Hauptursächlich verantwortlich dafür ist die nach wie vor unkontrollierte Zu-wanderung. Migranten sind nicht nur überproportional hoch in den Statistiken zu schweren Straftaten vertreten, son-dern auch unter den Beziehern von Sozi-alleistungen. Dass es jeden noch so leis-tungsstarken Haushalt ruiniert, wenn man auf der einen Seite Monat für Monat Milliarden Euro ausgibt, ohne dass auf der anderen Seite Einnahmen fließen, ist eine Binsenweisheit. Umso bedenklicher muss es stimmen, dass sich weite Teile der auch künftig regierenden SPD noch immer be-harrlich gegen jede Änderung am Status quo des Sozialstaats stemmen. 
Totalschaden einer Ära  Ähnlich fatal wie die Schlussrechnung des Sozialministers ist auch die Bilanz des scheidenden Wirtschaftsministers Robert Habeck. Dieser musste nun nicht nur zum wiederholten Mal das prognostizierte Wachstum der deutschen Wirtschaft nach unten korrigieren und eingestehen, dass 

unser Land im dritten Jahr hintereinander eine Rezession erleben wird, sondern obendrein zugeben, dass die von seiner grünen Partei als Basis eines „grünen Wirtschaftswunders“ gepriesenen Öko-strom-Anlagen trotz einer Rekordkapazi-tät an Windrädern im ersten Quartal 2025 rund 16 Prozent weniger Strom produziert haben als im Vergleichszeitraum des Vor-jahres. Deutlicher kann sich ein Scheitern wohl kaum offenbaren. Umso alarmieren-der muss es stimmen, wenn sich Habeck beim Rückzug von seinem Scherbenhau-fen zuversichtlich gibt, dass die neue Re-gierung sein Werk fortsetzen wird. Unabhängig davon zeigt das Zusam-menfallen von ökonomischem Nieder-gang und dramatischer Aufblähung des Sozialsektors, dass nicht nur die Wirt-schaft, sondern unser Land insgesamt in eine dramatische Abwärtsbewegung ge-raten ist. Um diesen Trend zu stoppen, bedarf es keines mühsamen Abarbeitens des Klein-Klein aus dem Koalitionsver-trag, sondern einer grundlegenden Re-form, die Deutschland in die Erfolgsspur der sozialen Marktwirtschaft zurückführt. Dazu gehört auch die Beschränkung des Staates auf seine Kernaufgaben wie die Gewähr von innerer und äußerer Sicher-heit oder die Unterhaltung einer funktio-nierenden Infrastruktur. Ansonsten droht – das zeigen die Wortmeldungen aus dem Maschinenraum wie unlängst bei „Mar-kus Lanz“ – ein Kollaps des Staates, noch 

bevor die neue Regierung ihre ersten zar-ten Reförmchen angegangen ist. Ob für diese Mammutaufgabe Merz der richtige Mann ist, wird bis weit in die bür-gerliche Mitte hinein bezweifelt. Den Grund für die Skepsis legte er selbst, indem er zu Jahresbeginn in jedem Wahlkampf-auftritt mantraartig erklärte, dass der Staat mit den üppigen Steuereinnahmen endlich auskommen müsse, dann jedoch in den Sondierungen mit den Sozialdemokraten eine historische Neuverschuldung verein-barte und diese auch noch mit den Mehr-heiten des alten Bundestags durchdrückte. Es dürfte eine Weile dauern, bis Merz ver-lorenes Vertrauen zurückgewinnt. Hoffnung auf eine zumindest teilweise Besserung der Lage bietet indes manch Personalie im neuen Kabinett. So nomi-nierten CDU und CSU mit der Energie-expertin Katherina Reiche als Wirt-schaftsministerin, dem Manager Karsten Wildberger als Chef des neuen Ministeri-ums für Digitales und Staatsmodernisie-rung oder auch der Wirtschaftspolitikerin Gitta Connemann als Staatssekretärin im Wirtschaftsministerium einige profilierte Köpfe. Ob unter ihnen jemand ist, der wie einst Ludwig Erhard nun nach dem wirt-schafts- und sozialpolitischen Totalscha-den der Ampel-Jahre unser Land wieder auf solide ordnungspolitische Grundla-gen zu stellen vermag, wird sich zeigen. Mehr als zu hoffen bleibt den Deutschen im Moment ohnehin nicht.

POLITIKDas geplante Klein-Klein der Koalition wird nicht reichenNoch vor dem Start der neuen Regierung zeigt sich das ganze Ausmaß des 

wirtschafts- und sozialpolitischen Totalschadens der Ampel-Jahre 
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75 Jahre

Tage der WahrheitZweieinhalb Monate nach der Bundestagswahl steht Deutschland  
vor einem Neuanfang – oder auch nicht  Seiten 1, 3 und 24
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VON STEPHANIE SIECKMANN

I n diesem Jahr wird im Bundesland 
Nordrhein-Westfalen ein ganz be-
sonderes Jubiläum gefeiert. Der 
nordöstliche Landesteil Westfalen 

feiert seine erstmalige Erwähnung vor 
1250 Jahren. Die historische Erstbenen-
nung der Region ist eng verknüpft mit 
Karl dem Großen und seinem Feldzug 
gegen die Sachsen, den er führte, um die 
Christianisierung durchzufechten. Kir-
chen, Klöster und Konfessionskriege ha-
ben Westfalen ihren Stempel aufgedrückt. 
Die Region, um die es dabei geht, wird 
heute in der Regel als Ostwestfalen be-
zeichnet. Zentrum der Feierlichkeiten zur 
ersten Erwähnung von Westfalen vor  
1250 Jahren ist Paderborn.

Die erste Erwähnung von „Westfalia“ 
stammt aus der Zeit der Sachsenkriege. In 
den fränkischen Reichsannalen wird im 
Jahr 775 erwähnt, dass König Karl der 
Große gegen die Sachsen zog und in 
„Westfalia“ eingefallen ist. Damit gemeint 
war das westliche Grenzgebiet der heid-
nischen Sachsen.

Karl ging es nicht nur darum, sein 
Reich zu erweitern. Er trieb die Christia-
nisierung in Europa voran. Als Herrscher 
mit christlicher Mission fand er in den 
heidnischen Sachsen einen besonders he-
rausfordernden Gegner. Er besetzte das 
feindliche Grenzgebiet, eroberte die säch-
sische Eresburg (Gebiet Hochsauerland), 
zerstörte mit Irminsul das Heiligtum der 
Sachsen (Kreis Höxter) und schaffte mit 
dem Bau der Karlsburg bei Paderborn 
Fakten. Von hier aus führte der Franken-
könig die neue geistliche Ordnung im 
sächsischen Grenzgebiet ein. 

Herford wurde Hansestadt
Bereits 777 hielt Karl den ersten Reichstag 
ab – in Paderborn. Hier gründete er eine 
Pfalz, baute eine Kirche, errichtete ein 
Bistum, setzte einen Bischof ein und traf 
sich Jahre später mit Papst Leo III. Als 
Vorposten im Eroberungsgebiet wurde 
Paderborn zum strategisch wichtigen 
Standort für den späteren Kaiser.

Was Karl der Große mit Schwert und 
Taufbecken begann – die Unterwerfung 
der Sachsen, die Christianisierung und 
Eingliederung des westlichen Sachsenlan-
des – sollte die gesamte Region prägen. 
Dazu gehören Paderborn, Detmold, Her-
ford, Soest, Minden und Münster. Es ent-
stand ein Gebiet mit zahlreichen Kirchen, 
Klöstern und Stiften, die auch heute zum 
großen Teil noch erhalten sind.

Lange Zeit war der Raum Westfalen 
von der Landwirtschaft geprägt. Ende des 
Hochmittelalters sicherte die Tuchpro-
duktion den wirtschaftlichen Erfolg. Wol-
le und Leinen sowie deren Verarbeitung 
rückten in den Mittelpunkt. Vom 13. Jahr-
hundert an wurden Woll- und Leinenstof-
fe gewebt und gefärbt. Mit den feinen Tu-
chen aus Bielefeld, Münster, Hamm,  
Soest und anderen Städten wurde Handel 
getrieben. 

Die Tuchmacher hatten mit ihrer 
Zunft das Sagen in den Ratsversammlun-
gen. Sogar der Anschluss an die wichtige 
Handelsvereinigung der Hanse wurde er-
wirkt. Herford, bedeutendes Zentrum mit 
14 Zünften, wurde Hansestadt. Soest wur-
de zum wichtigen Handels- und Um-
schlagplatz. Über die Weser wurden die 
Waren nach Bremen transportiert. Von 
dort wurde das begehrte westfälische 
Tuch nach England und Skandinavien 
verschifft. Der wirtschaftliche Erfolg 
brachte den Aufstieg und damit auch die 
Bildung und das Bürgertum in den bislang 
eher ländlich geprägten Raum Westfalen.

Der Einfluss der Tuchmacher und der 
Kaufleute überdauerte die Jahrhunderte. 
Die Kirche blieb derweil in Westfalen 
stets einflussreich. Luthers Thesenan-
schlag im Jahr 1517 sorgte in den Folge-
jahren in Westfalen für Spaltung. Münster 

blieb katholisch, Herford schloss sich 
dem neuen Glauben der Reformation an.

Westfälischer Friede
Im weiteren Verlauf des Jahrhunderts ver-
stärkten sich die Spannungen zwischen 
katholischen Bischöfen und reformatori-
schen Stadträten. Der Streit der Konfes-
sionen gipfelte in einer kriegerischen Aus-
einandersetzung – dem Dreißigjährigen 
Krieg. Westfalen war, wie zu Zeiten von 
Karl dem Großen, Teil des Kriegsgebiets 
und wurde entsprechend stark in Mitlei-
denschaft gezogen. Sowohl wirtschaftlich 
wie auch gesellschaftlich.

Mit dem Westfälischen Frieden, der 
im Jahr 1648 in den Städten Münster und 
Osnabrück ausgehandelt wurde, gelang 
es, die konfessionellen Streitigkeiten bei-
zulegen. Hatte Karl der Große bei seinem 
Feldzug die Sachsen unterworfen und die 

Christianisierung zwangsweise durchge-
setzt, besiegelte der Westfälische Friede 
den Dreißigjährigen Krieg mit einer diplo-
matischen Entscheidung – die beiden 
christlichen Konfessionen durften fortan 
nebeneinander existieren.

Im 19. Jahrhundert hielt schließlich 
die Industrialisierung Einzug in Westfa-
len. Das Ruhrgebiet übernahm die Aufga-
be als wirtschaftlicher Motor von West-
falen. Der Aufstieg zur Industrieregion 
bot armen westfälischen Bauernsöhnen 
die Möglichkeit, im Bergbau und bei der 
Stahlverarbeitung Geld zu verdienen. Mit 
dem neuen wirtschaftlichen Zentrum ver-
änderte sich auch die Gesellschaft. Die 
Arbeiterbewegung wurde zum Gesicht 
eines Teils von Westfalen. Doch auch die-
ses Gesicht hat sich inzwischen bereits 
wieder gewandelt.

Westfalen ist bis heute eine Region 
mit tiefer Verankerung in der Vergangen-
heit, die stets im Wandel begriffen ist. 
Kreuz und Krone, Kutte und Kaufmann 
haben hier ihre Spuren hinterlassen. Aber 
sie haben auch bewiesen, dass fester 
Glaube, Überzeugung und Beharrlichkeit 
zum Ziel führen. Damit haben sie die Re-
gion, die Städte und die Mentalität der 
Menschen geprägt.

Die Feierlichkeiten zum 1250. Jubilä-
um „Westfalen“ tragen den vielen ver-
schiedenen Facetten der Region Westfa-
len Rechnung. Insgesamt stehen 300 Ver-
anstaltungen und Angebote auf der Agen-
da, die teils an einem Standort zu finden 
sind, teilweise aber auch als Kultur-Tour 
auf Reise gehen (siehe unten). 

Die Ausstellung „775-Westfalen“ im 
LWL-Museum in der Kaiserpfalz in Pa-
derborn stellt dabei ein zentrales Projekt 
im Rahmen der Feierlichkeiten dar. Ein 
Überblick über die bedeutenden histori-
schen Aspekte der letzten 1250 Jahre in 
Westfalen vermittelt Einsichten und zeigt 
Anknüpfungspunkte zu anderen Projek-
ten auf. Projekte eines Kulturprogramms, 
das bunt ist, auf Kunst, Kultur, Musik, Li-
teratur und Kabarett setzt. Und bei dem 
Paderborn im Zentrum steht. Schließlich 
hat hier alles begonnen.

Der verstorbene Satiriker und Polemiker 
Wiglaf Droste, selbst gebürtiger Ostwest-
fale aus Herford, hat die Westfalen wie 
folgt charakterisiert: Sie seien eher me-
lancholische, sentimentale Wesen mit ka-
tholischer Prägung. Im Gegensatz zu den 
Rheinländern neigten sie nicht zur 
„Zwangslustigkeit“, hätten aber durchaus 
einen Hang zur Komik. Seit 1946 sind sie 
mit den Rheinländern zwangsverheiratet 
und werden zurzeit vom Westfalen Hend-
rik Wüst regiert, der als Ministerpräsident 
vielleicht ob seiner profillosen Glätte von 
den beiden Stämmen seines „Reiches“ 
gleichermaßen akzeptiert wird. 

Als Sauerländer ist auch der profil-
schärfere, jüngst zum Bundeskanzler ge-
wählte Friedrich Merz ein Westfale, ge-
nauso wie die Bewohner der Regierungs-
bezirke Münster, Arnsberg und Detmold 
(außer Lippe). Die Region hat rund acht 
Millionen Einwohner und eine stolze, 
1250-jährige Geschichte. Dieses Jubiläum 
feiern die Westfalen in diesem Jahr mit 
einer Vielzahl von Ausstellungen und Ver-
anstaltungen aus den Bereichen Kultur, 
Literatur, Film, Theater und auch mit 

Podcasts, denn die Region lebt ja längst 
nicht mehr hinter dem Mond. 

Im Januar ging es schon los mit Büh-
nenshows, Musik und Lesungen. Ein Hö-
hepunkt ist sicher die Ausstellung im 
LWL-Museum in der Paderborner Kaiser-
pfalz. Auf rund 1000 Quadratmetern wird 

die westfälische Geschichte seit der ers-
ten Erwähnung Westfalens in einem Be-
richt von 775 nach Christus erzählt. Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier 
will am 16. Mai zur Eröffnung kommen. Er 
ist zugleich Schirmherr des Jubiläums-
programms, das von der LWL-Kulturstif-

tung zusammen mit dem Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (LWL) ausgerich-
tet wird. 

Rund ums Jubiläum gibt es 44 ver-
schiedene Kulturprojekte zu entdecken, 
mit denen man dem Westfälischen auf 
den Zahn fühlen will. So geht es zum Bei-
spiel im Westfälischen Museum für reli-
giöse Kultur in Telgte um Religiöses in der 
mit „Unglaublich. Begegnungen mit dem 
Heiligen“ betitelten Schau (bis 31. Au-
gust). Das Sauerland-Museum in Arns-
berg stellt „Demokratische Kulturen im 
Sauerland 1925–1975–2025“ dar (ab  
10. Oktober). Das Jüdische Museum 
Westfalen in Dorsten präsentiert mit 
„Rafft euch empor!“ jüdische Aktivistin-
nen aus Westfalen in der ersten Frauen-
bewegung (12. Oktober bis 12. April 2026).

Im Bereich der Literatur geht es auf 
Burg Hülshoff in Havixbeck um die „Ju-
denbuche and beyond“. Die Lesungen fin-
den bis in den August hinein statt. „Die 
Judenbuche – Ein Sittengemälde aus dem 
gebirgichten Westfalen“ ist eine Erzäh-
lung von Annette von Droste-Hülshoff, 
die erstmals 1842 im Cotta’schen Morgen-

blatt für gebildete Leser erschien. Da aber 
auch Dortmund im Osten des Ruhrgebiets 
als seine einwohnerstärkste Stadt zu 
Westfalen gehört, spielen auch Kultur 
und Literatur in der Arbeitswelt eine gro-
ße Rolle. 

Im Bereich Musik gibt es vom 27. bis 
29. Juni im Kloster Dalheim bei Lichtenau 
im Kreis Paderborn das Freiluftfestival 
„Sommernachtslieder“ unter anderem 
mit den Sängern Heinz Rudolf Kunze und 
Annett Louisan. Und in Höxter, Schmal-
lenberg und Enger sind im August und 
September mehrere Aufführungen einer 
„Widukind“-Oper zu erleben.

Westfalen hat eine Geschichte, die 
sich nicht nur in ländlichen Regionen wie 
dem Sieger- und Sauerland abspielte, son-
dern auch in größeren Städten wie eben 
Dortmund, der früheren Bierhauptstadt 
Europas, Bochum, Bielefeld, Münster, 
Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Herne, Pa-
derborn, Bottrop, Recklinghausen, Siegen 
und Gütersloh.� Ansgar Lange

b Alle Termine und Eintrittskarten unter: 
www.lwl-kulturstiftung.de

JUBILÄUMSPROGRAMM

Eine Region in Feierlaune
Paderborner Kaiserpfalz eröffnet Mitte Mai das offizielle Programm „1250 Jahre Westfalen“ – Weitere Veranstaltungen folgen

Natur und Industrie geben sich in Westfalen die Hand: Die Deutschen Edelstahlwerke an der Ruhr bei Witten� Bild: imago/Zoonar

LANDESJUBILÄUM

Krone, Kreuz und Kaufmannszunft
Eine preußische Provinz von 1815 bis 1946 – Vor 1250 Jahren wurde Westfalen erstmals urkundlich erwähnt
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Das Paderborner Museum in der Kaiserpfalz mit den Pfalzanlagen des 8. und 11. Jahr-
hunderts zeigt ab dem 16. Mai die Ausstellung „775 – Westfalen“� Bild: LWL/Anne Karl
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BOTANIK

Joseph Hanels (1865–1940) Sammlung ist ein foto-
grafisches Herbarium, das heute die Rolle eines botani-
schen Archivs übernimmt, da es stark gefährdete Arten 
versammelt. Die Biologin Christiane Jacquat nutzt diese 
Bilder, um zu einem nachhaltigen Umgang mit unserer 

Umwelt anzuregen. Das gelingt ihr, ohne den Zeigefin-
ger zu erheben, indem sie und weitere Autoren die Bil-
der textlich begleiten und einordnen. Besonders erfri-
schend sind neben den wundervollen Bildern die fran-
zösischen Originaltexte und literarischen Zitate.� CRS

Christiane Jacquat: „Fundamen-
tals. Die Pflanzenwelt des ,I. H.‘“, 
AT Verlag AG, Aarau  
und München 2024, gebunden,  
240 Seiten, 59 Euro

Handkolorierte  Handkolorierte  
GlasdiapositiveGlasdiapositive

Der Dekorationsmaler und Fotograf Der Dekorationsmaler und Fotograf 
Joseph Hanel hielt Pflanzen, Insekten Joseph Hanel hielt Pflanzen, Insekten 

und Landschaften mit seiner Kamera fest und Landschaften mit seiner Kamera fest 

VON WOLFGANG KAUFMANN

W eltweit gibt es rund 
8000 ethnische Grup-
pen, die behaupten, ei-
ne Nation zu sein. Dem 

stehen knapp 200 Staaten gegenüber. Da-
raus resultiert ein immenses Konfliktpo-
tential, denn viele der Nationen ohne ei-
genes Staatswesen streben nach der Un-
abhängigkeit, die logischerweise die Her-
auslösung einzelner Landesteile aus ei-
nem bestehenden Staatsgebilde erfordert. 
Hierüber berichtet der Geograph, Histori-
ker und Bundeswehroffizier Martin 
Grosch in seinem Buch „Sezessionen“.

Das Werk besticht durch eine strin-
gente Gliederung in Kombination mit De-
tailreichtum. Eingangs definiert Grosch 
zentrale Begriffe wie „Nation“, „Volk“ und 
„Nationalismus“, bevor er die völker-
rechtlichen Aspekte der Sezessionen im 
Spannungsfeld zwischen dem nationalen 
Selbstbestimmungsrecht und der Wah-
rung der territorialen Integrität eines 
Staates beleuchtet. Danach geht es um die 
Ursachen von Sezessionsbewegungen, die 
in der Regel ethnischer, religiöser, wirt-
schaftlicher oder historisch begründeter 
Natur sind. Ebenso bemüht sich Grosch 
um die Klärung der heiklen Frage, ob Se-
paratisten eher Freiheitskämpfer oder 
Terroristen darstellen. Dabei bleibt er 
aber eine verbindliche Antwort schuldig.

Der Hauptteil des Buches ist den zahl-
reichen konkreten Sezessionsbewegun-
gen gewidmet. Den Anfang machen die 
erfolgreichen Sezessionen der Vergangen-

heit, aus denen Staatsgründungen resul-
tierten. So wie im Fall von Belarus, Erit-
rea, Bangladesch und Panama, der drei 
baltischen Republiken, der Ukraine sowie 
des Südsudans. Dem stehen gescheiterte 
oder faktisch vollzogene, aber völker-
rechtlich nicht anerkannte Sezessionsbe-
wegungen gegenüber. Misslungene Los-
lösungsversuche fanden in den Südstaa-
ten der USA, den kongolesischen bezie-
hungsweise nigerianischen Provinzen 
Katanga und Biafra, der kanadischen Re-
gion Québec, in Tschetschenien, auf Sri 
Lanka und im Südjemen statt. Dahinge-
gen dürfte die Verselbstständigung Trans-
nistriens von Moldawien, des Somalilan-
des von Somalia und der Türkischen Re-
publik Nordzypern von Zypern kaum 
rückgängig zu machen sein, obwohl die 
internationale Staatengemeinschaft diese 
Staatsgebilde als illegitim betrachtet.

Und schließlich kommen die aktuel-
len, hochproblematischen Sezessionsbe-
wegungen zur Sprache, wie es sie nicht 
zuletzt in Südtirol, Katalonien, dem Bas-
kenland, auf Korsika, in Schottland, der 
belgischen Region Flandern, den Kurden-
gebieten der Türkei, Syriens, des Iraks 
und des Irans sowie in Zentralafrika gibt. 

VON MANUELA ROSENTHAL-KAPPI

G latz im Frühjahr 1920. In der 
niederschlesischen Stadt 
werden drei grausam ver-
stümmelte Leichen gefun-

den. Da einer der Ermordeten der hoch-
rangige Offizier Major Peschke ist, wird 
aus Berlin der Militärermittler Wilhelm 
Klein zur Unterstützung der örtlichen 
Polizei nach Glatz geschickt. Schnell wird 
klar, dass es sich mit der Ermordung wei-
terer hochrangiger Persönlichkeiten – da-
runter Stadtrat Dinter, Johann Beier, Vi-
zedirektor der Schlesischen Bank in Glatz, 
sowie Richter Wiese und Major Schnei-
der, um eine Mordserie handelt. Mit dem 
Blut der Opfer wurden ihnen Dreiecke auf 
die Haut gemalt, und wenn man die Orte, 
an denen die Opfer gefunden wurden, 
miteinander verbindet, ergeben sich zwei 
Dreiecke, die zusammen die Form eines 
Hexagons bilden. Klein findet rasch her-
aus, dass die Symbolik, die sowohl auf jü-
dische Täter oder solche aus dem Umfeld 
der Freimaurer deutet, nur ein Ablen-
kungsmanöver ist.

Beim vierten Mord gerät Klein selbst 
unter Verdacht, als sich herauskristalli-
siert, dass dessen Kriegserlebnisse mit 
der Mordserie in Zusammenhang stehen 
könnten. Ähnlich wie Gereon Rath in Vol-
ker Kutschers Romanen „Babylon Berlin“ 
leidet Thomasz Duszynskis Held Klein im 
Krimi „Glatz“ an den Folgen einer Kriegs-
verletzung und einem posttraumatischen 
Belastungssyndrom. Obwohl sein Verhal-
ten während eines Kriegseinsatzes, bei 

dem er als Einziger überlebte, mysteriös 
bleibt, gilt er in Berliner Kreisen als 
Kriegsheld.

Zur Lösung der Fälle kommt es erst, 
als herauskommt, was während des Ers-
ten Weltkriegs in der Glatzer Festung – 
die damals als Gefängnis der von der Mi-
litärgerichtsbarkeit zum Tode Verurteil-
ten diente – vorgefallen war. Die dann 
folgende rasche Auflösung des Falls ist 
ebenso spannend wie überraschend.

Der 1976 geborene Schriftsteller Dus-
zynski beschäftigt sich immer wieder mit 
seiner Heimat Niederschlesien. Für seine 
Glatz-Reihe wurde er mit zwei der wich-
tigsten polnischen Krimi-Preise ausge-
zeichnet. Auf Deutsch gibt es bislang nur 
den vorliegenden Band. Dieser zeichnet 
sich durch einen flüssig und spannend ge-
schriebenen Stil aus. Zur Veranschauli-
chung der Orte des Geschehens wurden 
an passender Stelle Kartenausschnitte 
beigefügt. Der Autor, der neben Romanen 
und Kinderbüchern auch Drehbücher für 
Computerspiele und Science-Fiction-Er-
zählungen veröffentlicht hat, leitet seit 
2020 die Bibliothek in Strehlen [Strze-
lin]. Auf weitere Übersetzungen seiner 
„Glatz“-Romane darf man gespannt sein. 

POLITIK KRIMI

Bestreben nach 
Unabhängigkeit

„Babylon Berlin“ im 
schlesischen Glatz

Weltweit gibt es mehr Nationen als Staaten  
– Der Geograph und Historiker Martin Grosch 
beleuchtet die daraus resultierenden Konflikte 

Der polnische Schriftsteller Tomasz Duszynski liefert 
mit seinen „Glatz“-Kriminalromanen einen Einblick 
in die preußische Provinzstadt in den 20er Jahren

Martin Grosch: „Se-
zessionen. Das erbit-
terte Ringen um Unab-
hängigkeit“, Lau-Verlag, 
Reinbek 2024, bro-
schiert, 348 Seiten,  
28 Euro

Tomasz Duszynski: 
„Glatz“, Jaron Verlag, 
Berlin 2024, broschiert, 
333 Seiten, 18 Euro

Thomas Persdorf: 
„Zinnbecks Leiden-
schaften“, Shaker 
Media, Düren 2024, 
broschiert, 398 Sei-
ten, 26,90 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Eine Uhr mit 
Geheimnissen
Ein gut situierter Mittfünfziger, Wit-
wer und Privatier, ersteigert eine ram-
ponierte französische Louis-Quinze-
Uhr, was ihn, den Ich-Erzähler  
Dr. Zinnbeck, in Begeisterung ver-
setzt. Die Fantasie des Geschichtslieb-
habers und Hobbyautors kommt auf 
Touren, als er beim Restaurieren des 
seltenen Stücks an verborgener Stelle 
einen Zettel mit der Notiz einer histo-
rischen Person findet: Bertrand Barère 
veranlasste im Januar 1793 als Abge-
ordneter des Nationalkonvents im 
Prozess gegen König Ludwig XVI. die 
Abstimmung für die Hinrichtung des 
Königs. Aus der Uhr kommt noch eine 
Brosche aus dem 17. Jahrhundert aus 
königlichem Besitz zum Vorschein. 

So beginnt der Roman „Zinnbecks 
Leidenschaften“ von Thomas Pers-
dorf. Geboren 1941 in Leipzig, ist der 
Autor auf der Höhe der Zeit und dürfte 
mit seiner einfallsreichen Erzählung 
auch bei jungen Lesern Anklang fin-
den. In Zinnbecks Privatleben geht es 
turbulent zu. Durch seine wesentlich 
jüngere, sinnenfrohe und naive Freun-
din Marlies gerät er in Konflikt mit 
dem Clanmilieu. Marlies ist eine auf-
merksame Zuhörerin seiner frei erfun-
denen Geschichten über Barère. Auch 
eine attraktive Mitarbeiterin eines 
Auktionshauses interessiert sich für 
Zinnbeck und seine Antiquitäten. 

Das Beste an diesem Schmöker 
sind die faktenreichen Geschichten 
über die Jahre nach der Französischen 
Revolution. � D. Jestrzemski

Spannung mit 
Schwächen
Pia Korittki ist eine erfolgreiche Kom-
missarin im Norden Schleswig-Hol-
steins. In ihrem Beruf hat sie vieles 
Belastendes erlebt. So freut sie sich 
auf den Urlaub mit ihrem Freund Mar-
ten und Sohn Felix in einem alten Bau-
ernhaus an der Ostsee. Ausgerechnet 
da ereignet sich ein Mord in der Nach-
barschaft, und Korittki wird gebeten, 
einzuspringen. Ein Architekt wurde 
mit eingeschlagenem Kopf am Strand 
gefunden. Der Fall entpuppt sich we-
gen der vielen in Frage kommenden 
Täter als kompliziert. Die Kommissa-
rin und ihre Kollegen führen zahlrei-
che Verhöre durch, um das Wirrwarr 
um die Familie des ermordeten 30-jäh-
rigen Frauenschwarms Benno Hagen-
dorf zu entschlüsseln. 

Eva Almstädts Roman „Ostseefins-
ternis“ ist spannend, aber zu langat-
mig. Die Verwandtschaftsverhältnisse 
werden klarer durch den Stammbaum 
im Bucheinband. Die Personen und 
Geschehnisse werden stimmig und 
realistisch beschrieben. Der vorliegen-
de Band ist der 19. Fall der Korittki-
Reihe. � Angela Selke

Eva Almstädt: 
„Ostseefinsternis“, 
Lübbe Verlag, Köln 
2024, Taschenbuch, 
397 Seiten,  
12,99 Euro
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VON JENS EICHLER

W er hat’s gebaut? Nein, 
diesmal waren’s nicht 
die Schweizer, sondern 
vielmehr ein waschech-

ter Preuße. Einer von ganz besonderem 
Schlag, denn ihm lag förmlich von Geburt 
an Musik, Takt und Rhythmus im Blut. 
Dem im August 1846 geborenen Georg 
Heinrich Griebel, der später seinen Vor-
namen nach seiner Auswanderung in die 
USA amerikanisierte und sich danach 
George Henry nannte, war regelrecht um-
zingelt von ebenso bedeutenden wie be-
gnadeten Musikern. So gilt Griebels Vater 
als einer der besten Cellisten seiner Zeit 
und war daher erster Solo-Cellist der Kö-
niglichen Hofkapelle. 

Doch damit nicht genug. Schon sein 
Großvater spielte Fagott wie kaum ein an-
derer, war ebenso Mitglied im Orchester 
des Königs und darüber hinaus Lehrer des 
Opernkomponisten Albert Lortzing. Zwei 
Onkel wussten derart vortrefflich die 
Oboe und die Violine zu spielen, dass 
auch sie in der Hofkapelle des Monarchen 
musizieren durften. Was also liegt da nä-
her, als dass auch der Sprössling Georg 
Heinrich ein Instrument erlernt und die-
sem Töne entlockt wie kaum ein Zweiter? 

Lust auf Ästhetik und Schönheit
Sehr viel. Denn der junge Griebel hatte 
viele Talente und zudem Interesse an vie-
lem – nur nicht an der Musik. Vielmehr 
fühlte er sich zum Militär hingezogen, 
liebte straffe Ordnung, konkrete Struktu-
ren und Klarheit statt, wie er es einmal 
nannte, „künstlerischen Firlefanz“. Also 
ließ er sich nach der Schulzeit an der 
Preußischen Militärakademie für das In-
genieurkorps ausbilden. Eines aber hatte 
er mit seinen musikalischen Familienmit-
gliedern dann doch gemein: die Exzellenz. 
Denn Griebel studierte die Wissenschaft 
rund um das Ingenieur- und Architektur-
wesen nicht nur, sondern er ging regel-
recht darin auf. Seine Ergebnisse waren 

daher auch mehr als bemerkenswert, 
ebenso wie seine Benotungen. Er hatte 
ein ungewöhnliches Gefühl für Formen, 
für Stile, für Techniken, war Neuem ge-
genüber extrem aufgeschlossen, liebte zu-
dem Ästhetik – doch das alles war in Sum-
me ebenso stark beeinflusst von einem 
sinnvollen Pragmatismus. Nützlich muss-
te es ein, anwendbar und eben schön in 
der Optik. Das waren die Prämissen, die 
Griebel von Beginn an zu den Leitmotiven 
seiner Arbeit machte. 

Als er 1865 die Preußische Armee ver-
ließ, spürte Griebel aber auch, dass er mit 
seinen ästhetischen Vorstellungen im 
streng reglementierten Preußen nicht 
wirklich weiterkam. Waren in Deutsch-
land schnörkellose Formen und Linien 
gefragt, da alles funktionell und nur funk-
tionell sein musste, blieben nach dem Ge-

schmack des preußischen Ästheten je-
doch Schönheit, Optik und Anmut zu sehr 
auf der Strecke.

Für Griebel stand fest: Ich muss hier 
raus, meinen Horizont erweitern und von 
der süßen Frucht der Freiheit kosten. Wo 
kann und konnte man das besser als in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, die 
auf dem Fundament der Freiheit entstan-
den waren? Also wanderte der preußische 
Jungarchitekt zusammen mit seinem Bru-

der Maximilian, der nebenbei bemerkt ein 
überaus guter Violinist war, in die USA 
aus. Die beiden landeten in Washington 
DC, wo Griebel erst einmal voller Neugier 
und Wissbegierde die studentische Schul-
bank der Georgetown University drückte, 
um sich einerseits fortzubilden, anderer-
seits aber die neuen Stile, Bauarten und 
die Denkweise der neuen Welt immer 
mehr zu verinnerlichen. 

Erfolgreich mit dem ersten Auftrag
Dass er aufgrund seiner preußisch gepräg-
ten militärischen Vorbildung geradezu 
mit Kusshand im Kriegsministerium der 
USA kurz darauf eine Anstellung fand, ist 
nicht weiter verwunderlich. Als Architekt 
und Ingenieur des Generalquartiermeis-
ters setze er dann auch 1871 ein erstes ar-
chitektonisches Ausrufezeichen. Mit dem 
„Quadrangle“ des Forts Sam Houston ge-
lang ihm ein erster großer Wurf. Ein Bau, 
in dem übrigens der berüchtigte Apachen-
Häuptling Geronimo gefangen gehalten 
wurde. Heute ist es hingegen ein US-Kul-
turdenkmal im National Register of His-
toric Places. Griebels erster Auftrag 
schrieb somit schon Geschichte.

Dieser Bau war zugleich der Beginn 
einer bemerkenswerten Griebel-Ära. 
Denn plötzlich ergaben sich für ihn groß-
artige Möglichkeiten, sein Können unter 
Beweis zu stellen. Auch, weil er mit jeder 
beendeten Arbeit Stück für Stück mehr 
freie Hand von seinen Arbeitgebern als 
auch Auftraggebern bekam und sich so 
zunehmend selbst verwirklichen konnte. 
Und diese Verwirklichung gefiel den Ame-
rikanern. Allen voran aber den US-Bau-
herren und -Baukonzernen. 

Also beauftragten sie den ambitionier-
ten Preußen mit immer aufregenderen, 
interessanteren Projekten, die wiederum 
immer spektakulärere Herausforderun-
gen nach sich zogen. Den ersten wirklich 
optischen Meilenstein erschuf der US-
Preuße mit dem großen Treppenhaus der 
Library of Congress in Washington DC. 
Bemerkenswert war dabei nicht nur Grie-
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ARCHITEKTUR FÜR DIE EWIGKEIT

US-Gebäude mit Preußen-Flair
Georg Henry Griebel baute das weltberühmte Dakota-Haus in New York sowie die weltgrößte Bibliothek in Washington

Das Dakota-Haus in der feinen Upper West Side Manhattans wurde 1969 von New 
York als Denkmal ausgewiesen – es folgten viele weitere Auszeichnungen dieser Art

Der Komplex der Library of Congress in Washington DC ist beim Medienbestand die zweitgrößte, beim Bücherbestand 
die größte Bibliothek der Welt� Bilder (2): Wikimedia, mauritius images/Alpha Stock/Alamy

93
Luxus-Apartments zählt 
das Dakota-Haus, die teil-
weise mehr als 300 Quad-

ratmeter Wohnfläche besit-
zen und vier Meter hohe 

Decken aufweisen. Griebel 
ließ in das Gebäude einen 
eigenen Ballsaal und einen 

Tennisplatz einbauen 

bels außerordentliche Liebe zum Detail, 
sondern es ist vielmehr die spektakuläre 
Opulenz der Ornamente, die aber bei aller 
Pracht und all ihrem Überfluss dennoch 
eine wohlige Harmonie ausstrahlen, die 
ihresgleichen sucht. Der Mix ist perfekt, 
bestehend aus antiken Elementen, aber 
ebenso mit Stilmitteln der Renaissance 
und des Klassizismus. 

Im Jahr 1880 zog Griebel in die boo-
mende Metropole zwischen Hudson und 
East River gelegen – nach New York. Nir-
gendwo wurde so ambitioniert und mutig 
sowie mit einem Blick für Zukunft und 
Ewigkeit gebaut, nirgendwo wurden so 
viele neue Baurekorde gebrochen. Da 
wollte der strebsame Preuße hin und 
ebenso seine architektonischen Spuren 
hinterlassen. Und genau das schaffte er 
auch. Für das Büro Henry Janeway Har-
denberg entwarf Griebel ein echtes Denk-
mal – das Dakota-Haus. Eines der wohl 
berühmtesten Apartmenthäuser auf der 
ganzen Welt und ebenso Wohnstätte ehe-
maliger und aktueller Berühmtheiten. Das 
Gebäude in der Upper West Side, direkt 
beim Central Park gelegen, wurde zwi-
schen 1880 und 1884 im Stil der französi-
schen Renaissance errichtet. Da aber das 

Grundstück zu der Zeit in dem noch we-
nig bebauten nördlichen (upper) Manhat-
tan lag, witzelte man, es würde wohl noch 
ins Stammesgebiet der Dakota-Indianer 
reichen. Dakota – der Name blieb, und 
wurde mit einer Natursteinplastik eines 
Indianerkopfes über dem Haupteingang 
auf ewig regelrecht in Stein gemeißelt. 

Von Anfang an wohnte hier nur die 
Hautevolee der Stadt. Reiche, Schöne, 
Prominente wurden zu einer verschwore-
nen Hausgemeinschaft. Wen sie nicht da-
beihaben wollten, der bekam auch keinen 
Wohnraum – egal wie voll das Konto war. 
So buhlte Popdiva Madonna jahrelang um 
ein Apartment, erhielt es aber nicht, da 
die anderen Besitzer sie aufgrund ihres 
teilweise frivolen Lebensstils nicht in ih-
rer Gesellschaft haben wollten. Dirigent 
Leonard Bernstein wohnte ebenso im Da-
kota wie Sängerin Roberta Flack, Judy 
Garland, Boris Karloff, Paul Simon oder 
Tänzer Rudolf Nurejew. Und auch Ex-
Beatle John Lennon, der aber 1980 vor der 
Dakota-Haustür von einem irren Attentä-
ter erschossen wurde. Seine Witwe Yoko 
Ono wohnte bis 2023 weiter in dem Apart-
ment, das der Preuße Griebel vor über 120 
Jahren entworfen und gebaut hat.



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

W as du nicht willst, was man 
dir tu, das füg auch keinem 
andern zu!“ Wie so viele al-
te Volksweisheiten hat 

auch diese nichts an Wahrheit und Aktualität 
eingebüßt. Doch wie bei anderen Quellen al-
ten Wissens meinen Zeitgenossen immer 
wieder, gegen die tiefe Einsicht verstoßen zu 
dürfen, weil heute und in ihrem Falle ja alles 
anders sei. Ist es aber nicht.

Das musste auch der ZDF-Propagandist 
Jan Böhmermann erfahren in einer Affäre, die 
ziemlich groß durch die Medien ging. Er hatte 
einen Youtuber vor breiter Öffentlichkeit de-
nunziert, indem er dessen Klarnamen und 
Adresse verpetzt hat. Böhmermann-Spione 
haben sogar die Eltern von „Clownie“, wie 
sich der Youtuber nennt, abends um halb 
zehn heimgesucht und den mutmaßlich 
29-Jährigen bei dessen Metal-Band ange-
schwärzt, woraufhin die ihn tief erschrocken 
sofort an die Luft gesetzt hat.

Die Stasi hatte einen Fachbegriff für so 
etwas. Sie nannte es „Zersetzung“: Um das 
soziale Umfeld von Regimekritikern zu zer-
stören, versorgten die Genossen vom „VEB 
Horch und Guck“ Verwandte und Freunde, 
Bekannte und Kollegen mit hässlichen Ge-
schichten über das Zielobjekt. Leser und Au-
toren der PAZ, die ihre jüngeren Jahre in der 
DDR verbracht haben, können über die nie-
derträchtige Masche einiges erzählen. Im-
merhin schien den roten Schlapphüten noch 
bewusst zu sein, wie verwerflich solch Trei-
ben eigentlich ist, weshalb sie im Verborge-
nen wühlten und öffentlich abstritten, derlei 
je getrieben zu haben.

Anders Böhmermann: Der zieht das ganz 
groß im Fernsehen auf, weil „Clownie“ ein 
Rechter sei. Hat er in seinem Kanal „Clowns-
welt“ was Verbotenes verbreitet? Dann hätte 
sich gewiss längst die Justiz für ihn interes-
siert. Hat sie aber nicht. Aber er sei halt ir-
gendwie „rechts“, und das reicht dem ZDF-
Lautsprecher für die öffentliche Hinrichtung.

Die Abo-Zahlen von „Clownswelt“ sind 
gleich nach der Attacke in die Höhe ge-
schnellt. Gut so. Nicht so gut: Rächer des 
Youtubers veröffentlichten persönliche Da-
ten von Böhmermann nun ihrerseits im Netz. 
Widerliches wird also mit Ekligem vergolten. 
So ist das wohl, wenn einer jeden Anstand 
missen lässt, aber das macht die Gegen-De-
nunziation kaum besser. 

„Was du nicht willst ...“: An den Spruch 
werden wir uns künftig wohl noch öfter er-
innern. Im Augenblick leisten sich Leute im 
Völlegefühl ihrer Macht so einiges, was sie 
sich selbst auf keinen Fall wünschen würden. 
Man stelle sich vor, die AfD gewönne im kom-
menden Jahr in einem neuen Bundesland die 
absolute Mehrheit der Mandate, übernähme 
die Regierung und zöge mit der gleichen 
Selbstgerechtigkeit gegen die Opposition zu 
Felde wie die heute dort Regierenden gegen 
sie. Himmel, gäbe das ein Geschrei! Aber wo-
mit wollte man argumentieren? Schwierig.

Wie sich das Geschrei anhören würde, 
wissen wir in etwa. Sie erinnern sich viel-
leicht, wir hatten darüber berichtet: Im Früh-
jahr 2024 haben Demonstranten das Ascher-
mittwochstreffen der Grünen im württem-
bergischen Biberach blockiert, sodass die 
Veranstaltung ausfallen musste. Ein Anschlag 
auf die Demokratie sei das, hieß es damals 
aufgeregt. Dumm nur, dass Blockaden von 
AfD-Veranstaltungen seit Jahren mit einem 
Achselzucken quittiert werden, wenn nicht 
mit klammheimlicher Genugtuung. Und dass 
Blockaden von ganz links seit Jahrzehnten 
zum „gewaltfreien Widerstand“ umgelogen 
werden – natürlich in dem festen Glauben, 
selbst nie davon getroffen zu werden. Tja, der 
Volksmund hatte sie gewarnt.

Ob die AfD aber jemals soweit kommt, 
dass sie sich „rächen“ und mit gleicher Mün-
ze heimzahlen kann, steht ja noch völlig in 
den Sternen. Kommt ganz darauf an, wie sich 
die neue Bundesregierung anstellt. Und da ist 
ja noch alles offen.

Morgen, morgen, nur nicht heute
Die Probleme, etwa die des immer unfinan-
zierbaren Sozialstaats, an der Wurzel zu pa-
cken, könnte gefährlich werden. Denn die 
Maßnahmen wären schmerzhaft. Lieber 
nicht, dachte sich die neue Arbeits- und So-
zialministerin Bärbel Bas. Warum machen 
wir es nicht besser so wie in der Merkel-Ära, 
fragt sich die Sozialdemokratin.

Damals lautete die Formel: Probleme ge-
hören nicht gelöst, sondern wegdiskutiert 
oder auf die lange Bank geschoben. Dann ha-
ben andere, spätere Regierungen den Ärger. 

Bei der Rente wollte Bas gleich noch den 
Unmut vieler Beitragszahler und Rentner da-
rüber bedienen, dass es den Beamten mit de-
ren Pensionen spürbar besser geht als ihnen. 
Also tischt die Ministerin den Vorschlag auf, 
dass alle, also auch Beamte und Selbstständi-

ge, in die gesetzliche Rentenkasse einzahlen 
sollen. Damit soll, so die Behauptung, auch 
dem Problem der Unterfinanzierung der Kas-
se entgegengesteuert werden. Schlau: Denn 
zunächst käme tatsächlich mehr Geld herein 
und Bas könnte stolz verkündigen, wie sie die 
Rente „wieder zukunftsfest“ gemacht habe. 

Bis dann die vielen zusätzlichen Beitrags-
zahler zu vielen zusätzlichen Rentenempfän-
gern mutieren. Dann käme das alte Problem 
in neuer Frische zurück. Mit einem entschei-
denden Unterschied: Wieder wären viele Jah-
re vergeudet worden, in denen eine wirklich 
tragfähige Reform versäumt wurde und in 
denen die Lage noch viel schlimmer gewor-
den ist. Aber was schert das Bas? Die ist jetzt 
Ministerin. Und nicht mehr in fernerer Zu-
kunft. Merkel hat es mit dem Trick immerhin 
auf 16 Kanzlerjahre gebracht, klappt doch!

Allerdings muss man sich darauf verlas-
sen können, dass die Leute nicht begreifen, 
was gespielt wird. Oder, dass es ihnen egal ist.

Das gilt auch für die neue Wundertüte des 
grenzenlosen Schuldenmachens. Die Masse 
des Volkes ist laut Umfragen ja sehr zufrieden 
mit der geplanten Explosion der Staatsdefizi-
te. Warner wenden ein, dass da ein Monster 
herangemästet werde, welches später noch 
mal sehr gefährlich werden könnte für uns 
alle. Aber zum Glück ist dieser ganze Finanz-
marktkram so furchtbar kompliziert, dass 
sich dafür sowieso kaum einer interessiert.

Oder ist es doch nicht so kompliziert? Im 
Grunde läuft es so: Kapital ist eine Ware wie 
alles im Markt. Wenn die Nachfrage steigt, 
während das Angebot kaum oder gar nicht 
wächst, geht der Preis nach oben. Am Geld-
markt sind das die Zinsen, die schon kurz 
nach Ankündigung der „Sondervermögen“ in 
die Höhe schossen.

Wenn der Staat seine Zinsen irgendwann 
nicht mehr bedienen kann, müssen die No-
tenbanken ihm helfen, indem sie dem Staat 
dessen Anleihen abkaufen, ihm also direkt 
frisch gemachtes Geld geben. Dann wird das 
Geld auf dem Markt mehr und mehr. Weil 
aber die Wirtschaft nicht genauso schnell 
wächst, verfällt der Geldwert. Und mit ihm 
der Wert von Ersparnissen und privaten Ren-
ten der Bürger. 

Aber, wie gesagt, das ist alles schrecklich 
kompliziert, weshalb kaum einer verstehen 
wird, wo sich der Staat seine „Sondervermö-
gen“ in Wahrheit herholt. Schließlich kommt 
auch diese Rechnung ja erst viel später, wie 
bei Bas’ Renten-Idee.

Was, wenn sich 
die AfD rächt, 
sobald sie im 
kommenden 

Jahr ein 
Bundesland 
erobert hat?

DER WOCHENRÜCKBLICK

Das hässliche Echo
Wenn der Denunziant denunziert wird, und warum Politiker die „lange Bank“ so sehr mögen

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Julian Reichelt nimmt bei „Nius“ (13. Mai) 
die Vorwürfe des Verfassungsschutzes gegen 
die AfD auseinander:

„Furchterregend sind nicht die Beweise, 
sondern die Vorwürfe. Gesichert furcht-
erregend ist, dass man der AfD Dinge vor-
wirft, die vollkommen legal sind und fast 
allesamt aus dem neuen ,Phänomenbe-
reich Verfassungsschutzrelevante Delegi-
timierung des Staates‘ stammen ... Ein 
Phantasiebegriff, der in keinem Gesetz 
steht ... Ein Begriff, der als Grundlage aus-
drücklich Kritik an den Corona-Maßnah-
men nennt, ein Begriff, mit dem legitime 
Machtkritik bekämpft, unterdrückt und 
überwacht werden soll, dient nun plötz-
lich dazu, die größte Oppositionspartei zu 
verbieten. Wer das schrecklich findet, ist 
kein AfD-Anhänger. Wer das schrecklich 
findet, verteidigt unser Grundgesetz und 
unsere Freiheit.“

Der Politikwissenschaftler Uwe Wagschal be-
nennt im „Focus“ (7. Mai) das Signal, das 
von der verstolperten Kanzlerwahl ausgeht:

„Die Regierung hat keine verlässliche 
Kanzlermehrheit. Gerade bei den aktuell 
knappen Mehrheitsverhältnissen fehlt da-
mit die Verlässlichkeit, die es braucht, um 
die notwendigen harten Reformen durch-
zusetzen.“ 

Der Ökonom Daniel Stelter fürchtet in der 
„Welt“ (8. Mai), dass die Koalition wegen der 
Brandmauer gegen die AfD die in sie gesteck-
ten Hoffnungen auf eine Wirtschaftswende 
enttäuschen wird:

„Im Wahlkampf hat die Union Hoffnung 
auf eine Wirtschaftswende geweckt. Die-
se Hoffnung ist mit dem Koalitionsvertrag 
weitgehend verpufft. Merz’ Niederlage in 
der ersten Runde macht klar: Wenn es eng 
wird, hat er wahrscheinlich keine Mehr-
heit. Wenn man eine Mehrheit organisie-
ren muss, dann mit links und nicht mit 
rechts. Im Ergebnis werden Sozialprojek-
te realisiert, bei wirklichen Reformen 
wird das nichts.“

In der Schweizer „Weltwoche“ (8. Mai) 
nimmt Roger Köppel einen interessanten As-
pekt der Verfassungsschutz-Offensive gegen 
die AfD aufs Korn:

„Die Staatsspitzel formulieren Anschuldi-
gungen, gegen die sich der Beschuldigte 
allerdings nicht wehren kann, weil das 
Gutachten unter Verschluss gehalten 
wird. Ausgenommen sind geneigte Jour-
nalisten, die das dubiose Dokument be-
kommen haben und im Sinne der Obrig-
keit verwerten, der perfekte medial-gou-
vernementale Komplex.“

Moderner Patriotismus? Ausgerechnet in 
Deutschland? Man hört förmlich das Ge-
zeter und ideologische Geschrei von links, 
wenn nur das „P-Wort“ aus einem deut-
schen Munde ertönt. Nein, Deutschland 
hat nach den Schandtaten des National-
sozialismus kein Recht mehr auf Patrio-
tismus, auf vaterländische Begrifflichkei-
ten – jedenfalls wenn es nach linken Poli-
tikern und Köpfen geht. Selbst das Exis-
tenzrecht wurde einem deutschen Staat 
seitens linker Eliten schon abgesprochen. 
Deutschland gehört abgeschafft? Ach was, 
das erledigt diese Nation beinahe ganz al-
lein. Zu wenig Kinder, zu wenig Geburten, 
aber dafür umso mehr Migration fremder 
Kulturen. Das führt automatisch zur Aus-
löschung der eigenen Nation. Selbstmord 
auf Raten und somit das Ende des kultu-
rellen Erbes. So jedenfalls sieht es Leon 
de Winter in seiner Kolumne in der „Welt“ 
vom 12. Mai. Er darf das. Denn de Winter 
ist nicht nur ein bedeutender Schriftstel-
ler unserer Zeit, er ist auch Niederländer 
– und Jude. Und er findet Deutschland 
großartig. Weil er es darf.� JE

„Politische 
Geschmacklosigkeiten, 
böse Witze und 
intellektuelle Irrlichterei 
sind in einem freien Land 
erlaubt. Genau das 
macht den Unterschied 
zu autoritären Regimen. 
Das sollte auch so 
bleiben.“
Ralf Schuler bei „Nius“ am 12. Mai  
zum Vorgehen des Verfassungsschutzes 
gegen missliebige Meinungen
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